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JInſerake
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für Halle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſeburg Buerfurk, Delitzſch Bikterfeld,
Wwikkenberg Schweinik, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Erkarksberga und die Mansfelder Kreiſe.

Expedikivn: Barz 42/43. Geöffnek werkkags von 7 Uhr früh bis 7 Uhr nachm. a Redaktkivn: Barz 42/43. Sprechſtunde werkkags /212 Uhr mikkags.

Abgelehnt! Abgelehnt:
„Wanzentaktik“ des Trappiſtenblocks.

Der Reichstag führt jetzt ein tolles Schauſpiel auf, das
Hald die Empörung des zuſchauenden Volkes wecken muß. An
geblich „beratet“ man die Reichsverſicherungsordnung, in Wahr-
heit aber ſchweigen die geſamten bürgerlichen Parteien
(mit Ausnahme einiger fortſchrittlicher Abgeordneten) und
lehnen ganz mechaniſch alle Anträge ab, die von den Sozial
demokraten im Jntereſſe der Arbeiter geſtellt werden. Der
Trappiſtenblock funktioniert.

Soweit ſich die Mehrheit überhaupt an der Beratung be-
teiligte, geſchah das, wie man uns aus dem Reichstage berichtet,
in Form von lauten Privatgeſprächen, durch die mit er-
ſichtlicher Abſichtlichkeit die Ausführungen unſerer Fraktions-
redner übertönt werden ſollten. Die einſchneidendſten Be
ſtimmungen, an denen das Wohl und Wehe ungezählter Ar
beiter hängt, veranlaßten die Mehrheit nicht, ihre Münder auf-
zutun, und noch ſtummer war die Regierung. Bis 7 Uhr
abends dauerte dieſe angebliche Beratung, in der etwa 30 Para
graphen „erledigt“ wurden. Die Paragraphen über die
Wöchnerinnenbeihilfe wurden nicht zu Ende beraten. Die
Mehrheit hatte den ſeltſamen Geſchmack, auf die eingehenden
und trefflichen Darlegungen des Genoſſen David durch einen
ultramontanen Kleinmeiſter, namens Jrl, antworten zu laſſen.

Weitaus in den meiſten Fällen blieb bei den Abſtimmungen,
von denen eine namentlich war, unſere Fraktion iſoliert; bis-
weilen ſtimmten die Polen, manchmal einige Freiſinnige, ſelten
alle Freiſinnigen, und nur in Ausnahmefällen, Freiſinnige und
Polen mit ihr. Jmmerhin ſoll anerkannt werden, daß in
einigen Fällen ſelbſt der ſonſt ſo reaktionäre Mugdan für
unſere Anträge ſprach. Am beſten hielten ſich von den Frei-
ſinnigen der alte Träger und Fegter. Außer David ſprachen
an dieſem Tage die Genoſſen Molkenbuhr, Hoch, Hue, Schmidt-
Berlin, Severing, Göhre, Zubeil, Büchner, Sachſe, Kunze und
Buſold.

Die Junker ſind mit der Wanzentaktik der Mehrheit, wie ſie
Genoſſe Zpubeil richtig bezeichnete, ſehr zufrieden. Das Tempo
der Duychpeitſchung geht ihnen ſchnell genug. Die Kreuz-
zeituyg ſagt:

Das Mittel, das den Erfolg der erſten beiden Tage herbei-
geführt hat, beſtand in der äußerſten Selbſtbeſchränkung der
Mehrheitsparteien im Reden. Auch die Regierungsvertreter
ſchloſſen ſich dieſer Taktik an. So weiſt die Rednerliſte der
beiden Tage faſt nur Sozialdemokraten, dieſe aber
in auffallend großer Zahl auf. Dieſe Zurückhaltung iſt den
beteiligten Abgeordneten gewiß nicht leicht geworden. Es
hagelte von ſeiten der Sozialdemokratie in der üblichen Weiſe
Entſtellungen und verletzende Angriffe, deren Widerlegung
fehr leicht geweſen wäre.

Ob die Widerlegung der ſozialdemokratiſchen Angriffe
wirklich ſo leicht geweſen wäre, wird wohl für ewige Zeiten
ſtrittig bleiben, da ja nicht einmal ein Verſuch dazu gemacht
worden iſt. Aus der Darlegung der Kreuzzeitung geht aber
unwiderleglich hervor, daß zurzeit die ſozialbemo-
kratiſche Partei im Reichstage die einzige iſt,
die wirklich parlamentariſche Arbeit leiſtet.
Zu der Tätigkeit hingegen, die das Gros der bürgerlichen Ab-
geordneten zurzeit verrichtet, braucht man keine gelernten Poli-
tiker, jedes Bataillon Gardefüſiliere, das man zu dieſem Zweck
nach dem Reichstage kommandieren würde, könnte die Sache
genau ſo gut machen. Man hört nicht, man redet nicht, man
denkt nicht nach, man beſchränkt ſich darauf, bei den Abſtim-
mungen aufzuſtehen oder ſitzen zu bleiben. Heißt es „Antrag
Albrecht und Genoſſen“, dann ſetzt man ſich und ſtimmt den
Abänderungsantrag nieder, ohne auch nur eine Ahnung davon
zu haben, was er eigentlich enthält. Das iſt ein Stumpfſinn,
der im Laufe der Zeit den Wählern auf die Nerven fallen muß,
und beſonders die Arbeiterwähler werden aus der Jntereſſe-
loſigkeit, mit der die bürgerlichen Abgeordneten eine für die
arbeitenden Maſſen ſo wichtige Materie behandeln, ihre Schlüſſe
ziehen. Die bürgerlichen Abgeordneten aber, für die heute das
Wort gilt, „Herr verzeihe ihnen, ſie wiſſen nicht was ſie tun,“
werden ſehr erſchrecken, wenn ſie in den Wählerverſammlungen
aus dem Munde ſozialdemokratiſcher Gegner erfahren werden,
gegen was alles ſie geſtimmt habenl!

Die Freude der Junker iſt alſo verfrüht, ſie läßt ſich über-
haupt nur aus dem Umſtande erklären, daß man drüben die
Taktik der ſozialdemokratiſchen Fraktion noch nicht begriffen
hat. Das Vemühen der Sozialdemokraten, ein den Volks-
intereſſen entſprechendes Geſetz zuſtande zu bringen, wird ſicher
in den Maſſen überall die Anerkennung finden, die es verdient.
Das Treiben der ſich taubſtumm ſtellenden würdeloſen Mehr-
heit, die frivole Ablehnung aller notwendigen und ſelbſtver
ſtändlichen Verbeſſerungen muß aber binnen kurzem zu einem
entrüſteten Proteſt der Maſſen führen. Die bürgerlichen Par-
teien diskreditieren ſich bis auf die Knochen, während die
Sozialdemokratie bald genug die reife Ernte ihrer gewiſſen-
haften und fleißigen Arbeitsſaat ſchneiden wird.
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Dieſtumpfſinnig niedergeſtimmten Anträge
der Sozialdemokraten regiſtrieren wir auch heute wieder:

Der Bundesrat beſtimmt, wie weit vorübergehende
Dienſtleiſtungen verſicherungsfrei ſind. Die Sozial-
demokraten beantragten, daß die Befreiung nur bei ſolchen

Dienſtleiſtungen eintreten darf, die nicht über eine Woche
hinausgehen. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.

Verſicherungsfrei ſind ferner die in Betrieben oder im
Dienſte des Reiches uſw. Beſchäftigten, wenn ihnen
gegen ihre „Arbeitgeber“ ein Anſpruch zuſteht, der den Mindeſt-
leiſtungen der Krankenkaſſen gleichwertig iſt. Die Sozialdemo-
kraten beantragten, daß die Befreiung nur dann eintreten darf,
wenn den Beſchäftigten die ſatzungsgemäßen Leiſtungen
der Krankenkaſſe gewährt werden. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.

Die Sozialdemokraten beantragten, die Befugnis der oberſten
Verwaltungsbehörde zu ſtreichen, ſogar ſolche Perſonen von
der Verſicherungspflicht zu befreien, die in Betrieben oder im
Dienſte nichtöſfentlicher Körperſchaften oder
als Lehrer und Erzieher an nichtöffentlichen Schulen oder An-
ſtalten beſchäftigt ſind. Das wurde
abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien (ohne Pfundtner,

freiſ.)

Die Sozialdemokraten beantragten die Streichung der Be
ſtimmung, daß der nur noch zu einem geringen Teile
arbeitsfähige Arbeiter von der Verſicherungspflicht be-
freit wird. Das wurde
abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien mit Ausnahme der

Polen.
Die Sozialdemokraten beantragten ferner, daß die Perſonen,

die bei Arbeitsloſigkeit in Arbeiterkolonien oder ähn-
lichen Wohltätigkeitsanſtalten vorübergehend beſchäftigt wer-
den, und von der Verſicherungspflicht befreit ſind, wenigſtens
Krankenpflege, alſo Arzt und Medizin, im Falle einer
Krankheit erhalten ſollen. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.

Die Sozialdemokraten beantragten, daß die Hand lungs-
gehilfen und. ſonſtigen Angeſtellten ſowie die
kleinen Unternehmer auch dann der Verſicherung frei-
willig beitreten können, wenn ihr Jahreseinkommen höher
als zweitauſend Mark iſt. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
Durch Satzung der Kaſſe kann das Recht zum Beitritt von

einer beſtimmten Altersgrenze und von der Vorlegung eines
ärztlichen Geſundheitszeugniſſes abhängig gemacht werden.
Die Sozialdemokraten beantragten, daß dieſe Benachteiligung
nur für ſolche Perſonen zuläſſig iſt, die nicht unmittelbar vor-
her einer anderen Krankenkaſſe angehört haben. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien (ohne Polen).
Die Sozialdemokraten beantragten, daß die von der Kom-

miſſion geſtrichene Befugnis des Gemeindeverbandes und der
Krankenkaſſe, das Recht zum freien Beitritt noch
anderen Perſonen zu gewähren, wiederhergeſtellt wird. Das
wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.

Die Sozialdemokraten forderten, daß die baren Leiſtungen
unter allen Umſtänden nach dem durchſchnittlichen
Tagesverdienſt der Verſicherten berechnet werden
ſollen (Grundlohn), ſo daß die im Entwurf vorgeſchlagene ge-
ringere Bemeſſung des Geldes ausgeſchloſſen iſt. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
Die Sozialdemokraten beantragten die Streichung der Be

ſtimmung, nach der für die Landkrankenkaſſen noch
geringeres Krankengeld als für die Ortskrankenkaſſen
gewährt werden kann, zu ſtreichen. Das wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.

Die Sozialdemokraten forderten, daß den Kranken nicht
nur die ſogenannten „kleineren“, ſondern alle Heil-
und Hilfsmittel gewährt werden, die erforderlich ſind,
den Erfolg des Heilverfahrens zu ſichern oder die Nachteile der
Kranken zu mildern. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
Die Sozialdemokraten forderten, daß das Krankengeld in der

Höhe des vollen Grundlohnes gewährt und nicht, ſowie es
in der Vorlage vorgeſchrieben iſt, auf den halben Betrag
beſchränkt wird. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.

Die Sozialdemokraten forderten, daß das Krankengeld für
jeden Tag und nicht nur für den Arbeitstag gewährt wird.
Das wurde
abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien (ohne Träger und

Fegter, freiſ.)
Die Sozialdemokraten beantragten, daß das Krankengeld

nicht erſt vom vierten Tage, ſondern bereits vom
erſten Tage ab gewährt wird. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
Nachdem die vorſtehenden Anträge abgelehnt waren, be-

antragten die Sozialdemokraten, daß das Krankengeld wenig
ſtens im Betrage von drei Vierteln des Arbeitsverdienſtes
ſtatt des halben Verdienſtes gewährt wird. Das wurde
abgelehnt von galien bürgerlichen Parteien (ohne Polen und

Kobelt, lib.).
Ferner beantragten die Sozialdemokraten, daß das Kranken-

geld vom erſten Tage der Arbeitsunfähigkeit wenigſtens bei
ſolchen Krankheiten gewährt werden muß, die länger als eine
Woche dauern, zum Tode führen oder durch Betriebsunfall ver-

urſacht worden ſind. Das wurde
abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.

Die Sozialdemokraten verlangten, daß die Krankens
hauspflege gewährt werden muß (nicht nur kann),
wenn ſie nach dem Gutachten des behandelnden Arztes not-
wendig iſt oder wenn der erwerbsunfähige Kranke einen
eigenen Haushalt nicht hat und die Krankenhauspflege ver
langt. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
Die Sozialdemokraten verlangten, daß die Kaſſe eine Ha u s-

pflegerin ſtellen muß (nicht nur kann), wenn die
Leiterin des Haushaltes erkrankt und durch ihre Erkrankung
an der ordnungsgemäßen Aufrechterhaltung des Haushalts,
verhindert iſt, und dieſe Leiſtung von der Kranken und deren
Ehemann verlangt wird. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
Die Sozialdemokraten verlangten, daß als Hausgeld für die

Angehörigen derjenigen, die in einem Krankenhauſe unter-
gebracht ſind, ſtatt des halben Krankengeldes drei
Viertel desſelben bezahlt werden ſoll. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.

Die Sozialdemokraten beantragten die Streichung der Be-
ſtimmung, daß das Krankengeld gekürzt werden kann, wenn
der Kranke mehreren Verſicherungen angehört
und aus dieſen zuſammen an Krankengeld mehr als den vollen
Betrag ſeines Arbeitsverdienſtes erhält. Das wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.

Hierauf beantragten die Sozialdemokraten, daß wenigſtens
das Krankengeld nicht mitgerechnet wird, auf das der
Kranke keinen Rechtsanſpruch hat. Das wurde
abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien (ohne Polen und

Giesberts, Zentr.).
Die Sozialdemokraten beantragten, daß der Kaſſe wenigſtens

die Befugnis zuſtehen ſoll, das Krankengeld nicht nur vis auf
drei Viertel, ſondern bis auf den vollen Betrag des Grund-
lohns zu erhöhen. Das wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.
Die Sozialdemokraten beantragten, daß es der Krankenkaſſe

wenigſtens freigeſtellt werde, durch Staat ut das Krankengeld
unter allen Umſtänden bereits vom erſten Tage der Er-
werbsunfähigkeit an zu gewähren und nicht nur bei ſolchen
Krankheiten, die länger als eine Woche dauern, zum Tode
führen oder durch Betriebsunfall verurſacht worden ſind. Das
wurde

abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien.

Kranken, die ſich ihre Krankheit durch eigene Schuld zuge
zogen haben, kann in gewiſſen Fällen das Krankengeld ganz
oder teilweiſe verſagt werden. Die Sozialdemokraten be
antragten, daß dann, wenn dieſe Kranken Angehörige haben,
deren Unterhalt ſie ganz oder überwiegend beſtritten haben,
dieſen Angehörigen das Krankengeld ausgezahlt wer-
den muß. Das wurde
abgelehnt von allen bürgerlichen Parteien (ohne Neumann-

Hofer, freiſ.).
Die Sozialdemokraten beantragten die Streichung der Be

ſtimmung, daß die Krankenkaſſe zur Feſtſetzung eines
Höchſtbetrages für kleinere Heilmittel und zu einem Zu-
ſchuß zu kleineren Heilmitteln die Zuſtimmung des Oberver-
ſicherungsamtes haben müſſe. Das wurde

abgelehnt von den Kompromißparteien.
Berichtigung. Zu unſerer geſtrigen Zuſammenſtellung

iſt zu bemerken, daß die Fortſchrittler für den Antrag auf
Zuerkennung des Wahlrechtes an die Frauen geſtimmt haben.

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., den 9. Mai 1911.

Die ungeſetzlichen Amzugsverbote.
Seit acht Tagen tobt die Preſſe der regierenden preußiſchen

Junkerpartei gegen die ſächſiſche Regierung, weil ſich dieſe
unterſtanden hat, am 1. Mai geſetz lich zu verfahren. Nach
S 7 des Reichsvereinsgeſetzes darf die Genehmigung zur Ab-
haltung von Verſammlungen unter freiem Himmel oder zu
öffentlichen Aufzügen „nur dann“ verſagt werden, „wenn
aus der Abhaltung der Verſammlung oder der Veranſtaltung
des Aufzugs Gefahr für die öffentliche Sicherheit zu be
fürchten iſt.“ Die ſächſiſche Regierung hat ſich daher nicht in
der Lage gefunden, den ſächſiſchen Parteigenoſſen ihre Mai-
umzüge verbieten zu können, ohne ſich einer kraſſen Geſetz es
verletzung ſchuldig zu machen. Sie hat die Umzüge ge-
nehmigt, und ſie haben ſtattgefunden, ohne daß es dabei zu
einer Gefährdung der öffentlichen Sicherheit gekommen iſt. Jn
der ganzen Angelegenheit iſt alſo von beiden Seiten innerhalb
der geſetzlichen Grenzen verfahren worden.

Darüber ſind die preußiſchen Junker nun außer ſich vor
Wut, ſie beſchuldigen in ihren Zeitungen die Dresdener Re-
gierung der Begünſtigung der Sozialdemokratie. Und da Herr
v. Kröcher erſt am Sonntag wieder in Köln die bloße Exiſtenz
der Sozialdemokratie als reinen Hochverrat bezeichnet hat,
werden ſich die ſächſiſchen Miniſter nächſtens wohl auch ſagen
laſſen müſſen, daß ſie ſich der Begünſtigung des Hochverrats
ſchuldig gemacht haben. Ganz beſonders aber fühlen ſich die
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preußiſchen Junker dadurch getroffen und gereizt, daß in der
offiziöſen ſächſiſchen Preſſe erklärt worden iſt, die Dresdener
Regierung wolle „die Geſetze achten und werde ſich vom
geſetzlichen Weg nicht abdrängen laſſen“. Denn mit dieſer
Abwehrerktlärung ſind der ſchwarzweißen Katze die Schellen
umgehängt, das Vorgehen der preußiſchen Regierung für un
geſetzlich erklärt.

Daß das Verbot ſozialdemokratiſcher Aufzüge und Ver-
ſammlungen im Freien ungeſetzlich iſt, darüber konnte
auch zuvor nicht der geringſte Zweifel beſtehen. Die Erfahrung
lehrt hundertfältig, daß von den Veranſtaltungen der Arbeiter-
organiſationen eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit
nicht zu befürchten iſt. Nach der Berliner Rieſenverſamm-
lung im Treptower Park erklärte die ganze konſervative Preſſe
einſtimmig, der ruhige Verlauf der grandioſen Veranſtaltung
habe ſie nicht im mindeſten überraſcht, etwas anderes habe
man nicht erwarten können. Trotzdem wird in Preußen der
S 7 des Reichsvereinsgeſetzes jetzt einfach ignoriert, und der
unter preußiſchem Einfluß ſtehende Polizeidirektor von Mül-
hauſen i. E. hat auf die Denunziation der Deutſchen Tages-
zeitung hin ſogar einen Rüffel bekommen, weil er einen Um-
zug entſprechend der geſetzlichen Vorſchrift genehmigt hatte.
Die Situation dieſes Herrn iſt heute wahrſcheinlich weniger
angenehm als die des Polizeipräſidenten von Metz, der den Ab-
geordneten Blumenthal wegen einer angeblich beleidigenden
parlamentariſchen Aeußerung zum Duell gefordert hatte. Ein
Polizeipräſident, der das Strafgeſetz übertritt, iſt den preußi-
ſchen Junkern ein lieber Kamerad. Ein Beamter, der das
Reichsvereinsgeſetz reſpektiert, gilt ihnen als Todfeind. Staat,
Recht und Geſetzlichkeit ſind dieſer Geſellſchaft nur ebenſoviel
Ketten, um die Maſſen niederzuhalten, ſie ſelber aber pfeifen
auf das Geſetz!

Links der Feind, rechts der Gegner.
Jn Nürnberg fand am Sonnabend eine national-

liberale Verſammlung ſtatt, die als Kundgebung der
nationalliberalen Partei Bayerns angekündigt war. Der
preußiſche Landtagsabgeordnete Dr. Lohmann, der über die
Nationalliberalen im Reichstagswahlkampfe referierte, führte
aus: „Links ſtehe die Sozialdemokratie, die unverſöhnliche
Gegnerin der bürgerlichen Geſellſchaft als Feind, der ſcharf
bekämpft werden müſſe, rechts der Gegner, die Konſer-
vativen, gegen den die Nationalliberalen einen effenen, ehr-
lichen, mannhaften Kampf ohne alle Schonung kämpfen wer-
den, aber ſo, daß eine Ausſöhnung nicht unmöglich
ſei. Trotz mancherlei Trennendem wolle die nationalliberale
Partei als „Mittelpartei“ Schulter an Schulter mit der Fort-
ſchrittspartei kämpfen aber es werde auch wieder eine
Zeit kommen, es würden Fragen auftauchen, wo ſie
Schulter an Schulter mit den Konſervativen
ſtehen würden. Dem bitteren Kampfe müſſe ein Frieden
folgen, damit das ganze Volk Freude an ſeinem Vaterlande
habe.“

Spöttiſch bemerkt das Berliner Tagehblatt zu der politiſchen
Weisheit des nationalliberalen Herrn Lohmann, er ſcheine ja
die Situation des Liberalismus hervorragend gut erfaßt zu
haben.

Das trifft aber auch zu! Die Nationalliberalen lauern nur
darauf, mit den Junkern auch formell wieder gemeinſame
Sache machen zu können. Und die „Fortſchrittler“, die ſich mit
den Nationalliberalen verbrüderten, ſind nichts weniger als
eine zuverläſſige Oppoſition. Auch ſie werden bald wieder
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Die internationale hygieneausſteliung.
(Ein Rundgang am erſten Tage.)

Dresden, 6. Mai 1911.
Heute iſt die vielgenannte und vielumſtrittene internatio-

nale Hygiene- Ausſtellung hier in Dresden eröffnet worden.
Die Arbeiterſchaft hat dieſer bedeutſamen Veranſtaltung von
Anfang an viel Jntereſſe und Sympathie entgegengedracht.
Wenn in den letzten Wochen darin ein Umſchwung eingetreten
iſt, hat das die Ausſtellungsleitung ſelbſt verſchuldet, die zu
der geplanten Heimarbeitsaus ſtellung eine ganz un
verſtändliche Haltung eingenommen hat, indem ſie allerdings
unter dem Drucke der Regierung und der Jndufſtriellen dieſe
Ausſtellung unmöglich machte, zu der ſie erſt ſelbſt die Anregung
gegeben hat. Jnfolgedeſſen haben Gewerkſchaften und Konſum-
vereine ganz auf die Beteiligung an der Ausſtellung verzichtet.
Für die Arbeiter hat die Veranſtaltung dadurch an Bedeutung
weſentlich verloren. So ſcharf es zu verurteilen iſt, daß Regie-
rung und Ausſtellungsleitung ſich geſcheut haben, die ſchlimmen
Folgen der geſundheitswidrigen Ausbeutung zu veranſchan-
lichen und ſich in der Hauptſache darauf beſchränken, die ſoge-
nannten Errungenſchaften auf dem Gebiete der Geſundheits-
pflege zu veranſchaulichen, die zum größten Teile der prak-
tiſchen Anwendung noch lange harren können, ſo kann doch
nicht geleugnet werden, J Hygiene- Ausſtellung in ſchier
unermeßlicher Fülle die Geſundheitspflege in allen Einzel-
heiten veranſchaulicht und Anregungen nach den verſchieden-
ſten Richtungen gibt. Schon ein erſter Rundgang zeigt, daß wir
es mit einer Veranſtaltung von weittragender kultureller Ve-
deutung zu tun haben, die zweifellos alle bisherigen Ausſftel-
lungen dieſer Art bei weitem überragt, wenn ſie auch in ein-
zelnen Abteilungen enttänſcht.

Von außen betrachtet erweckt die Ausſtellung einen vorzüg-
lichen Eindruck. Auf einer Fläche von 32 000 Quadratmetern
erheben ſich zwiſchen dem prächtigen Baumbeſtande des großen
Gartens und des eigentlichen Ausſtellungsgeländes mehr als
50 Neubauten von zum Teil großer Ausdehnung. Jn einſachen
Formen ragen die weißen Wände auf zu den großen grünen
Dächern und geben im einheitlichen Stil ein Geſamtbild von

monumentaler Wirkung. Nur die zwiſchen den Räumen der
Herpules-Allee ſtehenden Häuſer der auswärtigen Staaga-
ten, die faſt vollzählig vertreten ſind, weichen, im Stile der
einzelnen Länder errichtet, von dem Geſamtbilde ab. Nach der
Ausdehnung und der Fülle des Gebotenen könnte man die Aus-
ſtellung ſchon als Weltaus ſtellung bezeichnen, wird doch
auch behauptet, daß ſie umfangreicher ſei wie die jüngſte Welt
ausſtellung in Brüſſel.

Eine offene impoſante Sänlenhalle eröffnet den Hauvpt-
zugang, der uns zunächſt nach dem Ausſtellungsplatze führt,
der von impoſanten Ausſtellungsgebäuden umgeben wird, von
denen zunächſt ein mächtiger hochſtrebender Rundban in die
Augen fällt, der den großen Ausſtellungsvlatz beherrſcht. Der

Menſch“ ſo ſteht in großen goldenen Buchſtaben hoch über
einer von Säulen umſäumten Vorhalle. Es iſt die populäre
Ausſtellung und wenigſtens für den Laien der Clou der

.Veranſtaltung. Hier finden wir alles in vorzüglicher Ein
teilung und ſyſtematiſcher Gliederung vereinigt, was mit dem
„Menſchen direkt zuſammenhängt. Jn allen ſeinen Teilen bis
in die kleinſte, nur mikroſkopiſch erkennbaren Einzelheiten
wird hier der menſchliche Körper zumeiſt durch gediegen aus-
gefithrte Modelle und Präparate veranſchaulicht, ebenſo die
Lebensfunktionen des Menſchen, wie Kreislauf des Blutes, die
Vorgänge der Ernährung und Verdauung, der verſchiedenen
Bewegung und ihr Einfluß auf den Kräfteverbrauch. Jn er-
drückender Fülle und doch harmoniſch abgeſchloſſen ſind die
Krankheiten des Menſchen dargeſtellt, beſonders auf die

ſchädlichen Einflüſſ

Der Nitt der Konſervativen nach dem Weſten.
Am Sonntag nachmittag hiellen die Konſervakiven in

Köln, dem deutſchen Rom, eine Verſammlung ab, die be-
zeichnenderweiſe in der klerikalen Hochburg, dem Saale der
Bürgergeſellſchaft ſtattfand. Als Hauptredner waren Herr
v. Kröcher und Herr Diederich Hahn erſchienen. Kröcher
behauptete, die Parteien des ſchwarzblauen Blocks hätten nie
die Abſicht gehabt, den Fürſten Bülow zu ſtürzen, ſein Abgang
ſei auf eigene Schuld zurückzuführen. Allerdings, jetzt möchte
er ihn „nicht mehr in die la main“ haben. Der treueſte Bundes
genoſſe der Konſervativen ſei der Bund der Landwirte, mit
deſſen Hilfe hofften ſie den bevorſtehenden Wahlkampf gut zu
beſtehen. Es herrſche jetzt eine außerordentlich große
Angſt vor der Sozigaldemoratie. Jn Dresden hätten
ſie ungeſtört den Maiumzug halten dürfen, bei dem Begräbnis
des Abg. Borg mann in Berlin hätten ſich die ſozialdemo-
kratiſchen Vertrauensleute ſogar die Befugniſſe der Straßen-
polizei angemaßt. Selbſt die Militärbehörden hätten ſchon
Angſt vor der Sozialdemokratie. Man ſolle nicht gleich wegen
Mißhandlung ſchreien, wenn ein Soldat „Kamel“ oder „Rhino-
zeros“ genannt werde. Auf dem Magdeburger Parteitage
habe man ſich offen zur Republik und gegen die Monarchie ge-
wandt, aber es habe ſich leider keine Behörde gefunden, die
wegen Hochverrats eingeſchritten wäre. Jn den Parlamenten
behandele man die Sozialdemokratie ganz falſch; da man ſie
doch nicht daraus fernhalten könne, ſo ſolle man ſie ruhig reden
laſſen und auf ihre Ausführungen kein Wort erwidern. Der
Redner wandte ſich dann noch gegen die Nationalliberalen, die
jetzt ſchon antingtional ſeien, weil ſie gegen die Konſervativen
kämpfen wollen. Er warf ihnen vor, daß ſie in der Budget-
kommiſſion des Reichstags die Streichung der Stelle des Gou-
verneurs von Berlin beantragt haben, obwohl ſie wiſſen müß-
ten, daß gerade dieſer Offizier die Aufgabe habe, gegebenen-
falls der Sozialdemokratie das Knie auf das Auge zu ſetzen.
Ueber das Zentrum ſagte Herr v. Kröcher ſo gut wie nichts.

Herr Hahn meint, daß eine Hauptaufgabe des kommenden
Reichstags ſein werde, gegen den Terrorismus der Sozial-
demokratie im Wirtſchaftsleben vorzugehen. Dann müſſe der
Reichstag einen guten Zolltarif ſchaffen. Leider ſei auf die
Nationalliberalen in dieſer Beziehung kein Verlaß mehr, denn
nach rechts richteten ſie die Scheidemauern immer höher auf,
während ſie ſie nach links immer niedriger machten.

Gegen die Sozialdemokratie müſſe der Hauptkampf geführt
werden. Die ſei jetzt ſchon ſo weit, daß ſie, wie in Berlin, dar
über beſtimme, wer die Straße benützen dürfe. Aber leider
werde die ſozialdemokratiſche Gefahr noch ſehr verkannt, auch
von den Behörden. Bei der Bewilligung der 500 Millionen
neuer Steuern hätten ſich die chriſtlichen Elemente, Zentrum
und Konſervative, zuſammengefunden; er hoffe, daß das auch
in Zukunft ſo bleiben werde.

Bemerkt ſei noch, daß die Verſammlung zum überwiegenden
Teil von Zentrumsangehörigen beſucht war, die beſonders
dann ſtürmiſch Beifall klatſchten, wenn vom Zuſammengehen
der Konſervativen mit dem Zentrum die Rede war.

Zum Selbſtmord des ruſſiſchen Studenten Dubrowsky
ſchreibt ſogar die Kölniſche Volkszeitung in ihrer Mittagsaus-
gabe vom Montag, daß die Kriminalpolizei mit ihren folgen-
ſchweren Anſchuldigungen doch etwas gar zu ſchnell fertig ge-
weſen ſei, wenn ihre Darſtellung des Falles das ganze Material
ſei, auf das ſie ſich ſtütze.

„Wir ſehen ganz davon ab. ob es Aufgabe der Polizei ſein
kann, Ausländern beſtimmte Vereine zu empfehlen. Es klingt
doch nicht übermäßig wahrſcheinlich, daß ein ruſſiſcher Student

R

ſich gerade auf der Polizei nach einem Vereln erkundſgt unb

einem politiſchen Verein. Wenn der ihm empfohlene Verein
ſeinen Beifall nicht ſand, ſo beweiſt dies doch gar nichts gegen
ihn Auf alle Fälle bleibt der Vorfall höchſt bedauerlich und
ſollte eine ernſte Mahnung zu möglichſter Vorſicht ſein; die
Polizei ſollte niemand anklagen, wenn ſie nicht abſolut ſtich
haltige Beweiſe gegen ihn hat und die Univerſitätsbehörde

ten, ſondern deren Angaben ſoweit wie möglich nachprüfen,
ſelbſt auf die Gefahr hin, in einen Konflikt mit dem Miniſter
zu geraten. Ein Menſchenleben iſt doch keine Kleinigkeit und
ſelbſt wenn ſich nicht jeder, dem die Jmmatrikulation verſagt
wird, deswegen gleich umbringt, ſo iſt es doch ſchon ſchlimm
genug, wenn er aus dem Berufe hinausgeworfen oder an
ſeiner beruflichen Ausbildung gewiſſermaßen verhindert wird.“

Deutſches Reich.
Wilhelm II. wünſcht keine Partei. Jn Straßburg hielt

Wilhelm II. der Studentenſchaft folgende Rede: „Wenn Sie
hinaustreten ins Leben und große Fragen, um die es ſich eben
handelt, verſtehen gelernt haben, dann laſſen Sie nicht die
Partei Hauptſache ſein, ſondern das Wohl des deutſchen Volkes

das muß Jhnen immer Leitſtern ſein, nicht Partei.“
Als Ferdinand Freiligrath von der höheren Warte als der

Zinne der Partei geſprochen hatte, antwortete ihm Georg
Herwegh zornig: „Partei, Partei, wer ſollte ſie nicht nehmen,
die doch die Mutter aller Siege warl“

Unter dem „Wohle des deutſchen Volkes“ wird bekanntlich
von den verſchiedenen Parteien immer nur das Wohl der
eigenen Klaſſe verſtanden.

Um die reichsländiſche Verfaſſungsreform. Am Montag
vormittag trat das Zentrum zu einer Beratung zuſammen, um
Stellung zu den neueſten Regierungsvorſchlägen in der elſaß-
lothringiſchen Verfaſſungsfrage zu nehmen. Wie die Berliner
Börſen-Zeitung mitteilt, hat man zugegeben, daß ſich die Regie
rung entgegenkommend zeige, da ſie ſtatt der Mandel-
ſchen Wahlkreiseinteilung eine Einteilung vorſchlage, die die
politiſche Einteilung der Kreiſe übernehme. Die Regierung wird
den geliebten Schwarzen noch viel weiter entgegenkommen.

Die Nachricht von dem wahrſcheinlichen Zuſtandekommen der
Verfaſſungsvorlage für ElſaßLothringen ſcheint den Leuten
von der Rheiniſch-Weſtfäliſchen Zeitung den Verſtand geraubt
zu haben. Dieſes Organ des Panzerplattenpatriotismus fügt
nämlich der Meldung dieſe Sätze zu:

„Das Unheil nimmt ſeinen Gang. Die Verantwortung iſt
rieſengroß, die die Regierung und die zuſtimmenden Parteien
vor der Geſchichte tragen. Sie holen zum wuchtigſten Schlag
gegen das Reichstagsgebäude aus.“

Mit der Zuſicherung einer Vermehrung der Schiffsbauten
wird letzten Endes auch dieſer neueſte alldeutſche Schmerz ge
ſtillt werden können.

Redeflut. Das preußiſche Dreiklaſſenhaus hat am Montag
die Eiſenbahndebatte noch nicht zu Ende geführt, obgleich 36
Redner zum Worte kamen, die ſich ausſchließlich mit lokalen
Verkehrsfragen beſchäftigten. Weitere 51 Abgeordnete haben
ſich noch zum Worte gemeldet. Die „Beratung“ wird am Diens-
tag fortgeſetzt werden. Auf der Tagesordnung ſteht das Geſetz
zur Entlaſtung des Oberverwaltungsgerichts.

Spanien.
Das neue Vereinsgeſetz.

Dem Vernehmen nach ſetzt der Entwurf zum Vereins-
geſetz, den die Regierung der Kammer unterbreiten wird,

e der Berufsarbeiten. Die Nahrungs-
mittel und ihr Nährwert, die Kleidung, die Wohnung,
Waſſerverſorgung, die Bekämpfung der geſundheitlichen Ein
flüſſe, Kinderpflege Krankenfürſorge, Körperpflege das
alles und noch manches andere iſt durch bildliche und ſtatiſtiſche
Darſtellungen, intereſſante Modelle und auf andere Art ver-
anſchaulicht. Dieſer große Rundban umfaßt eine Ausſtellung
für ſich, zu deren Beſichtigung allein mehrere Tage nötig ſind,
wenn fie einigermaßen eingehend ſein ſoll.

Was dieſe poryuläre Ausſtellung: Der Menſch, bietet, wird
zum Teil in anderen Ahteilungen umfaſſenderer und nach
ſtreng wiſſenſchaftlichen Grundſätzen geordnet erneut geboten.
Durch eine Unmenge Präparate wird veranſchaulicht, welche
Zerſtörungen die einzelnen Krankheiten in den einzelnen Kör-
perteilen des Menſchen verurſachen. Da ſehen wir, ſtark ver-
größert, die Bakterien und ihre zerſtörende Tätigkeit im
Menſchenleibe; eine große Zahl Mikroſkope ermöglichen dem
Beſucher die verſchiedenen Schädlinge ſelbſt zu ſehen. Lange
Gänge und weite Hallen haben die Ausſtellung für Jnfek-
tionskrankheiten aufgenommen, die in Unterabteilungen
die Krankheitserſcheinungen von Typhus, Genickſtarre, Jn-
fluenza, Tuberkuloſe, Peſt, Cholera, Krebs und vielen
anderen anſteckenden Krankheiten vor Augen führen. Dieſer
Abteilung ſchließt ſich die Gruppe der Geſchlechtskrank-
heiten an, wo unter anderen auch die ſchrecklichen Folgen
der Syphilis und die heilende Wirkung von Ehrlichs Hata,
andererſeits aber auch die Schäden des Geheimmittelſchwindels
und des Kurpfuſchertums veranſchaulicht ſind. Zahnpflege
und Zahnerkrankungen ſind durch intereſſante bildliche Dar
ſtellungen und Wachsmodelle veranſchaulicht, dasſelbe gilt auch
von der Körperpflege und Erkrankungen anderer Art.

Von großer Ausdehnung und Reichhaltigkeit' ſind auch die
Hallen für die hiſtoriſche Abteilung, in denen die Ge-
ſundheitspflege und die zum großen Teile geſundheitswidrige
Lebensweiſe und Wohnungsart im Altertum und Mittelalter
hauptſächlich durch alte Bildniſſe veranſchaulicht wird, doch ſind
auch die Berheerungen durch Seuchen und ihre ungenügenden
und zum Teil ganz falſchen Maßnahmen in früheren Zeiten
dargeſtellt. Auch die biftoriſche Abteilung iſt von einer Mannig-
faltigkeit und Fülle, daß ſie eine Ausſtellung für ſich bieten
könnte.

Die Abteilung für Kinder- und Säuglingspflege
wird namentlich das Jntereſſe der Frauen wachrufen. Wir
finden hier Entbindungszimmer, Einrichtungen zur Pflege des
Säuglings, die richtige und falſche Behandlung, die Erkran-
kung, die Wirkung der zweckmäßigen Ernährung, die Still-
vrämien und anderes mehr veranſchaulicht. Die Entwicklung
und Fürſorge der Kinder in den erſten Lebensjahren ſchließt
ſich an und findet in der Ausſtellung für Schule und Schul-
gefundheitspflege ihre Fortſetzung. Hier wird aber
die organiſche Gliederung der Ausſtellung ſchon weſentlich durch
eine weitgehende Rückſichtnahme auf private Ausſteller, das
heißt auf Jnduſtrielle und ihre Erzeugniſſe, beeinträchtigt.
Mehr noch macht ſich dieſer Uebelſtand, der wohl einen großen
Re lusſtellungsobjekten mit ſich bringt, aber die
Ueberſichtlichkeit weſentlich beeinträchtigt, in anderen Ab-
teilungen bemerkbar. Während in den Abteilungen für Jn-
fektionsktrankheiten, in der hiſtoriſchen Halle und auch in der
Zonderanusſtellung Der Menſch, wie noch in manchen anderen
Gruppen die Aufſtellung nur nach pädagogiſchen und wiſſen
ſchaftlichen Grundſätzen erfolgt iſt, beeinträchtigt in anderen
Abteilungen die Rückſicht auf die privaten Ausſteller derart
die Darſtellung, daß manche Hallen den Eindruck eines Jahr-
marktes machen.

Zum Teil macht ſich dieſer Nachteil auch ſchon in der Aus-
ſtellung für Nahrungsmittel bemerkbar, an die ſich die
Ausſtellung für Köperpflege, ſchließt. Doch ſind dieſe
Gruppen noch lehrreich und intereſſant. Die Analyſe der Nah
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auf die Fleiſchnahrung. Sowohl hier wie in der beſonderen
Abteilung für Tuberkuloſe iſt r Nährwert des Fleiſches und
der einzelnen Gemüſcarten, wie der Kartoffel, des Bieres, der
Milch uſw. ſehr populär und lehrreich zur Anſchauung ge
bracht.

Die Abteilung für Gewerbehygiene, die beſonders die
Schädlichkeit des Staubes und deſſen Bekämpfung darſtellt, iſt
wieder ſtark durch private Ausſtellungsintereſſen beeinträchtigt,
ſie ſteht im Zuſammenhang mit der Ausſtellung für Wohl-
fahrtseinrichtungen, die auch viel Modelle enthält. Die
induſtrielle Abteilung, die ſich daran gliedert, iſt ja nun der
richtige Ausſtellungs-Jahrmarkt. Viele der ausgeſtellten Sachen
ſtehen auch nur in loſer Verbindung mit der Geſundheits-
pflege. Jm Vergleich mit anderen Abteilungen erſcheint uns
die Gewerbehygiene ſtiefmütterlich behandelt. Jedenfalls hat
man ſich auch hier geſcheut, darzuſtellen, was iſt, ſondern ſich
mehr auf die Aufſtellung ſchöner Staubabſaugungsmaſchinen
und ſonſtiger Schutzvorrichtungen beſchränkt, die ganz ſchön ſein
mögen, die aber ſo gut wie noch nicht in den Betrieben einge
führt find, weshalb dieſe Ausſtellung etwas an Potemkinſche
Dörfer erinnert, was übrigens von anderen Abteilungen,
namentlich auch von der Arbeiterverſicherung gilt, in
der die Leiſtungen nach berühmten Muſtern dargeſtellt ſind.
Hier finden wir auch die Ortskrankenkaſſen von Dres-
den und Leipzig, beide Schöpfungen der Selbſtverwaltung der
Arbeiter, vertreten, die man jetzt zerſtören will.

Jn der Halle für Jrrenpflege finden wir hauptſächlich
Modelle von Heilanſtalten, Zellenausſtattungen und ſonſtige
Einrichtungen der modernen Pflege der Geiſteskranken. Das
Rettungsweſen nimmt einen großen Raum ein, wo be
ſonders das in Bergwerken reichhaltig veranſchaulicht iſt. Da-
neben ſind auch die Feuerwehren, hauptſächlich durch
Jnduſtrieerzeugniſſe vertreten. Die Hygiene im Ver
kehr erſtreckt ſich auf Eiſenbahn, Straßenbahn und Schiff-
fahrt. Wir ſehen Mannſchaftsräume der Schiffe, Aufenthalts-
räume des Bahnperſonals, die Ausſtattung der Wagen und
Schiffe, beſonders die Perſonenabteilungen erſter und zweiter
Klaſſe. Auch hier ſind die Ausſtellungen zumeiſt Unternehmer.
Dasſelbe gilt für die Militärkrankenpflege, die indes auch durch
Modelle und Bildniſſe veranſchanlicht iſt.
Sehr enttäuſcht hat mich die Abteilung für Wohnung und
Siedelung. Statt eingehend darzuſtellen, wie eine Woh-
nung geſund und zweckmäßig eingerichtet wird, ſehen wir hier
komfortable Wohnungseinrichtungen, feine Baderäume, Küchen
einrichtungen uſw. Die Modelle für Arbeiterwohnhäuſer uſw.
werden davon ganz erdrückt. Kleinwohnungen für Arbeiter
ſind noch in natürlicher Größe im hinteren Teile des Aus-
ſtellungsparkes aufgeführt, zum Teil aus Holz, zum Tei“
maſſiv. Es ſind größtenteils Einfamilienhäuſer. Hier finden
wir auch Barackenhäuſer, ein Muſtergut mit Vieh- und Milch-
wirtſchaft eine Ausſtellung für Fenerbeſtattung, einen Urnen
hain (Waldfriedhof), eine Waldfchule und noch einiges andere.

Die ausländiſche Abteilung hatte ihre Gebäude
am erſten Tage mit Ausnahme von Japan, China und Ungarn
noch geſchloſſen. Doch konnte man namentlich im japaniſchen
und ungariſchen Hauſe ſehen, daß die ausländiſchen Gruppen
ebenſo reichhaltig wie lehrreich zu werden verſprachen.

Alles in allem mögen ausgedehnte Teile der Ausſtellung für
den wiſſenſchaftlichen Fachmann berechnet ſein, einzelne Grup
pen mögen auch enttäuſchen, dennoch bietet ſie auch für den
Laien eine Ueberfülle von Sehenswertem und Lehrreichem und
Anregung für den Ausbau der Geſundheitspflege

daß er gerade ihr gegenüber geſtanden haben ſoll, er ſuche nach

ſollte ſich nicht einfach als Exekutivorgan der Polizei betrach-

nam
unte
NBeg

Ein
ihre
Kli
beg
jedo
liche

reli
vor
kein
Ver
aus



I

W

u z

v c

v

à

d

i c 5

v

namentlich feſt, daß alle Vereinigungen dem gemeinen Recht
unterliegen follen. Die Vereinigungen ſind verpflichtet, der
Regierung alle drei Jahre eine Ueberſicht über ihre Güter und
Einlkünfte einzureichen. Jede religiöſe Vereinigung bedarf zu
ihrer Gründung der Erlaubnis der Regierung; auch die

Klöſter unterliegen dem gemeinen Recht. Die Staats-
beamten dürfen Vereinigungen bilden, unter der Bedingung
jedoch, daß durch die Vereinigung keine Störung des öffent-
lichen Dienſtes hervorgerufen wird. Ausländer dürfen keine
religiöſe Vereinigung auf ſpaniſchem Boden gründen, ohne zu-
vor die Naturaliſation erlangt zu haben. Ausländer dürfen an
keiner politiſchen Vereinigung teilnehmen. Ebenſo wird keine
Vereinigung geſtattet, von der mehr als ein Drittel Mitglieder
aus Ausländern beſteht, ſelbſt wenn dieſe naturaliſiert wären.

Eine Proteſtaktion.
Das republikaniſch-ſozialiſtiſche Komitee

veranſtaltete in ganz Spanien Verſammlungen oder Kund-
gebungen zugunſten einer Reform des Militärſtrafgeſetzbuches
und einer Reviſion der aus Anlaß der Unruhen in Barcelona
eingeleiteten Prozeſſe, ferner zugunſten der Einführung des
allgemeinen obligatoriſchen Militärdienſtes und zum Pro-
teſt gegen alle kriegeriſchen Abenteuer der
Regierung in Afrika. Die Verſammlungen waren in
den größeren Städten zahlreich beſucht.

Portugal.
Konſpirationen gegen die Republik.

Liſſabon, 8. Mai. Während die bisher entdeckten Kon-
ſprrationen ſämtlich von Monarchiſten ausgingen, wurden
geſtern zwei Republikaner, darunter der Hapitän
zerejo, einer der Führer der Revolutionsbewegung, unter
dem Verdacht, gegen die Republik konſpiriert zu haben, ver-

haftet. Wie die republikaniſche Preſſe berichtet, war ſeit
einiger Zeit ſchon von den Behörden bemerkt worden, daß eine
große Konſpiration gegen die jetzige Regierung von repuhlika-
niſcher Seite im Garkge war. Der letzte Aufſtand im Liſſa-
brner Arſenal hatte angeblich den Zweck, den Marineminiſter
zu ſtürzen; die Republikaner wollten einen ihrer Freunde auf
dieſen Poſten bringen. Die Verhaftung Zereios hat große
Senſation hervorgerufen. Auch ein anderer einflußreicher
Republikaner namens Analboquerque, wurde in Haft ge
nommen. Die proviſoriſche Regierung ſetzt die Unterſuchung

dieſer myſteriöſen Angelegenheit fort.
Jn Santarem iſt es zwiſchen klerikalen Monarchiſten und

Republikanern wegen des Trennungsgeſetzes zu einem
ſchweren Zu ſammenſtoß gekommen, wobei ſieben
Perſonen verwundet wurden. Das Militär fchritt ein.
Eine große Anzahl Verhaftungen wurde vorgenommen.

Perſien.
Politiſche Wirren.

Jnfolge einer Hungersnot iſt in Jſpahan ein Auf-
ſtand ausgebrochen. Eine Volksmenge zerſtörte das Polizei-
burau und das Stadtamt und kötete ein Mitglied der Stadt-
verwaltung. Sie ſtürmte ſodann das Haus des Gouverneurs,
wurde jedoch zurückgeworfen. An dem Aufruhr nahmen auch
Soldaten und Bachtiaren teil. Die Bewegung trägt
ſeinen antikonſtitutionellen, klerikalen Cha-
rakter. Der ruſſiſche Konſul hat von den Behörden gefor-
dert, die Sicherheit der ruſſiſchen Untertanen zu gewährleiſten.

Zwei Brüder, die Häupter einer angeſehenen Familie in
Schiras, die kürzlich verhaftet, jetzt aber wieder freigelaſfen
worden waren und ſich mit einer Eskorte auf dem Wege nach
Buſchir befanden, wurden dreißig Meilen von Schiras entfernt
aus dem Hinterhalt überfallen. Einer von ihnen wurde
getötet, das Schickſal des andern iſt unbekannt; man ver-
mutet, daß er entkommen iſt. Das Verbrechen wird dem Kaſch-
gaiſtamme zur Laſt gelegt, es dürfte unter den Bachtigren die
größte Erregung hervorrufen.

Mexiko.
Diaz muß abdanken.

Der Gewaltmenſch Diagz ſcheint nun doch endlich eingeſehen
zu haben, daßtz er gehen muh, ſollen wieder einigermaßen ge-
ordnete Zuſtände im Lande einkehren. Er hat jetzt ein Man i-
feſt erlaſſen, in dem er erklärt, er wolle zurücktreten, ſo
bald der Frieden wiederhergeſtellt ſei. An
dieſe Bedingung geknüpft, klingt das Verſprechen ja ſehr vage
und ſieht einem ſchlauen Trick des Diktators, von dem man
ſich alles zu verſehen hat, verdammt ähnlich. Jndeſſen, mag
er aber doch wohl zu der Einſicht gekommen ſein, daß es beſſer
iſt, er dankt freiwillig ab, als daß er ſich erſt von den Jnſur-
genten davonjagen läßt. Die Veröffentlichung des Ent-
ſchluſſes des Präſidenten Diaz. zurückzutreten, erſolgte in
Extrablättern am Sonntag abend und erregte überall
Jubel. Diaz kündigte ſeine Entſcheidung in einer Verſamm-
lung des Kabinetts an. Er behält ſich das Recht vor, nach
ſeinem Urteil zu entſcheiden, wann der Friede tatſächlich
wieder hergeſtellt iſt. (11) Madero befand ſich bereits auf
dem Vormarſch nach dem Süden gegen die Hauptſtadt, als die
Nachricht von Diaz' Ankündigung eintraf. Madero kündigte
an, er werde in einen neuen Waffenſtillſtand willi-
gen, um die Friedensver handlungen wieder aufzu-
nehmen. Auch in Waſhington glaubt man, daß der Friede
in Meriko geſichert ſei.

Aus der Partei.
Die Stuttgarter Oberbürgermeiſter-Kandidatur.

Eine Erklärung.
Unſer Stuttgarter Parteiblatt Schwäbiſche Tagwacht

erläßt folgende Erklärung:
Jn unſerer Parteipreſſe iſt die Aufſtellung der Kandidatur

Lindemann durch die Stuttgarter Parteiverſammlung bereits
lebhaft beſprochen worden, was der Bedeutung des Ereigniſſes
auch durchaus entſpricht. Einige dieſer Aeußerungen ſcheinen
uns aber auf einer unrichtigen Auffaſſung des in der Tag-
wacht erſchienenen Verſammlungsberichts zu beruhen, der
naturgemäß nur kurz und ſummariſch ſein konnte. Wir
wollen daher den Bericht heute inſoweit ergänzen, als nötig
erſcheint, um die Fortſpinnung dieſer mißverſtändlichen Auf-
faſſungen unmöglich zu machen. Jn der Stuttgarter Ver-
ſammlung iſt unterſchieden worden zwiſchen Parteitags-
beſchlüſſen (nicht wie es irrtümlich im Bericht hieß:
Parteibeſchlüſſen) und Beſchlüſſen der Organiſation.
Wie den Teilnehmern der Verſammlung bekannt iſt, beſagte
die Erklärung des Genoſſen Dr. Lindemann, daß die
erſteren der Uebernahme der Kandidatur und der Aus-
ibbung des Amts nach ſeiner Ueberzeugung, nicht im Wege
ſtünden, während von ihm näher bezeichnete Beſchlüſſe der
Stuttgarter Organiſation vorliegen, die er als
hindernd bezeichnen müſſe. Wenn daraufhin nun die
Parteiverſammlung zu ihren bekannten Beſchlüſſen gekommen
iſt, ſo hat ſie daher nicht, wie ein Parteiblatt meint, ihre Be-
fugniſſe überſchritten, ſondern ſie hat ſich darauf beſchränkt,
die einem Erfolg der Partei in dieſem Falle entgegenſtehen-
den Beſchlüſſe der eigenen Organifation auszuſchalten;
wozu ſie natürlich durchaus zuſtändig war. Der Wunſch bes
Kandidaten, der zu dieſer Haltung der Parteiverſammlung
führte, war, wie ein anderes Parteiblatt zutreffend bemerkt,
„genau umgrenzt und in der Sache begründet“.

Jm übrigen wird man es, wie wir glauben, in der ganzen
Partei verſtehen, wenn wir es im gegenwärtigen Augenblick
ablehnen, Diskuſſionen zu führen, die zwar kaum Schaden
anrichten, aber auch feinen Nutzen bringen, uns aber anf
jeden Fall Raum und Zeit koſten würden, die im Kampf
gegen die Gegner beſſer zu verwerten ſind.

Das ſtimmt nicht ganz. Weite Kreiſe der Partei haben
große und gewichtige Bedenken gegen die Kandidatur und
die Art ihres Zuſtandekommens und verſtehen es nicht, daß
man in der Tagwacht wohl Raum für lange Berichte aus
kleinen Ortsvereinen, nicht aber Raum für einen umfaſſenden
ſachlichen Bericht über die ſo wichtige Aufſtellungsverſamm-
lung hatte. Der Tagwachtbericht enthielt ja bloß die Be
ſchlüſſſe. Aus dieſen war und iſt nicht zu entnehmen, welche
Gründe die Verſammlungsmehrheit hatte, um den Antrag
der Parteileitung abzulehnen, in dem es ausdrücklich hieß,
„daß der Kandidat die für je den Genoſſen geltenden Partei-
tags- und Organiſationsbeſchlüſſe grundſätzlicher Art
auch für ſich als bindend zu erachten“ habe. Daß man den
Genoſſen Lindemann nur von lokalen Orgnniſationsbeſchlüſſen
(von welchen denn?) entbunden habe, wird eigentümlich
illuſtriert durch den Leitartikel derſelben Nummer der. Tag-
wacht, in der die Erklärung ſteht. Der Artikel will den Vor-
wurf der Bürgerlichen, die Kandidatur Lindemann ſei „eine
Parteikandidatur', richtig beleuchten und ſchließt mit
den Sätzen:

„Ebenſowenig darf die varteipolitiſche Ueberzeugung zu
vartei politiſcher Einſeitigkeit ausarten. Jns-
beſondere für den Stadtvorſtand, von dem ein nicht kleines
Maß von Objektivität des Urteils erwartet werden
muß, gilt dieſe Forderung. Dieſe Grundſätze hat aber die
Sozialdemokratie immer anerkannt und, um ihrem Kandi-
daten die Möglichkeit zu dieſer erforderlichen Objektivität zu
geben, hat die Parteiverſammlung, als ſie ſich für eine eigene
Kandidatur entſchied, den bekannten Beſchluß gefaßt. Aus
allen den ausgeführten Erwägungen iſt alſo die ſozialdemo-
kratiſche Kandidatur hervorgegangen und ſo muß ſie auch
verſtanden werben.

Die von uns fett gedruckten Sätze ſind mehr als eigentüm-
lich, aber als Folge der ganzen Vorgänge ſehr bezeichnend. Sie
unterſtellen, daß ein Sozialdemokrat, der ſich an Partei-
beſchlüſſe ſtrikte hält, nicht objektiv Aemter verwalten könne,
daß er „die erforderliche Objektivität“ erſt durch Freimachung
von den Parteibeſchlüſſen erlangen könne. Und noch ſchlimmer
iſt, daß die Wähler darauf aufmerkſam gemacht werden, Dr.
Lindemann ſei jetzt vpartei,„objektiv' gemacht! Aber die
Partei trägt die Verantwortung für ſein
Handeln!

D7

Genoſſin Roſa Luxemburg ſchreibt der Leipziger
Volkszeitung:

Die Mehrzahl der Parteigenoſſen im Reich, ganz gleich,
welcher engeren Parteirichtung ihre Sympathien gehören
mögen wird ſich angeſichts der Vorgänge in Stuttgart des
bangen Gefühks nicht erwehren, daß die Sozialdemokratie hier
auf Wege geführt werden ſoll, die ihr ernſte Gefahren
und Ver legenheiten bringen können.

Zunächſt galt es bis jetzt in der deutſchen Sozialdemokratie
als Grundſatz, daß wir, geſtützt auf die klaſſenbewußten Ar-
beitermaſſen, nur ſolche Poften im Staate beſetzen, auf denen
wir den Klaſſenkampf des Proletariats führen, auf denen wir
im Sinne des ſozialiſtiſchen Programms wirken

können. Die Uebernahme von Poſten, die ihrer Natur nach im
bürgerlichen Staate von vornherein die Tätigkeit im
Sinne des ſozialdemokratiſchen Programms ausſchließen,
iſt von unſerer Partei ſeit jeher abgelehnt und verurteilt wor-
den. Von dieſem Standpunkt ertlärte ſich die deutſche Partei
auf den internationalen Kongreſſen auch ſcharf und unzwei-
deutig gegen das Millerandſche Experiment.

Daß der Poſten eines Oberbürgermeiſters nicht geſchaffen
iſt, um zum Klaſſenkampf des Proleiariats und zur Wirkung
im Sinne des ſozialdemokratiſchen Programms zu dienen, iſt
von vornherein klar. Wird deshalb ein ſolcher Poſten von
einem Sozialdemokraten übernommen, ſo muß dieſer m und
mag er perſönlich noch ſo feſt und prinzipientreu ſein in
eine ſchiefe Poſition geraten. Er kann nicht als Sozialdemo-
krat wirken, die Partei aber iſt dann in ihrer Kritik dem eige-
nen Mitglied gegenüber ſelbſtverſtändlich gehe m mt. Dazu
kommt noch der weitgehende Einfluß des Oberbürgermeiſters
auf Beſetzung von Poſten und Pöſtchen privater Natur, der
ſehr leicht zu einer Quelle der Korruption in der Partei wer-
den kann. Auch hier bildet das Millerandſche Experiment ein
deutliches und abſchreckendes Beiſpiel. Freilich kann die Tätig-
keit des Oberbürgermeiſters fortſchrittlich oder reaktionär ſein,;
den Entwicklungsvedürfniſſen des Gemeinweſens förderlich und
nützlich oder hinderlich und ſchädlich ſein, den Intereſſen der
Arbeiterbevölkerung und ihren Forderungen mehr oder weni-
ger Rechnung tragen. Es iſt deshalb für die Arbeiterklaſſe
durchaus nicht gleichqgültig, wer den Oberbürgermeiſterpoſten
beſetzt. Und hat die Sozialdemokratie dank ihrer numeriſchen
Stärke in der Stadt die Möglichkeit, ihre Stimmen und ihren
Einfluß in die Wagſchale zu werfen, ſo wäre es höchſt töricht,
von der eigenen Macht nicht Gehrauch zu machen und die
Oberbürgermeiſterwahl dem Wettſtreit der bürgerlichen Par-
teien allein zu überlaſſen. Die Sozialdemokratie muß, wo ſie
irgend kann, ihren Einfluß geltend machen, und verbietet es
ſich für ſie aus prinzipiellen und taktiſchen Gründen ſelbſt
einen Poſten zu übernehmen, ſo bleibt ihr immer noch die
volle Möglichkeit, ſeine Veſetzung durch einen geeigneten Mann
aus bürgerlichen Kreiſen zu erſtreben. Hätten die Partei-
genoſſen in Stutlgart einen anſtändigen Liberalen als ihren
Kandidaten aufgeſtellt und ihn dabei an beſtimmte Verpflich-
tungen gebunden, dann wären die Jntereſſen der Arbeiter
ſchaft in poſitiver Weiſe auf ihre Rechnung gekommen, und es
wäre eine klare, unzweideutige Lage geſchaffen. Hält ſich dann
der gewählte Oberbürgermeiſter an ſeine Zuſicherungen, um ſo
beſſer für die Stadt und die proletariſche Bevölkerung. Hält
er ſich daran nicht oder in ungenügendem Maße, ſo iſt die
Sozialdemokratie damit nicht kompromittiert, und jeden
falls behält ſie ſich das Wichtigſte: die freie Hand in,
der weitgehendſten Kritik gegenüber der Tätigkeit
des Oberbürgermeiſters. Dieſe Taktik iſt bereits von unſerer
Partei mit Erfolg angewendet worden. Als vor vier Jahren
die Genoſſen in Offenbach die Majorität in der Stadt
verordnetenverſammlung und damit die Möglichkeit, den
Bürgermeiſter zu beſtimmen halten, haben ſie ſich wohl
gehütet, das gewagte Erperiment der Stuitgarter Genoſſen an-
zuſchneiden. Sie haben vielmehr den freiſinnigen Direktor des
Statiſtiſchen Amts zu Königsberg, Dr. Dullo, zu ihrem
Kandidaten gemacht und ihm den Poſten auch übertragen. Der
Wahlmodus iſt zwar in dieſem Falle ein anderer, da in Offen-
bach nicht die Gemeindehürger, ſondern die Stadtverordneten
den Bürgermeieſtr wählen doch ändert das nichts an dem
Kernpunkt der Frage.

Dies die allgemeine prinzipielle Seite des Problems.
Jmmerhin aber, wie man auch über die Sache ſelbſt denkt, ſo
viel iſt llar: es handelt ſich da um ein völlig neues Experiment,
um ein noch nicht betretenes und ausprobiertes Gebiet der
ſozialdemokratiſchen Politik. Und da dürfte jeder Genoſſe der
Meinung zuſtimmen, daß man ſo wichtige Probleme nicht auf
eigene Fauſt in einer Stadt entſcheidet, ohne der Partei im
ganzen Gelegenheit zu geben, ſich über die Sache zu äußern.
Wir ſind eine demokratiſche Partei in der die Auffaſſung der
Mehrheit der großen Maſſe der Genoſſen in jeder wichtigen
Frage entſcheidend iſt. Ueber die Frage, ob wir Oberbürger-
meiſterpoſten beſehen und wenn ja, an welche Bedingungen
dies geknüpft iſt, darüber zu entſcheiden, ſind offenbar vor
allem die Parteitage der deutſchen Sozialdemokratie be-
rufen, nachdem in einer genügenden Ausſprache und in der
Parteipreſſe die weiteſten Kreiſe der Partei Stellung haben
nehmen können. War der Fall dringend und lag kein ent-
ſprechender Beſchluß des Parteitags vor, ſo war es unſeres Er
achtens Pflicht der Stuttgarter Genoſſen, zum mindeſten ſich
in der ungewöhnlichen Situation mit dem Parteivor-
ſtand in Verbindung zu fetzen, um ſo indirekt mit der Geſamt-
partei Fühlung zu nehmen.

x x nVerantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei-
nachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewerkſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales Wilhelm,
Koenen, Provinzielles und Verſammlungsberichte Gottl.
Kasparek, ſämtlich in Halle.
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Teilzahlung

Rucksäckeoe
für Damen Herren und

m.C. F. Ritter
Loipaigerstrasse 90.

Höhbelwransporte e e n hilligR. an Bernharduüftr. 35.

Guter ſchwarzer Gehrock und
Beſte, faſt neu, un zu verk.
Schmeerſtr. 13, II, v. I1-—2 Uhr.

u

Spelxen Sie
e r

3 könſge
Kleine Klausſtraße 7.

I

Delitzſcherſtraße 78,
Glauchaerſtraße 75

dicht an der Glauchaiſchen Kirche
und Kleine Ulrichſtraße 8.

empfiehlt dieſe e in bekannter

krische Flelcch- und Wurst-
waren.

FSollcle Famſſſen
erhalten ſämtliche Wäſcheartikel,
Sardinen, Kleiderſtoffe, Ainſen,
Kinderkleider, Knabenanzüge 2c
in nur reeller Ware, auch auf

Teilzahiun
bei F. Gronau,Wäſchefabrik u. erſte ölgae

Merseburg.
Karl Bönicke

dJohannisstr. 16.
Tischlerei, Sargmagazin.

Aeusserst billige Preise.

nenAnetur
Rackikalmittel gegen

W anzen
u. deren Bruft
Flaſche 50 Pf. u. 1 M.

allein echt bei

Max Zädler,
nur Rannisgehestrasne D,

Ecke Stornstrasso.

„Jch war am ganzen Leibe mit

Flechten
behaftet, welche mich durch das ewige

Jucken Tag und Nacht peinigten.
Nach kaum 14 Tagen hat Zuckers
PatentMedizingl Seife D. R. P.
Nr. 138988 das Uebel vollſtänd. be
ſeitigt. Dieſe Seife iſt nicht 1.50 M.
ſondern 100 M. wert. Serg. M.“
à St. 50 Pf. (150 ig) u. 1.50 M.
(359/0 ig, ſtärkſte Form). Dazu
ZurkeeCreme (nicht fettend und
mild) 73 f. u. 2 M. Jn allen Apo
theken, Drog. u. Parfüm. erhältlich.

Pläſchfofa, gut gearbeitet, in rot,
lam oder grün., Kleiderſchränke 24,
z3. 53

e,
und Auszithtiſche 17—24 Pfeiler-
r in Birke n. Nußbaum 13, 15

O. Dauer e et r m.
Matr. 35, 40-—5verkauft billig Max ar
Jetzi Aldrechlslr. 97, nahe Frfedrichpiauz.

Achtung, Beesen!
Den geehrten Einwohnern von

u hierdurch zur Kenntnis,daß ich eine neue, gut glättende,

Drehrolle
aufgeſtellt habe, und bitte höflichſt
um fleißige Benutzung derſelben.

Hochachtend

Hermann Seicel,
Beefen a. E., Halliſcheſtraße Ig.

Grudeoten gee

Frscheint wöchentlich dreimal.

S J SIWegweiser für unsere einkaufenden Abonnenten.
S Unsern Lesern bei Bedarf zur Beachtung empfohlen. V Erscheint wöchentlich dreſmal.

J M
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Abrrahiengsgeschätie Biserne Gofen aus und Kachengeräto Kolonialwaren Zenroiräß Weiss Woll Tapéssgerie

2. Thiele, Göbenstr. I, p.
Brauereien

Christian Glaser, Gr. Klausstr. 24.
F. Lindenhahn, Königstr. 8.

X. Kwekenburg, Ranunischestr. 12.

[Honigkuehen, Zuckerwarenf Cünther, Halle a. S.
Fahrräder u. Nahmasohinez Friedrich Bock,
Henry Klepzig, Reilstr. 2.

Brüketts, Kohlen rſeieenormeſeter. ursſtabriren Hate und Matren

Richard Wolt, verläng. Königstr.

PDrogen und Farben
M. Rädler, Rannischestr. 2.
Fritz Rust jun. Triſtstrasse 29.

Fin- u. Verkaufsgeschäfte

August Hangelt,

J. Xlostermann, Advokatenweg 27
Franz Kunze, Burgstr. 59.

strasse 105.
Robert Sechäfer., Königstr.
Otto Ulbricht, Bäckerstrasse I.

F. Hepnieke, Kl. Ulrichstr. 15.

uer- a
F. Lindenhahn, Königsetr. 8.

[Hansleitorwagen-Tabrikes
Theodor Lühr, Leipzigerstr. 94.
Oskar Kutscher, Moritzkirchhok 10.

7. Friedrich Flietner, Geiststr. 23.
Herm. Sehmidt, Geiststr. 23.

Merseburger-

Ernst 8oltmann, Merseburgerstr. 10.

W 'Wqwö T

J. Ackermann, Mersoburgerst. 61.
Franz Geyor, Gr. Brunnenstr. 32p.

C. Lange sen., Kl. Ulrichstr. 26.
Rathausstr. 6.
Teleph. 1093.

Ernst Weiudold,

L Lodorkandiungen J

F. C. Wisell, Marktplatr11.
l. Zengerüing, Schulstr. J.

Spoedition, Möboltransport
O. Kästner Co., Brunoswarte 36.
Wilb. Müäller, Brunnenstr. 53.

5 Kartonagen
V. Schmeil, Wuchererstr. 40.

Kaumaäuser

Leipzigerstr. 87.I. El Beritu egenst. j. Art.

Kinderwagen
Theodor Lähr, Leipzigeretr. 94.

I Mövel-Magazine
See Hall. Iuchlermtt. r

FPhotographiseho Ateliers

nur
Steinweg 17.

et bnnn 2Robert Koch, Leipziger-
strasse 44.Albert Mennicke, r Steinstr. 62

A. Schäfer, Leipzigerstr. 92.
A. Weiss, Kleinschmieden 6.

[Veine u. Fruchtsätte ote.
M. Lade Nacohf., Leipzigerstr. 93.
Max Künzol, Magdeburgerstr. 59.

Franz Bamme, Lindenstr. 56.

Zahn- Techniker

WilvMuder, el arm
Zigarrennandiungen

z F. Solämann, Königstrasse 86.C uWnren- u. Gold waren amSchubert, William, Zigarren und
Schulartikel, Lauchstädterstr. 15.

Julius Wiedemann, Schmeerstr 4.

F Ammendorf R
Sanltäts-Dregerle, ab. Nch. Glaube

Ammendorf Radewell
Halloschestr. 65. Hauptstr. 20.
A. HMermann, Uhrmacher.
O. Probsthayu, Bett.-Rein.-Anst.
W. Wünscher, Schuhwaren.

Für die Inſerate verantworilich: Rob. JIgner. Drug der Kaleſch, Senoſſenſch ren E. K. w. b. K. Kesclegers vorm. Aug. Groß jeßt A. Jähni g. Sämil. j. Halle a. S
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1. Beilage zum Volksblatt.
Tr. 108 Halle a. S., Mietwoch den 10. Mai 1911

Deutſcher Reichstag.
169. Sitzung. Montag, den 8. Mai 1911, mittags 12 Uhr.

Die Beratung der
Reichsverſicherungsordnung

wird fortgeſetzt.
Es folgen zunächſt eine Anzahl Ablehnungen ſozialdemokra-

tiſcher Anträge.
Abg. Severing (Soz.) (bleibt bei der großen Unruhe, die

beſonders rechts herrſcht, zunächſt unverſtändlich): Jch bitte
um Entſchuldigung, meine wenn ich Jhre Privat-
eeſyräche ſtöre. (Da die Unruhe andauert, ſchweigt der Redner.)

räſident Graf Schwerin: Sind Sie fertig?
Abg. Severing (Soz.): Nein, ich will nur warten, bis die

rer ſich etwas beruhigt haben. (Sehr gut! b. d. Soz.) Von
oher Stelle fiel einmal das Wort, die Staatsbetriebe ſollen

Muſterbetriebe r Das ſoll doch wohl auch in bezug auf
die Krankenverſicherung gelten. Zahlreiche Stadtgemeinden

hlen ihren Arbeitern die Differenz zwiſchen Krankengeld und
rbeitslohn freiwillig; wir wünſchen aber eine geſetzliche Feſt

r richtig! b. d. Soz.) Der Antrag Albrecht wird
gelehnt.Präſident Graf Schwerin ſtellt den nächſten Paragraphen

tn Se Gur Geſchäftsordnung): Ich v
Ho (zur äftsordnung): itte denPräſtbenten für es mehr Ruhe zu ſorgen. Es iſt ganz un

möglich, auch nur ein Wort zu verſtehen. (Sehr richtig! b. d.
e

räſident Graf Schwerin bittet um Ruhe. (Allmählich
tritt Ruhe ein, namentlich, weil ſich die Bänke der bürgerlichen
Parteien ſtark lichten).

Weiter beantragen die Abgg. Albrecht u. Gen. den S 186 zu
ſtreichen, wonach von der Verſicherungspflicht auf ſeinen An
trag befreit wird, wer auf die Dauer nur zu einem geringen
Teil arbeitsfähig iſt, ſolange der vorläufig unterſtützungspflich-
n Armenverband einverſtanden iſt.

bg. Hue (Sogz.): Dieſer Paragraph iſt 1892 in das Geſetz
hineingekommen. Man meinte damals, die Kaſſen würden durch
die Halbinvaliden ſehr ſtark belaſtet werden. Es hat ſich aber
gezeigt, daß die Halbinvaliden eine nennenswerte Belaſtungich darſtellen. Jn dem Paragraphen heißt es recht harmlos,

die Halbinvaliden können „auf ihren Antrag“ von der Ver
ſicherungspflicht befreit werden. Jn der Praxis werden dieBerginvaliden einfach vor die Wahl geſtellt, ſich von der Ver-

ſicherungspflicht entbinden zu laſſen, oder die Abkehr zu er
halten. Die Folge dieſes Paragraphen wird ſein, daß man
ſämtliche Berginvaliden in die ausgedehnten Uebertagarbeiten
ſteckt und ſie zwingt, ſich von der Verſicherungspflicht entbinden
zu laſſen. Jn der Kommiſſion meinte ein Regierungsvertreter,
es handele ſich nur um wenige Perſonen in den Bergbetrieben,
die ſo beſchäftigt werden könnten. Das iſt unrichtig, es ſind
Zehntauſende und Aberzehntauſende. Wenn alle dieſe dann
nicht verſichert ſind, ſpringt der Vorteil für die Unternehmer
in die Augen, und das iſt auch

die Abſicht der Beſtimmung.
Jn der Kommiſſion ſprach ein preußiſcher Bergbeamter auch
von den nicht unerheblichen Penſionen der Bergarbeiter. Sie
betragen 80 Pf. pro Tag. Wer eine ſolche Verſorgung abge
ruckerter Bergknappen für nicht unerheblich erklärt, bekundet
einen

ſtarken Mangel an Mitgefühl
für hilfsbedürftige Perſonen. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Es kom
men auch keines wegs nur ältere Perſonen in Frage, die Berg-
leute werden oft ſo früh Jnvalide, daß vielfach Leute von kaum
30 Jahren darunter ſind. (Hört, hört! b. d. Soz.) Wenn ſie
nicht verſichert ſind, fallen dieſe Perſonen der Armehpflege zur
Laſt, und die Armenlaſten in den. Bergwerksinduſtrieorten ſind
auch ganz außerordentlich geſtiegen. Solche Leute an die
Armenhkaſſe zu weiſen, iſt doch kein würdiger Zuſtand,

es iſt ein Skandal.
(Lebh. Zuſt. b. d. Soz.) Man ſagt, der S 5224 bietet einen hin
reichenden Schutz, weil er beſtimmt, daß der Antrag, auf Be-

freiung von der Verſicherungspflicht der Zuſtimmung der
Mehrheit, ſowohl der Arbeitgeber-, als auch der Arbeitnehmer-
vertreter im Vorſtande bedarf. Es gibt aber nur ſehr wenige
Knappſchaftsvereine, in denen die, Hälfte der Vorſtandsmitglie-
der Arbeitervertreter ſind, in den meiſten Fällen ſind auch unter
'denen, die als Arbeitervertreter gelten, ſolche, die nicht als
Arbeitervertreter anerkannt werden, weder von uns, noch von
den chriſtlichen Gewerkſchaften es ſind das Perſonen, die durch
den kapitaliſtiſchen Terror hineingebracht werden. Deshalb
haben auch wir, ſowie die chriſtlichen Organiſationen, uns gegen
die Verhältniswahl erklärt, weil dadurch die in den letzten
Jahren durch den kapitaliſtiſchen Terror gegründeten gelben
Vereine eine Vertretung im Vorſtand erhalten würden, und ein
einziger Gelber, der ſich auf die Seite der Unternehmer ſchlägt,
würde genügen, eine Mehrheit der Arbeiter unmöglich zu
machen. Der S 5224 iſt alſo ein untaugliches oder mindeſtens
J Mittel, die Arbeiterintereſſen zu ſchützen. (Zuſt.

d. So
Abg. Behrens (Wirtſch. Vgg.) wünſcht die Regelung der

Materie im Abſchnitt 9, wo die Verhältniſſe der Knappſchafts-
kaſſen geregelt werden. Jm übrigen hält er den S 5224 für eine
ausreichende Sicherung, da die Mitglieder der Knappſchafts-
vorſtände in geheimer Wahl gewählt werden.

Der Antrag Albrecht wird abgelehnt, S 186 wird ange-
nommen.

S 192a beſtimmt: Die Verſicherungsberechtigung erliſcht in
allen Fällen, wenn das regelmäßige jährliche Geſamteinkom-
men 4000 Mark überſteigt.

Abg. Molkenbuhr begründet einen Antrag, ſtatt 4000
Mark 5000 Mark zu ſetzen. Man ſollte allen denen, die gegen
Unfall verſichert ſind, auch das Recht der Krankenverſicherung
eben. Es liegt hier ein Widerſpruch im Geſetz vor, der be-ſeitig werden muß. (Sehr richtig! b. d. Soz.)

Abg. Dr. Mugdan (Vpt.) wünſcht, daß ſolche Perſonen,
obald ſie wieder unter 4000 Mk. verdienen, das Recht habenſahen der Verſicherung ohne weiteres wieder beizutreten.

Abg. Hoch (Soz.): Dieſer Paragraph ſtammt nicht etwa
von uns, ſondern iſt auf Anregung des Leipziger Aerztever-
bandes in das Geſetz gekommen. Die Herren hoffen, dadurch
eine Anzahl Perſonen aus der Krankenverſicherung
herauszubekommen, und ſie damit zu zwingen, die ſonſt üblichen
ärztlichen Honorare zu zahlen. Wir ſtellen unſeren Antrag
nur, um einen eklatanten Widerſpruch aus dem Geſetz zu be
ſeitigen. Niemand von Jhnen wird die Stirn haben, zu be-
haupten, daß er an ſolche Mängel, wie dieſen, vorher überhaupt
gedacht habe. Aber wir können i die beſtbegründeten An
träge vorbringen, Sie ſitzen einfach da, wie die Puppen. (Lebh.
Sehr richtigl b. d. Soz., Ohol b. d. Mehrheit, Vigepräſident
Dr. Spah n ruft den Redner zur Ordnung.) Die Folge dieſer
Geſetzesmacherei wird ſein daß das Geſetz ſchließlich von

Widerſprüchen wimmelt. (Sehr wahr! b. d. Soz.)
Abg. Molkenbuhr (Soz.): Wenn der Wunſch des Herrn

n erfüllt würde, würde das eine Schädigung der Ver-n denn dieſe Perſonen würden dann aus-
ſheren gerade in der Zeit, wo ſie am leiſtungsfähigſten wären,

da

und erſt wieder Beiträge zahlen, wenn ſie für die Kaſſe große
Riſiken bedeuten. (Sehr wahr! b. d. Soz.)

Abg. Dr. Mugdan (Vpt.): Das gebe ich zu. Um dem zu
begegnen, könnte man ja beſtimmen, daß nach einer Reihe von
Jahren bei einem Einkommen von über 4000 Mk. die Verſiche-
rungsberechtigung überhaupt erliſcht.

Der Antrag Albrecht wird hierauf abgelehnt.
F 195 bemißt die baren Leiſtungen der Kaſſen nach dem durch-

ſittlichen agelohn der betreffenden Klaſſen der Ver-
icherten, für das die Kaſſe errichtet iſt. Die Bemeſſung habe

durch Satzung zu erfolgen. Als Maximum des zur Berechnung
gelangenden Tagelohnes ſind 5 Mk. vorgeſehen. Durch Satzung
kann jedoch Erhöhung des Berechnungsmaximums auf 6 Mk.
erfolgen. Die Feſtſetzung bedarf der Zuſtimmung der Beſchluß-
kammer des Oberverſicherungsamtes. Ferner kann ſatzungs-
gemäß ſtatt des durchſchnittlichen Tagesentgelts der wirkliche
Arbeitsverdienſt bis 6 Mk. als Grundlohn beſtimmt werden.

Abg. Sachſe (Soz.): Wir beantragen, dieſen Paragraphen
von Grund auf zu ändern, der in der Kommiſſionsfaſſung eine
ſchwere Schädigung der höher entlohnten Arbeiterkategorien,
ſpeziell auch der Bergarbeiter, bedeutet. Wir beantragen, daß
der durchſchnittliche Tagesentgelt der Bemeſſung ohne weiteres
zugrunde gelegt wird, ohne daß erſt eine Satzungsbeſtimmung
notwendig iſt, wir beantragen ferner, die Maximumsgrenze
von 6 Mk. zu ſtreichen, und die Beſtimmung zu beſeitigen, daß
die Zuſtimmung des Oberverſicherungsamts zur Erhöhung des
Maximums W iſt. (Zuſt. b. d. Soz.)

Der Antrag Albrecht wird abgelehnt.
S 197 gliedert die Krankenhilfe in Krankenpflege und

Krankengeld. Das Krankengeld ſoll in der Höhe des halben
Grundlohnes für jeden Arbeitstag vom vierten Krankheitstage
an gezahlr werden bezw. vom Tage des Eintritts der Arbeits-
unfähigkeit an, wenn ſie erſt ſpäter eintritt.

Abg. Sachſe (Soz.): Die in dieſem Paragraph gewährte
Krankheitshilfe iſt völlig unzureichend. Wir beantragen eine
beſſere Faſſung der Beſtimmung über Krankenpflege und wir
beantragen als Krankengeld den ganzen Grundlohn zu zahlen.
Da wir aber leider auf eine Annahme dieſes unſeres grund-
ſätzlichen Antrages nicht rechnen können, ſo haben wir einen
Eventualantrag eingebracht, der dahin geht, *4 des Grund-
lohns zu gewähren und das Krankengeld ſchon vom erſten Tage
der Arbeitsunfähigkeit an zuzubilligen. e b. d. Soz.)

Abg. Molkenbuhr (Soz.): Die Annahme unſeres An-
trages, wenigſtens unſeres Eventualantrages, liegt nicht bloß
im Jntereſſe der Verſicherten, ſondern auch im wohlver-
ſtandenen Intereſſe der Kaſſen ſelbſt. Die Sorgen des Kranken
um die Exiſtenz ſeiner Famiile werden häufig ſeine Geneſung
verlangſamen. (Sehr wahrl b. d. Soz.)

Prinzipal- und Eventualantrag Albrecht werden in allen
Teilen abgelehnt, die Beſtimmung des Eventuaglantrages, daß
34 ſtatt W des Grundlohns gewährt werden ſoll, in nament-licher Abſtimmung mit 212 gegen 59 Polen und Sozial-
demokraten) Stimmen.

S 199 läßt fakultativ die Krankenhauspflege zu und fordert
die Kaſſen auf, die Krankenhauspflege möglichſt zu gewähren,
wenn die Krankheit anſteckend iſt und Zuſtand oder Verhalten
des Kranken fortgeſetzte Behandlung erfordert.

Abg. Zubeil (Soz.): Wir beantragen obligatoriſche
Gewährung der Krankenhauspflege, wenn ſie nach dem Gut-
achten des behandelnden Arztes notwendig iſt, wenn der Kranke
einen eigenen Haushalt nicht hat und ſelbſt nach der Kranken-
hauspflege verlangt. Angeſichts der Zerrüttung, in die der
Arbeiterhaushalt zu geraten pflegt, wenn die Hausfrau krank
liegt, beantragen wir ferner, daß die Kaſſe gegen Abzug eines
Viertels des Krankengelds eine Hauspflegerin ſtellen ſoll.
Wenn die Mehrheit ſich durch nichts bewegen läßt, aus

ihrer Wanzentaktik
herauszutreten (Sehr gut! b. d. Soz.), ſo bitte ich den Präſi-
denten, die Abſtimmung nur negativ vornehmen zu laſſen, da
mit die Herten der Mehrheit nicht in ihrer Bequemlichkeit ge-
ſtört werden. (Sehr gut! b. d. Soz.)

Die Anträge Albrecht werden abgelehnt.
t Dasſelbe Manöver geſchieht bei einer Reihe weiterer An
räge.

S 207 berechtigt die Kaſſen, das Kaſſengeld zu verſagen, wenn
die betreffenden Mitglieder die Kaſſe vorſätzlich durch eine
ſtrafbare Handlung geſchädigt haben und die Krankheit ſich
durch ſchuldhafte Beteiligung an Raufereien zugezogen haben.

Abg. Buſold (Soz.) beantragt hinzuzufügen, daß das
Krankengeld an die Angehörigen dieſer Mitglieder zu zahlen
iſt, deren Unterhalt ſie ganz oder überwiegend beſtritten haben.
Man kann doch nicht die Familienangehörigen für die Vergehen
ihrer Ernährer beſtrafen! Den Soldaten wird befohlen, in
Schlägereien den Kameraden beizuſpringen und mancher nimmt
dieſe Sitte ins ſpätere Leben mit. Dazu kommt dann noch der
Alkoholismus, ſpeziell der Schnapsgenuß, den amtliche Kreis-
blätter im Jntereſſe der Reichseinnahmen zu empfehlen ſich
nicht ſcheuen. Unſer Schnapsboykott beweiſt, wie ernſt es uns
mit der Bekämpfung des Alkoholismus iſt. Aber wir wollen
nicht Unſchuldige leiden laſſen. (Zuſt. b. d. Soz.)

Abg. Brühne (Soz.): Jn Moabit ſind zahlreiche Arbeiter
von Schutzleuten nach allen Regeln der Kunſt verprügelt wor-
den. Nach S 207 können nun noch die Familien dafür ertra
beſtraft werden, daß ihre Ernährer krank geprügelt worden
ſind. (Sehr wahrl b. d. Soz.)

Der ſozialdemokratiſche Antrag wird abgelehnt.
Die Diskuſſion über die S8 210 bis 213 (Wochenhilfe) wird

verbunden. Die Abgg. Albrecht und Genoſſen (Soz.) be-
antragen, in der Zeit, in der die Verſicherten infolge der
Schwangerſchaft arbeitsunfähig ſind, ein Schwangerengeld in
Höhe des Krankengeldes ſowie die erforderlichen Hebammen-
dienſte und ärztliche Behandlung und ein Wochengeld während
der erſten acht Wochen nach der Niederkunft in Höhe des Kran-
kengeldes zu gewähren. Die Vorlage gewährt nur ein Wochen-
geld von acht Wochen, von denen mindeſtens ſechs in die Zeit
nach der Niederkunft fallen müſſen.

Die Abgg. Hufnagel (konſ.) und Jrl (Ztr.) beantragen,
daß bei Wöchnerinnen, die in der Landwirtſchaft oder als
Dienſtboten beſchäftigt ſind, die Gewährung der Wochenhilfe
durch die Satzung geregelt wird. Die Hebammenhilfe und
ärztliche Geburtshilfe gewährt die Vorlage nur fakultativ
durch Satzung der Kaſſe. Weiter verlangt ein AntragAlbrecht und Gen. (Soz.) auf Verlangen der Wöchnerinnen
oder ihres Ehemonnes die Zuweiſung einer Hauspflege-
rin, wofür ein Viertel des Krankengeldes abgezogen werden
darſ. Die Vorlage geſtattet nur fakultativ dieſe Zuweiſung,
wofür ſie die Hälfte des Krankengeldes abzuziehen erlaubt.
Schließlich verlangt ein Antrag Albrecht (Soz.) für Wöch-
nerinnen ein Stillgeld in Höhe des halben Krankengeldes
für die Dauer von 24 Wochen, während die Vorlage ein ſolches
nur fakultativ und zwar für 12 Wochen geſtattet.

Abg. Dr. David (Soz.) begründet die Anträge. Es handelt
ſich hier um das Intereſſe der Mütter und der heraufkommen-
den Generation. Jeder fühlende Menſch muß es für dringend
notwendig halten, das von

den Schwangeren in ihrer ſchweren Zeit
wenigſtens materielle Sorgen ferngehalten werden. Die
Geſellſchaft ſchützt ihr eigenſtes wertvollſtes Gut, wenn ſie für
den Schutz der Mütter eintritt. Es handelt ſich hier um unſer
höchſtes nationales Gut. (Sehr richtig! bei den Soz.) Heute

22. Jahrg.
ſteht aber Deutſchland in bezug auf den Säuglingsſchutz in der
Statiſtit weit zurück. 359 000 Säuglinge ſtarben 1908 im Deut-
ſchen Reich. (Hört, hört! bei den Soz.)

Mutterſchutz heißt Kinderſchutz.
Jn Deutſchland mit ſeiner berühmten Sozialpolitik müſſen
Hunderttauſende von Kindern ſchon im Mutterleib hungern.
(Sehr wahr! bei den Soz.) Beſonders ſchwer liegen die Ver-
hältniſſe bei den erwerbstätigen Frauen. Die Mediziner haben
daher eine Ruhezeit von drei Monaten für die Schwangeren
verlangt. (Hört, hört! bei den Soz.) Die Aerzte haben feſt
geſtellt, daß die Folge der Arbeit der werdenden Mütter bis
kurz vor der Geburt in ſehr vielen Fällen Frühgeburten und
zu leichtes Gewicht der Säuglinge ſind. Dieſe Tatſachen ſollten
Sie veranlaſſen, wenigſtens hier eine Beſſerung vorzunehmen.

Unſere Anträge ſind außexordentlich beſcheiden.
Nun haben die Herren Hufnagel und Jrl noch in letzter Stunde
einen Antrag eingebracht, der ſogar hinter der Regierungsvor-
lage noch weit zurückbleibt. (Zuruf bei den Soz.: Echt chriſt-
lich! Pfuirufe, die Präſident Graf Schwerin-Löwitz rügt.)
Wir haben über dieſen Antrag namentliche Abſtimmung be
antragt, weil wir

vor dem deutſchen Volke auszählen wollen,
wer den Mut hat, ſolche Verſchlechterungen in dieſem
Fall zu beantragen. (Beifall bei den Soz.) Namentliche Ab-
ſtimmung beantragen wir auch über den Teil unſeres An-
trages, wonach die Gewährung von Hebammen und ſonſt noöti-
ger ärztlicher Hilfe bei der Niederkunft von den Kaſſen als
Pflichtleiſtung feſtgelegt werden ſoll. Wird der Antrag nicht
angenommen, ſo wird man in Tauſenden von Fällen aus
finanziellen Bedenken die ärztliche Hilfe nicht zuziehen. 6000.
deutſche Mütter müſſen alljährlich ihr Leben im Wochenbett
laſſen. Ein ſtaatliches Rettungswerk iſt daher hier notwendig.
Beſonders wichtig iſt auch die obligatoriſche Gewährung von
Stillgeld. Die Statiſtik beweiſt, daß die Kinder, die nicht die
natürliche Nahrung der Muttermilch erhalten, ſehr viel mehr
Krankheiten und dem Tode ausgeſetzt ſind. Die Entziehung
der natürlichen Nahrung wirkt bis in das Alter der Heeres-
pflichtigkeit nach. Nun ſagt man, unſere Volkswirtſchaft kann
die Koſten unſeres Antrages nicht tragen. (Sehr richtigl im:
Zentr.) Aber heute werden ſie auch getragen, nur daß ſie

den Aermſten und Schwächſten auferlegt werden.
(Sehr wahr! bei den Soz.) Jm übrigen verzinſt ſich keine
Kapitalsanlage ſo gut wie die Ausgaben zum Schutz der
Mütter und Kinder. Das Unglaublichſte iſt, daß die Regie-
rung das ganze Geſetz für unannehmbar erklären will, wenn
auch nur unſer Antrag auf obligatvriſche Hebammenhilfe an-
genommen wird. (Hört, hört! und Pfuirufe bei den Soz.)
Das beleuchtet mit grellem Schlaglicht, wie tief die ſozialpoli-
tiſche Einſicht und Empfindung bei den maßgebenden Stellen
des Deutſchen Reiches iſt. (Sehr richtig! bei den Soz.) Es
iſt dies ebenſo

ein Dokyment der Schande,
wie das Unannehmbar der Konſervativen in der Frage des.
Haſenſchadens beim B. G.-B. Den Mehrheitsparteien iſt dies
Unannehmbar ſehr willkommen, um es als Deckmantel für ihre
Haltung zu gebrauchen. Aber niemand aus dem Volke wird
Jhnen glauben, daß die Regierung wirklich den moraliſchen
Mut haben könnte, an dieſer Frage das Geſetz ſcheitern zu
laſſen. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Darum fordern wir Sie auf,,
hier einmal ein wirklich nationales Werk mit uns gemeinſam
zu vollbringen. (Lebh. Beifall b. d. Soz., Ziſchen rechts, er
neutes Bravo! b. d. Soz.)

Abg. Jrl (Zentr.): Auf dem Lande ſterben viele Kinder,
die gar nicht auf dem Lande geboren ſind. Das berückſichtigt
wohl die Staliſtik nicht. Auf die Ausführungen des Vorred-
ners kann man nicht eingehen, ſonſt würden wir mit der Reichs-
verſicherungsordnung gar nicht fertig (Aha! b. d. Soz.) und
dann könnten überhaupt keine Mehrleiſtungen gewährt wer-
den. Jn erſter Linie haben Väter und Mütter die ſittliche
Pflicht, für ihre Kinder ſelbſt zu ſorgen. Wie viele Millionen
der „beſcheidene“ Antrag der Sozialdemokraten koſten würde,
wiſſen wir nicht. Jch bitte Sie, unſerem Antrage zuzuſtimmen.
(Bravo! im Zentr. und rechts.)

Hierauf vertagt das Haus die Weiterberatung auf Dienstag
1 Uhr.

Schluß 634 Uhr.

Gewerkschaftliches.
Tarifverhandlungen im Buchbindergewerbe.

Jm Buchgewerbehaus zu Leipzig fanden kürzlich zwiſchen
dem Buchbinderverbande und dem Verbande der Buchbinderei-
beſitzer über den ſogenannten Dreiſtädtetarif, der Berlin,
Leipzig und Stuttgart umfaßt, Verhandlungen ſtatt, die vor
läufig die nachſtehenden Ergebniſſe brachten:

Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt 5256 Stunden. Sie
darf 9 Stunden täglich und Sonnabends 8 Stunden nicht
überſchreiten. Jn der Regel dürfte daher Sonnabends nur
7 Stunden zukünftig gearbeitet werden. Die Minimal-
ſtundenlöhne der Gehilfen werden insgeſamt um 6 Pf. erhöht;
ſie betragen danach vom 1. Juli 1911 an für Stuttgart 52, für
Leipzig 54 und für Berlin 56 Pf. und erhöhen ſich am 1. Oktober
1913 um je 2 Pf. Für ausgelernte Gehilfen tritt eine zwei-
malige Lohnerhöhung der Minimallöhne am 1. Juli 1911 und
am 1. Oktober 1913 von je 2 Pf. ein. Schnellpreſſer erhalten
während der Lehrzeit von ſechs Wochen 53, 55, 58 Pf., was
einer Lohnerhöhung von 3 Pf. gleichkommt. Nach der Lehr
zeit treten die Lohnſätze von 64, 66, 69 Pf. in Kraft, die ſich am
1. Oktober 1913 auf 66, 68 und 71 Pf. erhöhen, ſo daß eine,
Lohnſteigerung von 6 Pf. für alle 3 Städte zu verzeichnen iſt.

Ueber die Ueberſtunden-Mehrbezahlung kam es wegen des
Widerſtandes der Leipziger Prinzipale zu keiner Verſtändi-
gung. Darüber wird alſo ſpäter nochmals verhandelt wer-
den müſſen. Ebenſo wurde die Forderung der Arbeiter nach
Einrichtung paritätiſcher Arbeitsnachweiſe zurückgeſtellt.

Die weiteren Verhandlungen wurden auf Montag, den
22. Mai, und folgende Tage vertagt. Es läßt ſich noch nicht
vorausſagen, ob bei den vorhandenen ſtarken Gegenſätzen ein
neuer Tarif ohne Kampf zuſtande kommt.

Meldungen über Gewerkſchaftskämpfe.
Eine Ausſperrung beagbſichtigen die Scharfmacher in

der weſtfäliſchen Textilinduſtrie vorzunehmen. Bei
der Firma Kolk in Coesfeld ſind die Textilarbeiter ſeit
Wochen ausſtändig; es handelt ſich in der Hauptſache um
chriſtliche organiſierte Arbeiter. Der Verband der Textil
induſtriellen des Münſterlandes hat beſchloſſen, den organi-
ſierten Arbeitern im ganzen Bezirk zu kündigen, wenn die
Differenzen bei der Firma nicht beendet werden. Es kämen
bei dieſer eventl. Ausſperrung 15000 bis 20000 Per-
ſonen in Frage, meiſt Mitglieder des chriſtlichen Verbandes

Landarbeiter-Lohnbewegung. Jn Staben-
hagen in Medlenburg haben die in Schneidemühlen, Faß-



fadriken und Kornſpeichern beſchäftigten organiſierten Ar-
beiter teils durch Arbeitseinſtellung, teils ohne ſolche weſent-
liche Lohnerhöhungen erzielt. Dieſer Exfolg hat nun
auch die bei Ackernbürgern beſchäftigten Landarbeiter, die
gleichfalls der Organiſation angehören, dazu angeregt, Lohn-
ſorderungen an ihre Arbeiter einzureichen. Gefordert wurde
eine Lohnzulage von 30 Pf. pro Tag. Bis auf einen Betrieb
ſind die Forderungen glatt bewilligt worden.

Jn ſämtlichen Ziegeleien Köslins haben die
Ziegeleiarbeiter die Arbeit niede rgelegt. Die Ziegler
fordern die Aufhebung der üblichen 5-prozentigen Mehrleiſtung
auf 1000 Steine, die Ziegler mußten etwa 175 Steine täglich
an die Beſitzer abliefern, wofür kein Pfennig bezahlt wurde.
Die Arbeiter forderten ferner 5 Pf. Lohnaufſchlag auf je 1000
Steine, der erſt nächſtes Jahr in Kraft treten ſollte. Die
Unternehmer wollten die 5 Pf. Aufſchlag zahlen, nicht aber
die 5 Proz. Mehrarbeit fallen laſſen. Weil keine Einigung
erzielt wurde, legten ſämtliche Ziegler die Arbeit nieder.
Streik im Bäckerge werbe in Hamburg-

Altona-Wandsbeck. Da eine Einigung nicht zuſtande
kam, haben die Bäcker und Konditoren den Streik erklärt.
Zu zug nach dem ganzen Bezirk iſt auf das ſtrengſte fern-
zu halten.

Genollenſchaftliches.

Konſum-, Bau- und Sparverein Produktion in Hamburg.
Der ſoeben erſchienene 12. Geſchäftsbericht bringt neuerdings
den Beweis von der wachſenden Erkenntnis des ungeheuren
Wertes der genoſſenſchaftlichen Solidarität. Dieſe erſt ſeit
13 Jahren beſtehende Genoſſenſchaft hat eine ganz unglaubliche
Macht und Größe erreicht. Die Mitgliederzahl betrug am
1. Januar 1911 49 312, eine Zunahme 7437 im Jahre 191t0. Der
Umſatz ſtieg im Berichtsjahr um 3061 233,15 auf 13 107 169,49
Mark. Jm Geſchäftsjahre ſind 9 Verkaufsſtellen, 7 Fleiſcher
läden, 5 Brotläden. 1 Grünwarenladen und ein Kohlenlager
neu eröffnet worden, und beſtehen nun 69 Verkaufsſtellen, 19
Fleiſcherläden, 8 Brotläden, 2 Grünwarenläden und ein
Kohlenlager. Von den 49 312 Mitgliedern bezogen nur 309 250
Waren aus den Verkaufsſtellen, und zwar im Durchſchnitt pro
kaufendes Mitglied im Jahre 1910 für 383 Mark. Der Ge-

äftsanteilfonds iſt um 129 064,17 auf 747 405,22 Mark ange-
en, der Wohnungsfonds von 23 607,05 auf 130 092,88 Mark,

der Notfonds um 168 609,28 auf 682 787,08 Mk., troßdem im
letzten Jahre von 8254 Mitgliedern aus dem Notfonds 213 563,51
Mark erhoben wurden. Jn der Sparkaſſe haben 15 270 Mit-
glieder 5 588 906,09 Mk. angelegt. Die Produktion betreibt
eine Bäckerei und Konditorei mit 1536 656,80 Mk. Umſatz eine
Fleiſcherei mit 3865 404,37 Mk. Umſatz, eine Kaffeeröſterei,
Mineralwaſſerfabrikation, Schroterei und ein Kohlengeſchäft.

Kleinhandel und Konſumvereine. Jn Köln ſprach kürzlich
Herr Profeſſor Hirſch (Aachen) über den Kleinhandel. Dahei
ſtreifte er auch die Konſumvereine. Die Rheiniſche Zeitung
berichtet darüber folgendes:

Der Redner beſpricht dann die Vorzüge der konſum-
genoſſenſchaft lichen Betriebsweiſe gegenüber
dem privaten un entwickelten Detailhandel. Der ſchnelle Um-
ſchlag der Waren, die Baarzahlung und anderes mehr ſicherte
dem Konſumverein einen Vorfſprung. AAnfäng-
lich unbedeutend, iſt die Konſumvereinsbewegung ſeit Gruün-
dung des Zentralverbandes (1903) geradezu ravide gewachſen.
Der Zentralverband ſei heute die tonangebende Organiſa-
tion der Konſumverein; die noch im alten (Crügerſchen) Ver-
bande verbliebenen kämen dagegen nicht mehr auf. Beſonders
entwickelt habe ſich die Eigenproduktion der Vereine. Dazu
komme die Macht der Großeinkaufsgeſellſchaft deutſcher Kon-
ſumvereine, deren Gründung damit zuſammenhaänge, daß
den Vereinen, die anfänglich von geſchäftsuntundigen
Leitern geführt worden ſeien, eine umſichtige kaufmänniſch
verwaltete Zentrale geſchaffen werden mußte. Jn letzter Zeit
mache ſich ſogar ein Streben der Großeinkaufsgeſellſchaften
der verſchiedenen Länder zum gemeinſamen Vorgehen be-
merkbar.

Der Redner ſprach dann weiter über die Filialeinrichtung
durch Fabrikanten. Er ſagte, genau wie die Konſumvereine
und Warenhäuſer ſeien ſie eine logiſche Konſequenz unſeres
Wirtſchaftsſyſtems. Jn dem Berichte heißt es weiter:

Wer das klar erkenne, der müſſe einſehen, daß alle künſt-
lichen Hemmungen verſagen müſſen. Das Warenhausſteuer-
geſetz und das Geſeß gegen den unlauteren Wettbewerb haben
als Kampfmittel verſagt. Trotz der geſchilderten Entwick-
lung des Großbetriebs haben ſich die offenen Ladengeſchäfte
in den letzten zwölf Jahren um 62 Prozent vermehrt. Aus
einer heſſiſchen Statiſtik gehe hervor, daß auch das Einkom-
men der Händler und beſonders der Kolonialwarenhändler
geſtiegen ſei, in den Städten bis um die Hälfte. Und warum?
Weil Konſumvereine und Warenhäuſer trotz ihrer Größe nur
3 Prozent des Geſamtumſatzes aufweiſen, die Angſt vor
ihnen alſo übertrieben ſei. Jn vielen FAl ſ dwallen hal C Der
leiſtungsfähige und in Einlaufsvereinigun organiſierte
Kleinhandel verlorenes Terrain zurückerobert. Auch die
Rabattſparvereine, die bis jetzt dreißig Millionen Mark
Rabatt gewährt hätten, trügen zur Geſundung des Klein-
handels bei. Beſonders der genoſſenſchaftliche Einkauf

2 r r h v ndem un wirtſchaftlichen Winkelbetrieb auf.räume mit
Aus der Aeußerung des Redners über die Rabattſparver

eine ſieht man deutlich, daß er dem Kleinhandel durchaus
freundlich gegenüberfteht. Trotzdem wendet er ſich gegen das
übliche Geſchrei der Detailliſten. Dieſe gehen eben nicht von
volkswirtſchaftlichen Erwägungen aus, ſondern laſſen ſich von
ihren Gefühlen leiten. Jnfolgedeſſen kommen ſie zu Forderun-
gen und Wünſchen, die niemand, der wiſſenſchaftlich denken ge-
lernt hat, unterſtützen kann.

Waſſerſtände.
bedeutet über, unter Null).
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Halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 9. Mai 1911.

Vorbereitungsſchwindel für die Reichstagswahl.
Die Reichsverſicherungsordnung ſoll anſcheinend das Zugmittel

der ſtaatserhaltenden Parteien für die kommende Reichstagswahl
werden und nebenher will man noch verſuchen, die Finanzreform
als glückliches und erfolgreiches Mittel zur Geſundung der Reichs
ſteuerwirtſchaft umzuſchwindeln. Nach dieſer Parole verfährt die
Halleſche Zeitung jetzt ſchon ganz ſyſtematiſch. Fortgeſetzt bringt
ſie Lobesartikel auf die Reichsverſicherungsordnung und Vertei-
digungsnotizen, ſowohl für die Reichsfinanzreform insgeſamt, als
auch für die einzelnen Steuergeſetze, für die die Schuld den Libe-
ralen (nicht ganz mit Unrecht) aufgepackt werden ſoll. Auch geſtern
lieferte ſie wieder für beides ein paar kennzeichnende Beiſpiele.
So gibt ſie kurz und knapp die Tendenz, in der die Reichsver-
ſicherungsordnung bei der Wahl ausgenutzt werden ſoll, in folgenden

Sätzen zu erkennen:
Es iſt ja ſchon wiederholt ausgeführt, daß die dem

Reichstage vorliegende und von der Kommiſſion durchberatene
Reichsverſicherungsordnung für die Arbeiter eine große
Menge von Vorteilen bringt. Aber die Sozialdemo-
kratie wehrt ſich gegen ſie, weil ſie der drückenden Herrſchaft
der Sozialdemokratie in und durch die Ortskrankenkaſſen ent-
gegentreten will. Und ſo werden wir denn das ſchöne Schau
ſpiel erleben, daß die „einzige und wahre Vertreterin der Ar-
beiter“ einem der Arbeiterſchaft den größten Nutzen bringenden
Geſetze mit allen erlaubten oder unerlaubten Mitteln im
Reichstage entgegenarbeitet.

Wenn man dieſe ungeheuerlichen Verdrehungen der Tatſachen
in dieſen Tagen lieſt, in denen im Reichstag die Mehrheit ſo
ſkandalmäßig mit den Arbeiter wünſchen umſpringt, dann ſtaunt
man ob der Frechheit, die ſolche Säve ſchwarz auf weiß zu-
ſtande bringen kann. Es iſt eben den Junkern und Junker-
genoſſen kein Mittel ſchlecht genug und kein Schwindel grob ge-
nug, um die Bevölkerung zu täuſchen. Wir empfehlen
unſeren Genoſſen dringend, angeſichts dieſer
unerhörten Hetze, die Reichstagsverhand-
lungen dieſer Tage genau zu verfolgen und ſich
den Leitartikel des geſtrigen Volksblattes, ſowie ähnliche noch
folgende Zuſammenſtellungen über die Vergewaltigungen der
Verbeſſerungsanträge unſerer Genoſſen im Reichstag auf z u
bewahren. Man muß fich ganz energiſch rüſten, um jedem
Anwurf der ſchwindelnden Gegner mit zehn Beweiſen für ihre
verbrecheriſche Abwürgung der tatſächlichen Verdienſte der So
zialdemokratie entgegentreten zu können.

Ganz ähnlich verfährt man mit der Reichsfinanzreform. Die
Halleſche verlangte in den letzten Tagen verſchiedentlich, doß die
Regierung durch Statiſtiken Aufklärung ſchaffen ſolle über die
Beſteuerung der einzelnen Bevölkerungskreiſe. Natürlich ſollen
dieſe Statiſtiken ſo ausfallen, daß die Jnnker ihr politiſches Ge-
ſchäft damit machen können. Ein andermal wird verlangt, die
Regierung ſoll die Geſundung der Reichsfinanzen durch die letzte
ſchwarz-blaue Wurherreform nachweiſen. Mit dieſem löblichen
Streben hat man nun aber einen niedlichen Reinfall erlebt, die
Halleſche muß nämlich geſtern nach einer ſachlichen Berechnung
ſelbſt wörtlich zugeben,

„daß die neuen Zölle und Steuern vergangenen Etatsjahr
noch nicht die Erträge gerrach haben, die man für
den Beyarrungszuſtand von ihnen erwartet hat,
obwohl einige ſich in einer Entwickelung befinden, die jenen
Jiel ſt mehr fern iſt.

Das heißt auf gut Dentſch: Die Steuererträge, die zur Deckung
Defizits nötig ſind, hat man auch durch die letzte Finanz-

noch nicht herrinbekommen. Die notwendige Folge muß
ine erneute Finanzreſorm. Das heißt: neue Steuern be-

willigen auf Koſten des Volkes. Das Eingeſtändnis gilt es ſich
gegenüber allen ſpäteren Schwindelverſuchen zu merken.

Der Reichsmärchenverband gegen die Sozialdemokratie iſt natür-
lich guch ganz im Sinne der Halleſchen tätig. Vor einigen Tagen
ſchickte er wieder eine Serie ſeiner bekannten Flugſchriften hinaus.
Jn der einen erzählt er dem deutſchen Michel ein ſchönes Märchen
vom Segen der dentſa, en Arbeiterverſicherung. Ein anderes Blatt
bringt ein liebliches Märchen von des deutſchen Reiches Herrlich-
keit. Für Leute, die das Gruſeln lernen wollen, iſt dann noch ein
Märchen vom böſen Streifführer und eins von dem garſtigen
Sozialdemokraten mit der Maske beigelegt. Jn dem letzteren heißt
es am Schluß: Kein braver Deutſcher läßt ſeinen Kaiſer im Stich!
Der Reichsvervand kann ſicher ſein, mit ſolchen Rufen hilft er
uns, den vaterlandsloſen Geſellen, mehr, als er uns ſchaden kann
mit ſeinen Märchen.

J

Der „ODber-Jnſpektor“ und ſein Vertrag.
Einen Vertrag, der mit den guten Sitten nicht in Einklang zu

bringen iſt, ſchloß der ſogen. Ober-Jnſpektor Otto Schlemann in
Chemnitz mit der Lebens-, Penſions- und Leibrenten-
Verſicherungs- Geſellſchaft a. G. Jduna von hier. Wir
haben uns früher wiederholt mit der Geſellſchaſt beſchäftigt und
nachgewieſen, wie den höheren und höchſten Beamten ganz enorme
Gehälter und Tantiemen, den unteren Angeſtellten aber wahre
Jammerlöhne gezahlt werden. Herr Schlemann, der den ſchmucken
Titel Ober- Inſpektor trug, klagte vor dem Kaufmannsgericht gegen

egen Vorenthaltung eines Beirages von 7,50 Mk.
Weiter beſchwerte er ſich bitter üder den mit der Geſellſchaft ab
geſchloſſenen Vertrag. Er ſei für die Geſellſchaft drei Monate,
vom Dezember v. J. bis 28. Februar ds. Js. tätig geweſen, ohne
auch nur einigermußen auf ſeine Rechnung zu kommen. Er habe,
was allerdings die beklagte Geſellſchaft anzweifelt, drei Monate
für die Geſellſchaft gearbeitet, ohne einen Pfennig Gehalt
oder Lohn zu bekommen. Er war verpflichtet, ſeine Be-
mühungen auf die Vermittlung „ſolider“ Lebens-, Renten-, Sterbe-
kaſſen-z, Kinder und Kinderverſorgungs-Verſicherungen zu richten,
Agenten zu werben und ſeine Aufträge mit Gewiſſenhaftigkeit
und Eifer“ auszuführen. Für eine andere Geſellſchaft durfte er
nebenbei nicht arbeiten: nach dem Vertrage durfte er
überhaupt keinerlei Nebengeſchäfte betreiben. Es
war ihm ein Monatsgehalt von 125 Mk. „zugeſichert' worden
aber nur unter der im 8 5 des Vertrages feſtgelegten Voraus-
ſetzung, daß er monatlich mindeſtens für 15000 Mark
Verſicherungsverträge ab ſchließt. Für jedes an dieſem
Penſum ſehlende Tauſend Verſichernngsſumme“ ſollten 8,33 Mk.
vom Gehalt gekür zit werden. Alſo genau gerechnet, würde
der Herr Ober Jnſpektor gar keine Verſicherungen in einem
Monat abſchließen, dann würde er nach dem 15maligen Abzug
von 8,33 Mk. von dem monatlichen Gehalt von 125 Mk., ſage
und ſchreibe ein Monatsgehalt von 5 Pfennigen erhalten.

Im S 4 des Vertrages heißt es: Für die Zeit der Tätigkeit an
ſeinem Wohnorte ſowie in den Orten der Umgebung bis zu einer
Entfernung von 10 km erhält der Oberinſpektor keine Diäten.
Jm 38 des Vertrages befindet ſich aber ein herrlicher Köder:
Liefert Herr Schlemann während der erſten zwei Vertragsmonate
das im S 5 vorgeſehene Penſum von zuſammen 3000 Mk. per
fekter Verſicherungsſumme oder einer entſprechenden Leiſtung in
den anderen Branchen, ſo erhält er im dritten Monat ein Gehalt
von 150 Mk. Bei einer Leiſtung von 6000 Mk. Verſicherungs-
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ſumme in den erſten drei Vertragsmonaten ſollten ſich vom vierten

Monat ab die Diäten für Tage mit Uebernachten auf 10 Mk., für
Tage ohne Uebernachten anf 6 Mk. pro Tag ſtellen. Der be-
dauernswerte Oberinſpektor brachte es aber trotz ſeines Fleißes
nur dahin, daß er zunächſt 7,50 Mk. einzulegen hatte. Nach dem
bedenklichen Vertrage, den er ſelbſt unterzeichnet hatte, erſchien es
vor dem Kaufmannsgericht ausgeſchloſſen, mehr von der Jduna
Geſellſchaft herauszuholen, wenn nicht der Vertrag für rechts
ungültig erklärt wurde. Dahin kam es aber nicht, weil der Ver
treter der Geſellſchaft es ſchließlich vorzog, ſich auf einen Vergleich
einzulaſſen. Geltend gemacht wurde zunächſt ſeitens des Vertreters
der Jdung, daß das Kaufmannsgericht in dem Falle nicht zu
ſtändig ſei, da Kläger, ein Oberinſpektor, als ſelbſtändiger
Kaufmann anzuſehen ſei. Durch den Vergleich kam es aber
weder zu einer prinzipiellen noch zu einer klaren Entſcheidung.
Die Jdunafirma zahlt dem Kläger 7,50 Mk. und letzterer verzichtet
auf alle weiteren Forderungen. Mit welcher peinlichen Sorgfalt
die Geſellſchaft ihr Vertragsmaterial überwacht, ergibt ſich ans
einem Abſatz des 8 6, da heißt es:

„Herr verpflichtet ſich auf Ehren wort, alle mündlichen,
ſchriftlichen und gedruckten Jnſtruktionen als Geſchäfts
geheimnis zu behandeln und bei etwaiger Auflöſung des Ver
tragsverhältniſſes alles in ſeinem Beſitze befindliche Material der
Geſellſchaft auf die erſte Aufforderung hin nach Verfügung der
Direktion oder der zuſtändigen Geſchäftsſtelle zurückzugeben.“

Könnte das Vertragsverhältnis mancher Verſicherungsangeſtellter
nach Gebühr beleuchtet werden, ſo würde ſich noch manches weitere
Elend der ſog. Stehkragenproletarier zeigen. Das Beſtreben der
Unternehmer und leider auch mancher Arbeiter in dieſer Branche
geht aber dahin, das Elend zu verhüllen. Die Arbeiterpreſſe hat
darum eine dovpelte Verpflichtung, hier immer wieder einzugreifen
und die erſchreckenden Zuſtände aufzudecken.

3

Streikbrecher-Inſerat in der Saalezeitung.
Jn der Annaburger Steingutfabrik ſind bekanntlich in voriger

Woche ſämtliche Brennhausarbeiter in den Streik getreten, um
eine kleine Erhöhung ihrer 2,70 bis 3, Mk. betragenden Tage
löhne zu erreichen. Geſtern teilten wir dazu noch unter Annaburg
mit, daß die Direktion den übrigen Arbeitern, weil ſie nicht die
Arbeit der Brennhausarbeiter übernehmen wollen, gekündigt hat.
Gleichzeitig erſrecht ſich aber die Saalezeitung, dies national
miſerable Organ, den Unternehmern, die einige hundert Mann
rückſichtslos auf die Straße werfen wollen, zu Hilfe zu kommen,
indem ſie Streikbrecher für ſie ſucht.

So wird's gemacht von dieſen liberalen Schmierfinken: erſt helfen
ſie nach Kräften die Arbeiter, die die Lebenshaltung ihrer Familien
aufbeſſern wollen, niederknüppeln und dann arrangieren fie einen
Blumenhilfstag für die leidenden Kinder, der ſo Geknechteten und
wenn man dieſes heuchleriſche Treiben enthüllt und brandmarkt,
dann weinen ſie und greinen ſie über die böſen, rohen, hetzeriſchen
Sozialdemokraten. Wahrlich, ein edles Treiben.
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Der Beſuch der Kinos iſt neuerdings durch den Oberpräſi-
denten einigen Beſchränkungen unterworfen worden, die zu Jrr-tümern geführt haben, da die früher ſchon von der hieſigen Poüei-

verwaltung erlaſſene Verordnung als überholt erklärt worden iſt.
Die neue, am 26. Januar d. J. erlaſſene Ober-Präſidialverodnung
hat auch bereits die Beſtätigung des Kammergerichts gefunden.
Die Kinematographenbeſitzer ſind nun der irrtümlichen Anſicht,
daß die Beſtimmungen ſür Halle in Wegfall gekommen ſind, weil
die Halleſche Verordnung zurückgezogen worden iſt. Die Be-
ſchränkungen beſtehen aber durch die Ober-Präſidialverordnung
fort. Danach müſſen Kindervorſtellungen durch ein deut-
liches Plakat am Eingang des Theaters kenntlich gemacht werden
und andere Vorſtellungen dürfen von Perſonen unter 16 Jahren
nur in Begleitung Erwachſener beſucht werden. Gelegentlich einer
am 16. März in einem Kino ſtattgefundenen polizeilichen Reviſion,
wurde bei der Kindervorſtellung das übliche Plakat vermißt, und
dann wurde entdeckt, daß unter der Anweſenheit von Kindern
nichtgenehmigte Bilder; „Lehmanns Liebe und der Raud um eine
Mohrrübe“ gezeigt wurden. Der Beſitzer des Theaters, der am
genannten Tage nicht anweſend war, aber doch für die Vorfüh
rungen verantwortlich iſt, glaubte die in Frage kommende Ver
ordnung agfechten zu können, da ſich in die Verordnung ein Fehler
eingeſchlichen habe. Nach dem Gejetz können gewiſſe Beſchränkungen,
nur für Kinder im Alter bis zu 14 Jahren, nicht aber im Alter
bis zu 16 Jahren auferlegt werden. Der gegen den Beſttzer des
Theaters erlaſſene Strafbeſehl wurde aber vom Schöffengericht
beſtätigt, da die Polizei berechtigt ſei in den Kinematographen
theatern Zenſur auszuüben.

Die Eltern ſollten ſich aber nicht auf dieſe polizeiliche Zenſur
ſo ſehr verlaſſen, ſondern ſelbſt darauf achten, was für Bildwerke
vrrp Kindern in den Kinos von den Geſchäftsleuten vorgeſetzt:
werden.

Anerkennung ſozialdemokratiſcher Gemeindepolitik. Ueber
den unlängſt verſtorbenen Genoſſen Borgmann, dem lang-
jährigen Mitglied der Berliner Stadtverordnetenverſammlung,
bringt die Pädagogiſche Zeitung, das Hauptorgan des Deut-
ſchen Lehrervereins, in ihrer neueſten Nummer dem Verſtor
benen folgenden ehrenden Nachruf:

„Am 16. April ſtarb der ſozialdemokratiſche Stadtverord-
nete Hermann Borgmann im 56. Lebensjahre. Er war faſt
in allen Schulfragen der Sprecher ſeiner Fraktion wenn er
das Wort nahm, ſo konnte man gewiß ſein, eine gründlich,
vorgearbeitete, mit innerer Wärme vorgetragene Rede zu
hören, mochte es ſich nun um die unentgeltliche Lieferung von
Lernmitteln, um die Schulſpeiſung, um die Lehrerbeſoldung
oder um ſonſt was immer handeln. Ganz beſonders inter-
eſſierte ihn alles, was die Geſundheit des Volkes und der
Jugend berührte, und ſo hat er ſich auf den uns naheliegen-
den Gebieten beſonders um die Förderung des Turn und
Badeweſens, um die Speiſung armer Kinder und um das
Jugendſpiel und die Ferienpflege verdient gemacht.“

Dieſes vernünftige Urteil eines weit rechtsſtehenden päda
gogiſchen Fachblattes mögen ſich die faden Schwätzer hinter die
geehrten Ohren ſchreiben, die immer von der „unfruchtbaren,
negierenden Arbeit“ der Sozialdemokratie in den öffentlichen
Körperſchaften ſchwafeln.

Ein Kornblumentag ſoll am 16. Juni d. J. auf Ver-
anlaſſung des Zentralkomitees des preußiſchen Landesvereins
vom Roten Kreuz in ganz Preußen veranſtaltet werden. Der
Ertrag aus dieſem Tage ſoll für Badekuren der Veteranen ver
wendet werden.

Man ſcheut ſich alſo immer noch nicht, auf Koſten der für
Schundlöhne tätigen Blumenarbeiter und Arbeiterinnen und
deren Kinder, den Wohltäter zu ſpielen. Veteranen, die über
die Elendsgrundlage dieſer Wohltäterei unterrichtet wären,
würden ſich beſtens für ſie bedanken und ſich vollinhaltlich
unſerer im Reichstag ſo oft vertretenen Forderung anſchließen,
daß das „glorreiche deutſche Vaterland“ für die alten Krieger
zu ſorgen verpfrichtet iſt.

Aufgehobenes Strafkammerurteil. Die Halleſche Kunſt-
anſtalt Germania zu Halle a. S. ſtellt Schmuckgegenſtände her,
auf denen Photographien angebracht werden. wei Perſonen,
die für die Firma gereiſt waren, ſollten nun das Hauſier-
ſteuergeſetz von 1876 übertreten haben, weil ſie keinen Ge-
werbeſchein eingelöſt hätten. Sie wurden jedoch von der Straf
kammer freigeſprochen. Begründend wurde ausgeführt: Der
im Hauſierſteuergeſer e ellte Begriff des Feilbietens von
Waren ſei nicht erfüs i bei dem, was die Angeklagten taten. DieGegenſtände, auf die ſie Beſtellungen au ſuchten ſeien erſt
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wäter in der gewünſchten Weiſe im Betriebe der Firma her-
geſtellt worden. Der mit den Kunden geſchloſſene Vertrag habe
alſo eine gewerbliche Leiſtung im Auge gehabt. Das Kammer-
gericht als Reviſionsinſtanz hob das Urteil auf und verwies die
Sache an das Landgericht mit folgender Begründung zurück:
Die Strafkammer habe ſich eines Rechtsirrtums ſchuldig ge
macht. indem ſie nicht prüfte, was die Hauptſache war, die
Broſche oder die darauf angebrachte Photographie. Wenn die
Broſche die Hauptſache geweſen ſei, dann handele es ſich um ein
Feilbieten von Waren, und es könne ſehr wohl eine Ver
urteilung in Frage kommen. Nur wenn die Photographie die
Hauptſache geweſen, handele es ſich um das Aufſuchen einer

eſtellung auf gewerbliche Leiſtungen, durch die der Freiſpruch
zu rechtfertigen wäre.
S Muß Armenunterſtützung zurückgezahlt werden Dieſe

Frage hat das Reichsgericht in einem für das ganze Deutſche
Reich gültigen Urteil mit „ja“ beantwortet. Eine Rückzahlung
von Armenunterſtützungen war durch die gerichtliche Zwangs-
vollſtreckung nur dann zu erreichen, wenn der Unterſtützte
wieder in beſſere Verhältniſſe gekommen war und wenn die
Unterſtützung nur auf ausdrückliche Erklärung der Rückzahlung
hin gegeben war, oder wenn der Unterſtützte eine Unterſtützung
durch unwahre Angaben erzielt hatte. Das Reichsgericht hat
nun grundſätzlich ausgeſprochen, daß die Unterſtützungsbeträge
in jedem Falle zurückgezahlt werden müſſen, ſobald der Unter
ſtützte dazu imſtande iſt.

Stadttheater. Am Mittwoch abend 8 Uhr kommt zum
Benefiz der Kaſſiererin Frl. Emma Köſtner Prezioſa unter Mit-
wirkung des Geſangschors und der Chorſchule unter Leitung des
Kapellmeiſters Elsmann zur Ausführung. Die Titelrolle ſpielt
Frl. Schlomka, den Don Alonzo Herr Dr. Tyndall. Donnerstag
wird zum letzten Male der übermütige Schwank Meyers gegeben.
Freitag Dr. Klaus, Luſtſpiel von L'Arronge.

Zum Konzert des Arbeiterfüngerchors werden wir gebeten,
mitzuteilen, daß das Konzert pünktlich um 8 Uhr beginnt und
die Saaltüren während der Darbietungen geſchloſſen ſind.

Bei der Arbeit tödlich verunglückt. Beim Fortführen eines
Wagens wurde geſtern morgen der 56jährige Hofmeiſter der
Speditionsfirma Wefiphal, Gottfried Wilhelm Hennig, wohn-
haft Ankerſtraße 15, an der Aus und Einladeſtelle des Zoll-
amtes durch die Wagenſtange gegen einen mit Brettern be-
ladenen Wagen gedrückt. Der Verunglückte erlag in ſeiner
Wohnung, 34 Stunden ſpäter, ſeinen ſchweren inneren Ver-
lehungen.

Zwei Selbſtmorde junger Mädchen ereigneten ſich noch am
letzten Sonnabend. Unterhalb der Weinbergsbrücke ſprang ein
unbekanntes junges Mädchen in die Saale und ertrank. Sie war
mit rzem Rock und weißer Bluſe bekleidet und trug im Haar
eine Schleife. Eine ſchwarze Markttaſche, die ſie am Tatort
zurückließ, befindet ſich auf der Polizeiwache Nr. 10.

Ein Mädchen von außerhalb vergiftete ſich am Sonnabend in
einem hieſigen Hotel. Sie ſtarb bald darauf in einer Klinik, in
die man ſie noch lebend gebracht hatte.

Ammendorf. Erhöhte Dividende wird den Aktionären der
Papierfabrik in Ausſicht geſtellt. Jm Börſenteil der bürgerlichen
Blätter heißt es: Wie verlautet, ſei der Geſchäftsgang recht gut,
ſo daß mit der Möglichkeit gerechnet werden könne, daß die Divi-
dende etwas höher ausfallen werde wie im Vöorjahre. Wie wir
ſeinerzeit berichtet haben, betrugen die Ueberſchüſſe im Vorjahre
802 282,77 Mk. Daraus erhielten die Aktionäre 22“0 Dividende,
gegen „nur“ 120 im Jahre 1909, herausgezahlt. Jm laufenden
Jahre ſollen nun noch über 22 Dividende zu erwarten ſein.
Für je 1000 Mk. Kapitalanlage ſoll alſo jeder Aktionär über
220 Mk. ausgezahlt erhalten, obwohl er keinen Handſchlag für das
Werk tut. Es wird eben heutzutage nicht die Arbeit, ſondern der
Beſitz belohnt.

Aus den Nachbarkreiſen.
(Fortſetzung auf der 2. Beilage.)

Liberales Cinigungsgepläntel im Wahlkreiſe Detitzſch- Bitterfeld.
Vor einigen Tagen wußte die Provinzpreſſe zu melden, daß bei

den kommenden Reichstagswahlen im Wahlkreiſe Bitterfeld- Delitzſch
Rektor Tſchanter aus Eilenvurg als alleiniger liberaler Kandidat
in Frage komme, da der Kreis in dem Wahlabkommen nicht auf-
genommen worden, ſondern den ſogenannten Fortſchrittlern ſchon
vor einem Jahre zugeſprochen, alſo überhaupt nie ſtriltig geweſen
ſei. Mit der liberalen „Einigkeit“ ſcheint es aber nicht weit her
zu ſein. Die Nationalliberalen rühren ſich bereits und erklären

in einer Zuſchrift an die Etlenvurger Neueſten Nachrichten, daß
dieſe Meldung in jeder Beziehung unrichtig ſei, daß ein
Kompromiß nicht getroffen ſei, und gar keine Veranlaſſung vor-
liege, von dem früheren Beſchluſſe, einen eignen national-
liberalen Kandidaten aufzuſtellen, abzugehen.

Man ſcheint alſo immer noch die Abſicht zu haben, Herrn
Dr. Belian, der gerade in der letzten Zeit ſo eigenartige Proben
ſeiner „liberalen“ Geſinnung abgelegt hat, als nationalliberalen
Kandidaten aufzuſtellen.

Merſeburg. Zur letzten Kartellſitzung hatten die
Bauarbeiter wieder Delegierte entſandt, ſo daß jetzt außer den
Bergarbeitern hier alle Gewerkſchaften dem Kartell ange-
ſchloſſen ſind. Hoffen wir, daß auch dieſe ſich bald anſchließen,
was im Jntereſſe der Bewegung am Orte von großer Bedeu-
tung iſt. Der Kaſſierer gab die Abrechnung, welche mit einer
Bilanz von 879,26 Mk. abſchließt, ſo daß ein Kaſſenbeſtand von
271,67 Mk. vorhanden iſt. Die Abrechnung wurde als richtig
anerkannt. Sodann beſchäftigte ſich das Kartell mit den
Schiedsgerichtsbeiſitzern, ſowie mit der Wahl der Vertreter
beim Reichsverſicherungsamt. Nach aufklärenden Ausführun-
gen des Genoſſen Dietzel erklärte man ſich damit einverſtanden,
da alle Vertreter ihre Pflicht getan haben, die Sache dem Ar-
beitnehmervertreter-Verein zu überlaſſen. Bisher fungierte
Herm. Pitzſchke-Halle als Vertreter beim Reichsverſicherungs-
amt. Alsdann bewilligte das Kartell einen Beitrag bis zu 50
Mark zur Durchführung eines Bildungskurſus für die Jugend
unter der Bedingung, daß dem Kartellvorſtand eine Ueberſicht
ermöglicht und mit dem Kurſus nicht vor dem Herbſt ange-
fangen werde. Der Kurſus ſoll über Moral- und Weltanſchau-
ung von einem pädagogiſch gebildeten, erfahrenen Genoſſen ab-
gebalten werden. Sodann entſpann ſich eine lebhafte Debatte
über die Abhaltung des Gewerkſchaftsfeſtes. Da im vorigen
Jahre ſich verſchiedene Gewerkſchaften darüber beſchwert
hatten, im Lokal wäre kein Platz vorhanden geweſen, ſo kam
man zu dem Reſultat, diesmal, da mit noch größerem An-
drange zu rechnen iſt, geeignete Maßnahmen zu treffen. Es
wurden die Beſchwerden vom Vorjahre nochmals eingehend be-
ſprochen und ſodann beſchloſſen, das Gewerkſchaftsfeſt am
Sonntag, den 23. Juli, in der Kaiſer-Wilhelms-Halle ſtattfinden
zu laſſen. Sodann gab der Vorſitzende bekannt, daß Billetts
zum Theaterabend der Halleſchen Künſtler à 30 Pf. bei den
Gewerkſchaftsvorſtänden und Kaſſierern, ſowie bei den Lager-
haltern Groß, Schneider und der Lagerhalterin Gautzſch und
beim Kaufmann Böttcher, Sand, und Zigarrenhändler Geb-
t ſowie in den Lokalen, wo Plakate aushängen, zu haben
ind.
Die Bibliothek iſt wegen Jnventur und Neuanſchaffung

am 1. Mai geſchloſſen worden. Die noch außenſtehenden Bücher
ſind ſchnellſtens abzuliefern.

Wehlitz. Aus der Partei. Der Sozialdemokratiſche Wahl
verein erſeburg-Querfurt (Diſtrikt Wehlitz) hielt am letzten
Sonnabend ſeine Mitgliederverſammlung ab. Vor Eintritt in die
Tagesordnung ehrte die Verſammlung den verſtorbenen Genoſſen
Borgmann durch Erheben von den Plätzen. Hierauf gab der
Kaſſierer den Kaſſenbericht vom 1. Quartal. Da die Kaſſe in
beſter Ordnung befunden war, wurde dein Kaſſierer Decharge
erteilt. Hierauf gab Genoſſe Engelmann den volitiſchen
Monatsbericht, welcher mit Beifall aufgenommen wurde. Da
Genoſſe Lauter ſein Amt als Vorſitzender niedergelegt hatte,
wurde Genoſſe Teuerkorn als erſter Vorſitzender gewählt.
Darauf entſpann ſich eine lebhafte Debatte wegen des hieſigen
Kirchenbaues. Jn allernächſter Zeit ſoll eine öffentliche Ver
ſammlung einberufen werden mit dem Thema: Austritt aus der
Landeskirche. Nachdem noch darauf hingewieſen worden war,
auch in den Sommermonaten eine recht rege Zeitungs- Agitation
zu entfalten, wurde die Verſammlung geſchloſſen.

Bitterfeld. Wichtige Verſammlung. Auf die am mor-
gigen Mitiwoch, abends 8 Uhr, im Reſtaurant Hohenzollern ſtatt
findende Mitgliederverſammlung des Sozialdemokratiſchen Vereins
ſei an dieſer Stelle nochmals beſonders aufmerkſam gemacht.
Zunächſt werden die Stadtverordneten ihren Tätigkeitsbericht geben,
ſodann ſoll zur diesjährigen Stadtverordnetenwahl Stellung ge-
nommen werden. Ferner wird die Zeitungsagitation und das
am 13. Mai ſtattfindende Vergnügen beſprochen werden. Dieſe
außerordentlich wichtige Verſammlung dürfte für jeden Genoſſen
und jede Genoſſin Veranlaſſung genug ſein, in der Verſammlung
zu erſcheinen.

Eilenburg. Die öffentlichen unentgeltlichen Schutz-
pockenimpfungen der Erſtimpflinge finden in dieſem Jahre
wie folgt ſtatt: Dienstag, den 16. Mai, nachmittags 3 und 4 Uhr
in der Kültzſchauer Schule; Mittwoch, den 17. Mai, nachmittags

3, 4 und 5 Uhr in der Bergſchule; Donnerstag, den 18. Mak,
nachmittags 1 2 und 3 Uhr in der Stadtſchule (Südprome-
nade). Jmpfarzt: Kreisarzt Dr. Kornalewsky. Der Jmpſung ſind
diejenigen Kinder zu unterwerfen, welche 1. im Jahre 1910 geboren
ſind, 2. in früheren Jahren geboren ſind, jedoch bisher überhaupt
noch nicht oder zum erſten bezw. zweiten Male erfolglos geimpft
worden ſind oder wegen Krankheit nicht geimpft werden konnten.
Aus Hänſern, in denen anſteckende Krankheiten beſtehen, dürfen
impfpflichtige Kinder in keinem Falle in das Jmpflokal gebracht
werden. Jeder Jmpfling muß am 7. Tage nach erfolgter Jmpfung
zu der feſtgeſetzten Zeit an gleicher Stelle zur Reviſion vorgeſtellt
werden.

Eilenburg. Die Ein wohnerzahl iſt nach dem Stande am
Schluſſe des Monats April auf 17699 angewachſen. Zur An
meldung kamen 604 Perſonen, während 462 abgemeldet wurden.
Den Zuwachs von 142 Einwohnern „verdankt“ die Stadt den
ausſperrungswütigen Kapitaliſten, welche die Gäſte der Hamburger

Ound Berliner Obdachloſenaſyle nach hier brachten.

Torgau. Selbſtmordverſuch eines Soldaten. Vor
einigen Tagen ſchoß ſich der Huſar Muth von der 2. Eskadron
des Huſaren- Regiments mit ſeinem mit einer Platzpatrone ge
ladenen Karabiner in ſelbſtmörderiſcher Abſicht in den Kopf und
zog ſich dabei Llebens gefährliche Verletzungen zu. Wie
immer, ſchweigt die örtliche Klatſchpreſſe den traurigen Vorfall
einfach tot, während die auswärtige behauptet, die Tat ſei aus
Furcht vor Strafe begangen worden. Alſo ein Grund mehr,
um die drakoniſchen Strafbeſtimmungen des Militarismus zu
beſeitigen.

Bockwitz. Schändliches aus dem Gegenwartsſtaat.
Einen Blick in die Tiefen des ſozialen Elends lieferte eine Ver-
handlung vor dem Schöffengericht in Elſterwerda, über die das
Kreisblatt trocknen Tons berichret: „Angeklagt waren drei Zimmer-
leute aus Naundorf, Bockwitz und Lauchhammer. Dieſelben ar-
beiteten anf dem Bau der Beamtenhänſer und des Maſchinenhauſes
zu Oberhammer bei Lauchhammer. Sie waren beſchuldigt, je
3--4 Körbe voll Abfallholz von den Schalbrettern mit nach
Hauſe genommen zu haben, bezw. war dasſelbe von ihren Frauen
mitgenommen worden. Der Korb voll ſoll einen Wert von 20
Pfg. gehabt Haben.“

Jeder Menſch kennt die alte Gepflogenheit, daß auf den Bauten
die Abfallſtücke der Hölzer und Späne von den Frauen oder
Kindern beim Bringen von Mittageſſen mit nach Hauſe genommen
werden. Die Leute denken gar nicht daran, daß ſie ſich dadurch
eines Verbrechens gegen das geheiligte Eigentum ſchuldig machen.
Die drei Zimmerleute wurden von dem chriſtlichen Unternehmer
nicht nur ſofort auf die Straße geſetzt, ſondern noch wegen
Diebſtahls dem Strafrichter überliefert. Mit heuchleriſcher Miene
berichtet das Kopitaliſtenblättchen, daß ein tiefes Mitleid alle er
griffen habe, wie einer der Sünder ſchilderte, daß er aus Not ge-
handelt hätte, damit die Frau im Wochenbett mit ihren
Kindern nicht frieren ſollte. Die drei noch unbeſtraften Ange
klagten wurden mit je einem Tage Gefängnis beſtraft.
Wirklich ſehr weit hat es der moderne Kapitalismus gebracht.
Einige wenige ſchwelgen im Ueberfluß, auf der andern Seite
werden die ins Elend geſtoßenen ins Gefängnis geſteckt, weil ſie
ſich einige Körbe Feuerungsmaterial aneigneten, um ihre Lieben
nicht frieren laſſen zu müſſen. Das iſt die ſo vielgeprieſene gött
liche Weltordnung!

Pieſteritz. Einen Beitrag zur Dienſtboten not.
auf dem Landelſliefert ein Vorfall aus dem nahen Straach.
Dort hatte ſich ein 14jähriges Mädchen von hier beim
Milchhändler Ekert als Kindermädchen vermietet. Als
das ſchwächliche Mädchen den Dienſt antrat, mußte es, da in-,
zwiſchen das größere Mädchen den Dienſt verlaſſen hatte, das
ziemlich zahlreiche Vieh des E. verſorgen. Die Folgen dieſer
ſchweren Arbeit ſtellten ſich denn auch bald ein, indem das
Mädchen erkrankte. Der behandelnde Arzt ſtellte feſt, daß
das Mädchen, infolge zu ſchwerer Arbeit erkrantt
ſei, und ſolche nicht verrichten könne. Trotzdem händigte Herr
Etert dem Mädchen das Dienſtbuch nicht aus, ſondern be-
ſchimpfte obendrein Mutter und Tochter auf der Straße als
faul. Erſt als der Amtsvorſteher in Nudersdorf angerufen
wurde, verfügte derſelbe auf Anordnung des Arztes, daß das
Dienſthuch herausgegeben werden müſſe. Den Lohn für acht
Tage ſowie 1 Mt. ausgelegtes Geld verweigerte der ſaubere
Dienſtherr mit dem Bemerken, wenn ſie was haben wollten,
könnten ſie ihn ja verklagen. Leider befolgten die Eltern
dieſen Rat nicht. Herr E. ſchimpft wahrſcheinlich jetzt noch auf
die „faulen“ Dienſtmädchen. Die von dem menſchenfreundlichen
Dienſtherrn offenbarte Geſinnung zeigt ſo recht, weſſen ſich die
Dienſtboten zu verſehen haben, wenn ſie nicht nach Kräften für
eine ſtarke Organiſation ſorgen.
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Spart bedeutend Seife, macht die Wäſche 9
blendend weiß. Uebertriffi bei allen Rei-

lich Meiallſachen ſehr klar u. Holzſachen
ſeht weiß. Greift Hände u. Wäſche nicht
an. Löſt ſich in Waſſer ſehr raſch, ſollte

Zeitung: Deutsche Vakanzen-Post,
Esslingen 156.

Maurer
ſtellen ein Jentsch Reichardt,
Baugeſchäft, Gütchenſtrafßze 20.

Wir ſuchen noch mehrere tüchtig.

L zum möglichſt ſofortigen An-
tritt bei hohem Lohn. 7
X Kudwig Kathe Sohn
x Carryſſeriewerke.Suche zwei tlechanlſer

Offene Stellen ehe

wird geliefert. Lernen koſtenfrei.
Nuch anuswärts. Stundentohn
26 bis 50 Pfg.
bereitwilligſt

B. Mäse, Fleiſcherſtr. 25 pt.
2 Korhmuchergehnifen

ver ſofort geſucht.

W. G. a s s m an
Merseburg,
Obere Breiteſtraße 4.

erh. Frauen, welche Maſchine
ſtricken erlernen wollen. Maſchine Albert Knäusel.i

Auskunft erteilt

Bahrmann, Jakobſtraße

einsehmecker
verlangen nur noch meine Marke A. E.

Während der 6ommwerzeit iſt für jede Famllle
ein gut gepſlegter Käſe wohl eine Hauptépeiſe
mit. 9ch habe einen wirklich delikaten, hoch-

ſeinen, deutſchen Bauernkäſe, Marle
t

à Stck. zu S und S8 Pf. mit 5 Proz. Rabatt
eingeführt und bitte die verehrten Hausfrauen, einen Ver

ſuch damit zu machen.
Mittwoch, Donnerstug, Freltug, Sonnabend

bei Einkauf von 1 Pfd. damit meine verehrte
Knäusels Tafel- 5 W tttenr Ersatz nellſtens kennen lernt,n einen Käſe WMargarine zu 95 Pf.

mit 5/0 Rabatt gebe zur Probe.
Sohweizerkäss ar Pfd.

Prima 8 1 u. g. mh Sier an 75 Aben

Schuh waren et Hareſſebe
kauft man billig bei 24, C. F. Ritter F. i.

Reparaturen schnell u. billig. Leipxigerstrasse 90.

Korb und Rohrmöhel- Fabrik. Guterhalt. Kinderwagen, G. R., z.
vt. Sernhardystr. 268, H. II. Heute ldsrie- FahrräderDe auf Mongeh

erstilassiqen Tag
sucht für dauernde Beschäftigung

Albert Drechsler Nachf., Poetatraeee 21

schneider



Aus der Frauendewegung.
Der Fortſchritt des Frauenftimmrechts.

Jn fünf Staaten der nordamerikaniſchen Union beſteht nun
das völlig gleiche Frauenwahlrecht. Ueber 400 000 Frauen ſind
damit den männlichen Bürgern gleichgeſtellt. Es ſind die
Staaten Waſhington (175 000 wahlberechtigte Frauen), Kolo
rado (120 000), Utah (80 000), Jdaho (80 000), Wyoming (25 000).
Jn Kanſas und Arkanſas ſteht die Einführung bevor. Jn
Kalifornia wurde der gleiche Antrag mit großer Mehrheit (im
Unterhaus 65 gegen 12) angenommen. Und in Oregon, wo im
November ein auf den Beſitz gegründetes Frauenwahlrecht in
Volksabſtimmung abgelehnt wurde, haben jetzt die geſetzgeben
den Körper ein Geſetz zur Einführung des allgemeinen Wahl-
rechts für Frauen beſchloſſen, das bei der Volksabſtimmung
hoffentlich beſſeren Erfolg haben wird. Jn Ahbany (Haupt-
ſtadt des Staates Neuyork) hat ein Frauentag der bürgerlichen
Frauen ſtattgefunden, der eine ganze Woche getagt und gleich-
zeitig eine erfolgreiche Verſammlungspropaganda entfaltet hat.
Die Neuyorker Volkszeitung bedauert, daß die ſozialiſtiſchen
Frauen weder an dieſer Tagung teilgenommen, noch in einer
beſonderen Verſammlung ihren beſonderen Standpunkt zur
Geltung gebracht haben.

Mllerlei.
Fernäng Berlin-Cafſel.

Der Aviatiker Referendar Caſpor iſt am Montag nachmittag
vom Flugfelde Johannisthal zu einer Fernfahrt nach Caſſel
anf geſtiegen. Montag abend 7,29 paſſierte er Trebbin, 7,88
erreichte er Jüterbogk und wurde 8,10 bei Wittenberg ge-
ſichtet, kurz vor 9 Uhr erfolgte die Landung in Landsberg, da
wegen vorgeſchrittener Dunkelheit eine Orientierung nicht mehr
möglich war. Dienstag will Cafpor die Fahrt nach Gotha fort-
ſetzen und Mittwoch Caſſel erreichen.

Fliegerabſtürze.
Der franzöſiſche Aviatiker Say unternahm Montag auf dem

Flugfeld von Jſſy les Mouleneaux mehrere Flüge, die vorzüglich
gelangen. Plötzlich ſtieß der Flieger mit ſeinem Apparat an einen
Telegraphendraht, die Maſchine überſchlug ſich und ſtürzte zu
Voden. Say wurde ſchwer verletzt unter den Trümmern
ſeines vollſtändig zerſtörten Aeroplans hervorgezogen.

Auf dem Flugfeld St. Cyr ſtürzten die Leutnants Bauda
und Loder mit einem Farmanzweidecker ab. Leutnant Bauda
blieb unverletzt, Loder wurde mit gebrochener Wirbelſäule
ins Spital gebracht.

Auf de Babntof re e Weſen fuhr ein Noachtgit
m n reuz bei Poſen fuhr ein Nachtgüterzugder Strecke RogaſenKreuz in rigen J t graden Strecke Poſen

Kreuz. Die Maſchine und vier Wagen des Rogaſer Zuges ent
gleiſten; zwei Wagen wurden vollſtändig zertrümmert. Der
Zugführer Nikolai und der Hilfsbremſer Lautenſchläger wurden
chwer verwundet. Der Schaden wird auf 100000 Mark

geſchätzt.

t Die geſtohlenen Kronjuwelen.
Ein myſteriöſer Diebſtahl wurde in London im St. James-

Palaſt entdeckt. Der Verwalter der Juwelen und der Privat
ſchatulle der Königin-Witwe Alexandra, Greville, hatte in dem
ſog. Votſchafterzimmer des Palaſtgebäudes die Juwelen der
Königin aus ihrem Schrein genommen. Er entfernte ſich darauf
einige Augenblicke und als er zurückkehrte, fand er den Juwelen-
ſchrein vollſtändig leer. Die verſchwundenen Diamanten
haben großen Wert. Unter den verſchwundenen Juwelen befandſich auch ein in Diamanten gehaltenes Bildnis des Königs Eduard.

Maffenvergiftungen.
Jn Aalen bei Stuttgart ſind 63 Perſonen infolge des

Genuſſes von Leberwurſt erkrankt. Am andern Tage ſind
noch vierzig Erkrankungen hinzugekommen.

Jn Kiew (Rußland) ſind 50 Kinder unter ſchweren Ver-
giftungserſcheinungen erkrankt. Die Urſache der Vergiftung
konnte bis jetzt noch nicht feſtgeſtellt werden. Mehrere Kinder
ſollen bereits geſtorben ſein.

Kleines Allerlei. Cholera in Marienburg? Jn Kalt-
hof bei Marienburg iſt eine Perſon unter choleraverdächtigen
Erſcheinungen erkrankt. Vorſichtshalber ſind zehn Perſonen zu
ihrer Beobachtung in das Krankenhaus Marienburg gebracht
worden. Wolkenbrüche haben in der ſerbiſchen Stadt Kra
kujewitſch großen Schaden angerichtet. Der Fluß Lepenica ſetzte
in wenigen Minuten mehrere Stadtteile unter Waſſer. Die Be
wohner konnten ſich nur mit Mühe retten. Selbſtmord.
Jn Aſchaffenburg ſprang der Vorſtand der Betriebsinſpektion,
Direktionsrat Mayer, wegen der gemeldeten, in ſeinem Reſſort
vorgekommenen zahlreichen Diebſtähle auf dem Güterbahnhofe in
in den Main und ertrank. Abſtürze in den Bergen.Der 17 jährige Student Robert Bley iſt vom Schneeberg abge
ſtürzt und tot geblieben. Beim Suchen von Alpenblumen iſt
vom Hohenſchwab in Steiermark ein Beamter tödlich abge
ſtürzt.

Sveechſtunde der Redaktion von 1412 bis 251 Uhr.

Der Geſamtauflage unſeres Blattes liegt ein Proſpekt der Firma
A. Scheel, Berlin 80. 83 bei.
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2 J SDirektor u. Besitaer: Vsaal Bäthgen.
Operetten Lustspieltheater Gesellschaſt Parisionne“.

Der kousthe Joseph. Herhstmänöver.
6 Mädchen und 1 Mann. oper u.

im Verbrecherkelier,

j4 grosse Scalager! Anfang s Vhr. Lachen her Aachen

Ssoieldauer Stunde.

Germania-Theater,
Der Chauffeur als Ehehrecher, Wärter We

Das neue Bett.
D 1 V ſchläf. Ober und Anterdetten vndh d er r t en W ehlern, das Gebett Mk. W.

dasſelde Bett mit Daunendecke Mk. S. Feinſt. herrſchaftl. Daunenden Mk. 40.2 Kiſſen mit 17 Pfund Halbdaunen. we

weiſchtäfig koſtet ſedes Beit Mk. 5. mehr. Vichtgefollend, GeldBweiſchtaßs Katalog von Betten, Bettfedern frei. 500 Dankſchreiben

Settenfabrik Th. Kranoefuss, Kassol 164.
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WMWissen Sie schon,
daß Persil Ihnen die Wäsche nicht hur

von selbst wäschkt,
sondern das es Ihnen die Wäsche auch scnom ung

erhält Wenn nioht, dann überzeugen Sie sich durch
einen Versuch.
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beſchr. Rollwagen-Seltenbrett
verloren. Geg. Belohnung ab-
zugeben Bernburgerstr. 22. i. Lad.

Soeben erſchienen

lrrigateure
nrit ven O

bett-Anterlagen

K. Erwachſene v. 70 Pfg. an.

anf Heinr. In

Yöchnerinnen

in großer Anuswahl, villigſt.

Ferner

Baby- Wagen

(auch leihweiſe).

XNachf.,
27 Große Ulrichſtraße 27,
66 ob. Leipzigerſtraße 66.

Auf Firma
u. Hausnummer
bitte genau zu achten.

Mitglied d. Rab.-Sp.-Ver.
5 o Rabatt.

Wahrer Jakob 1911
Nr. 10.

Preis 10 Pf.

Gleich heit
Nr. 16.

Preis 10 Pf.
Zu beziehen durch alle Aus

träger und die

Volksbuchhanädlung,

Harz 42/43.

Waſchgefäße,
dauerhaft und billig, größte Aus
wahl. Böttcherei Schülershof 1.

Gemeinschaftl. Ortskrankenkasse

zu Halle a. S.
Zur Vornahme der Vertreterwahlen für unſere Kaſſe finden

Aerger General Verennglungen.

1. am Montag den 22. Mai 1911 abends 8 Uhr im „Ratskeller“
für r Arbeitgeber

Tagesordnung
Wahl von 15 Vertretern der Arbeitgeber und acht Ergänzungs

vertretern

und
2. am Dienstag den 23. Mai 1911 von abends 6 bis 9 Uhr in den
„Drei Königen“, Kl. Klausſtraße 7, für R Arhbeitnehmer

(Kaſſenmitglieder):

Tagesordnung
Wahl von 30 Arbeitnehmern und 15 Ergänzungsvertretern

ſtatt, wozu wir alle wahlberechtigten Arbeitgeber u. Kaſſenmitglieder
hierdurch einladen.

Für die Wahl der Kaſſenmitglieder ſind drei Stunden ange
ſetzt, während welchen die Stimmzettel abgegeben werden können.

Der Vorstand:
J. A. Paul Röhbios, Vorſitzender.

M Mmit Schutz Marke
Kaminfeger können
Sie das gechts wegen

seiner hbübschen
Goschonk- Boilags

so beliebte
Dr. Gentner's

Velichen-Selfenpulver

Goldperle
erhalten.

Alleloige Fabrikant:

Carl Gentner
i. Göppingen.

Schachspfel
Mit Anleitung zum Spielen.J

Preis 20 Pfg.
Voſks Buchhandlung.

r v. 2

Gouaenunuaouanuaoun ſtraße 1).

Quittung.
Wahlkreis Delitzſch- Bitterfeld.

Vom 18. Februar bis 6. Mai gingen beim Unterzeichneten
folgende Beiträge ein:

Wolfen 27.00 (Extraeinnahme 1.99), Düben 18.42 (34.28), Holz
weißig 55.59, Zörbig 12.20, Gräfenhainichen 5.49 (19.55), Bitter
feld 117.80 (565. 00), elitzſch 164.74, Greppin 60.30, Gleſien 54.02,
Croſtitz 61.10 (13.70), Güntheritz 39.64, Landsberg 53.16, Radefeld
48.62 (9.80), Eilenburg 708.06 (16.50.

Die Oritskaſſierer werden erſucht, dieſe Quittung aufzubewahren.

Friedrich Klingner, Kaſſierer. Eilenburg, Breiteſtraße 11.

Geleſene Nummern des Volksbaen werden nicht wegges.
worfen, ſondern an Nachbarn,' Freunde und Bekannte behufs
Gewinnung neuer Abonnenten weitergegeben.

erEin Wink für Kranke.
Deutſchland beſitzt im Lamſcheider Stahlbrunnen einen Heil-

ſchatz erſten Ranges, der verdient, der leidenden Menſchheit
dauernd zugängig gemacht zu werden. (Prof. Dr. Liebreich.)

„Das Waſſer iſt re hartig in ſeinen Wirkungen. Es iſt in
der beigegebenen Broſchüre bezüglich der Wirkungen nicht zuviel geſagt, eher zu wenig. 8 habe es angewandt gegen
Verdauungsbeſchwerden, Mattigkeit in den Füßen, el
loſigkeit, Schlafloſigkeit, Nervoſität, Angſtgefühl, Slutandreng

nach dem Kopfe uſw. Mit all dem räumt Jhr Stahlbrunnen
gründlich auf.“ „Das Lamſcheider Stahlbrunnen-Waſſer iſt
das einzige Mittel, welches mir in meinem ſchweren Nerven-
leiden Hilfe brachte.“ „Jch wurde friſcher, lebhafter. Nach
dem ich alle Flaſchen verbraucht hatte, war ich ein anderer
Menſch.“ „Mit Freuden teile ich Jhnen mit, daß ich eine
Kur gebraucht und die erſehnte Hilſe gefunden habe.“ „Das
Waſſer kam wie ein rettender J ich bin ganz glücklich, daß
es mir ſo gut geht.“ „Der Stahlbrunnen hat bei meiner
Frau verblüffend gewirkt.“ „Es iſt für alte Leute eine
wahre Wohltat.“ „Das Waſſer iſt einfach köſtlich
und ſteht wohl einzig in ſeiner Art heilwirkend auf der ganzen
Welt da.“ Solche Worte der Anerkennung nach erfolgreichen
Kuren ſind der beſte Beweis für die trefflichen GSigenſchaften
dieſer Heilquelle. Trinkkuren im Hauſe warm empfohlen.
Keine Berufsſtörung. Ausführliche Mitteilungen über Kur
erfolge, Anwendungsgebiet und Bezug des Brunnens koſtenlos
durch: Lamſcheider Stahlbrunnen in Düſſeldorf W. 153.

r We 3 e R 3Ayolld- Jene
Direktion: Gustav Poller.

Allabendlich 8 Uhr:
Mit türmischem lacherfol

vie Kelche Suvanne.
Operette j. 3. Akt. v. G. Okonkowskl

Musik von Jean Gildbert.

Standesamtliche Nachrichten.

I Halle-Süd (Steinweg 2) 8. Mai..
Frische Pökelknochen a e e n e dere

a bach (Zwingerſtr. 12 u. Nikolai

Wie zu Hause

speisen Sie

im Volkspark.

Vorzügliche Küehe,

Freitag und Sonnabend

Stallſchweizer Krzy
zanski und C. Schieck (Brachwitz).

Studtt ter Alle Eiſendreher Schieferdecker und
A. Erfurth (Schafſtädt). of
offiziant Schöllner und WDirektion Geh. Berat M. Richards. Siegel (München u. Halle a.

Fernruf 1181.
Mittwoch den 10. Mai

Anfang B Uhr:

Ehdeſchließungen Eiſendreher
Schilde u. Frida Schmidt (Frieſen

ſtraße 12 und Dieskauerſtraße 4).
226. Vorſtellung i. Ab. 2. Viertel. Arbeiter Steinkopf u. Jda Leube

(Domplatz 5 u. Hermannſtraße 19).

Geboren Pförtner Fricke S.
(Magdeburgerſtraße 18). Prakt.
Arzt Dr. med. Atenſtaedt aus

Beneſiz für die Kaſſiererin
Emma Kästner

Das intereſſanteſte aller Spiele.

OPrecios a
Schauſpiel in 4 Akten von P. A.
Wolf. Muſik von C. M. v. Weber.

Kaſſenöffnung 74 Uhr.
Anf. 8 Uhr. Ende vor 10 Uhr.

Donnerstag den 11. Mai:
Abends 8 Uhr:

227. Vorſtellung i. Ab. 3. Viertel.
Noviſät! Zum 4. Male Roviiat!

M BEVEIRS.
Schwank in 3 Akten

von Fritz Friedmann -Frederich.

in Drahtgeflecht und Ton.

C. F. Ritter
Loipzigerstrasse 90.

Morgen, Mittwoch
Schlachtefest.

Fr. Poetsoh,
Leſſingſtraße 30.

ce--

Bedarfsartikel. Preisſiste gratis.
C. Klappenbach, Halle a. S.

hie gegen den Bergarhbeiter Wilhelm
Brömme in Döllnitz gelene Beleidlgung
nehme ich mit d. Ausdruck d. Bedauerns zurdck.

Döllnitz, d. 9. Mai 1911.
Frau Pönicke.

Zu beziehen durch die

Z Kursbücher
für Sommer 1911.

Volksbuchhandlung, Halle 9. 6.
Harz 42/43.

u

Bitterfeld S. (Zinksgartenſtr. 2/3).
Buchdrucker Weidig T. (Große
Klausſtraße 15). Roßfleiſchhändler
Felſch, T. (Schmiedſtraße 37).
Rangierer Streit S. (Streiber-
ſtraße 12). Kaufmann Braunß
S. (Streiberſtraße 27). Molkerei-
kutſcher Max Wittenbecher S.
(Glauchaerſtr. 70). Verſicherungs
beamten Buſſe S.
ſtraße 66). Schloſſer Banſe T.

a 11). Schloſſerhöthe S. (Torſtraße 21). Tele
graphenarbeiter Gräßer S. (Tor
ſtraße 25). Kaufmann Kuhne
T. (Krukenbergſtraße 12).

Geſtorben Werkmſtrs. Theuer
kauf Ehefrau Anna geb. Schmidt,“
46 J. Beeſenerſtr. 29). Muſikers
onang S., 3 J. erſtraße 10). Arbeiter Mittag,
49 J. (Dieskauerſtr. Privat
mann Kallmeyer, 79 J. (Wörm-
litzerſtraße 9). Fabrikarbeiter,
Seidel aus Zeitz, 53 J. (Klinik).
Schmied Vondran, 60 Jahr
(Zwingerſtraße 289). Maurers
Keßler aus Bitterfeld S., totgeb.

(Klinik). Arbeiters Kitzel T.,
9 Mon. (Wörnmlitzerſtraße 97).
Bergarbeiters Heinemann aus
Bernterode S. (Bergmannstroſt).
Marie Foyt aus Finſterwalde,
23 J. (Klinik). s
Halle-Nord (Gr. Brunnenſtr. 38)

8. Mai.
Aufgeboten: Tiſchler Günther

und. Paula Freund (Forſter-
ſtraße 37 und Fleiſcherſtraße 6).
Sattler Korn und Eliſe Conrad
(Albrechtſtraße 18 u. Wolferode).

Geboren: Arbeiter Günther T.
Feldſtraße 5). Tiſchlermeiſter
zorbs S. Reilſtraße 12).
Geſtorben: Arbeiters Heclau

T., 3 Mon. (Zietenſtraße u
Schloſſers Meie S., 2 W. (Reil-
ſtraße 42). Witwe Röckert geb.
Braunß, 50 J. (Wilhelmſtr. 2).
Witwe Kreißler geb. Roſche aus
Gollma, 76 J. (Diakoniſſenhaus).

Kür die Inſerate verantwortlich: Rob. Jlgner. Drug der Halleſch. Genoſfenfch Vuchdrug. (E. G. m. b. H.) Verleger vorm. Aug. Groß jetzt A. Jähni g. Sämtl. i. Halle a. S.
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2. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 108 Halle a. S., Mittwoch den 10. Mai 1911 22. Jahrg.

Die Maifeier in der Cürkei.
Konſtantinopel, 3. Mai 1911.

Noch vor drei Jahren war der Plan, in der Türkei eine
moderne Maifeier abzuhalten, eine hirnverbrannte Jdee: die
Sache iſt jetzt anders geworden.

Allerdings noch voriges Jahr haben an der Maifeier in
Konſtantinopel nur genau gezählte 15 Arbeiter teilgenommen
außerdem gab es bloß eine Zuſammenkunft armeniſcher Stu-
denten. Aber im Laufe eines Jahres, in aller Stille machte
der ſozialiſtiſche Einigungsgedanke einen hübſchen Schritt nach
vorwärts.

Ja, die Maifeier in der Türkei hat ſogar ihre Vorgeſchichte.
Wir beſitzen in Konſtantinopel eine Gewerkſchaft der Damen-
jackettſchneider, die, nach einem erfolgreichen Streik,
den Unternehmern die Bedingung abgetrotzt hatte: Frei
gabe des 1. Mai! Dieſe Gewertſchaft, die gegenwärtig
120 Perſonen umfaßt, bildete die Kerntruppe der Feiernden.

Jhnen ſchloſſen ſich, auf Einladung der allgemeinen ſozia
liſtiſchen Organiſation Ergatis der armeniſchen ſozialiſtiſchen
Partei Doſchnakzütün, der anderen armeniſchen ſozialiſtiſchen
Fraktion Hindſchak eine bedeutende Anzahl anderer Arbeiter
verſchiedener Berufe und einige Dutzend Studenten an. Die
Geſamtzahl der Arbeiter, die in Konſtantinopel an 1. Mai
die Arbeit niedergelegt haben, beträgt rund 500, die
Zahl der Teilnehmer an der Feier vormittags etwa 800.
Wie ſchon aus dem obigen ſich ergibt, haben die verſchiedenen
Organiſationen ſich geeinigt, um die Maifeier gemeinſam
zzu begehen. Der Erfolg war glänzend und wird ſicher zur
weiteren Einigung der jungen Bewegung beitragen. Es herrſcht
ſeine gehobene Stimmung angeſichts der für hieſige Verhältniſſe
ungewohnt großen Zahl der Feiernden.

Schon um 10 Uhr vormittags begannen die Feiernden ſich zu
verſammeln in dem hübſchen Garten der Brauerei Pipino.
Wir ſind freilich noch nicht ſo weit in Konſtantinopel, um unter
dem Belagerungszuſtand in aller Form eine öffentliche Demon
ſſtration abhalten zu können. Der Verſuch dazu wurde deshalb
auch nicht unternommen. Die Feier trug vielmehr den Charak
ter einer feſtlichen Zuſammenkunft. Und als alle beiſammen
waren, da wurden den Zweck des Arbeiterfeſtes entſprechende
Reden gehalten.
Als erſter ſprach Genoſſe Korokoſch, der Sekretär der Ge
werkſchaft der Damenjackettſchneider. Er erklärte die Bedeu-
tung des 1. Mai, betonte, daß dieſe Feier frei ſei von jeder
nationalen und religiöſen Beſchränktheit und nur der inter
nationalen Solidarität des Proletariats gelte. Die Arbeiter
müſſen ſich organiſieren, um ihre Rechte zu verteidigen. Früher,
wenn ein hieſiger Arbeiter ſich ein beſſeres Schidſal erkämpfen
wollte, blieb ihm nichts anderes übrig, als nach Amerika aus-
Zuwandern; „ſo dachte auch ich früher ſagte der Redner
aber jetzt bin ich anderer Meinung, ich bin der Meinung, daß
d in unſerem Vaterlande bleiben müſſen, um uns hier eine
beſſere Zukunft zu erkämpfen.“ Korokoſch ſprach türkiſch.
Von der ſozialiſtiſchen Organiſation Ergatis hielt Genoſſe
Popodopuloin griechiſcher Sprache eine kängere Rede,
in der er die Jdeen des Sozialismus entwickelte.

Noch mehrere andere ſprachen in armeniſcher, türkiſcher,
griechiſcher und ſpanioliſcher (jüdiſch-ſpaniſchen) Sprache. Auch
eine junge Genoſſin, eine Armenierin Perus Demird-
Fchi ou, ſprach einige begeiſterte Worte. „Unter dem alten
Regime ſagte ſie konnten die Arbeiter ihre Rechte nicht
werteidigen; jetzt haben wir die Möglichkeit, uns zu organi-
ſſieren und unſere Forderungen zu ſtellen. Jch rufe darum:
Hoch der Achtſtundentag und hoch die Demokratiel Hoch der
1. Mai, der unſeren Klaſſenkampf ankündigt. Jetzt erſt beginnt
unſer eigentlicher Kampf. Hoch der Sozialismus!“

Es war eine buntſprachige Geſellſchaft, aber man verſtand
ſich gut, denn ein jeder las in den Augen des anderen die
gleiche Begeiſterung für die gemeinſame Sache des Prole-

tariats. Die Jugend gab den Ton an, darunter viele Arbeite-
rinnen. Man ſah aber auch manchen Graukopf, der die Stürme
der ruſſiſchen oder der armeniſchen Bewegung mitgemacht hat.

Erfreulich war die recht rege Beteiligung der Arbeiter der
Tabakregie. Dieſe Arbeiter haben ſoeben einen ſchweren
Streik gegen die mächtige Monopolgeſellſchaft ausgefochten.
Sie haben zwar ihre Forderungen nicht durchſetzen können,
aber ſie ſind mit Ehren aus dem Kampf getreten.

Die Veranlaſſung zum Streik gab die Entlaſſung von 22 Ar
beitern; dieſe Entlaſſung hat die Geſellſchaft zurückziehen
müſſen. Sie verſprach auch, den anderen Uebelſtänden abzu-
helfen, der Streik hätte mehr Erfolg, wenn nicht die Tabak-
regie, die ja mit keiner Konkurrenz zu rechnen braucht, in ihrer
großen Fabrik in Samſum (Kleinaſien) Erſatz für den Pro-
duktionsausfall der Konſtantinopler Fabrik zu ſchaffen ver-
mocht hätte. Die Arbeiter haben darum begriffen, daß ſie nur
durch einen allgemeinen Streik, der alle Fabriken der Regie
umfaſſen würde, ihre Forderungen durchſetzen können. Mit
dieſen Gedanken haben ſie die Arbeit wieder aufgenommen.
Sie ſind frohen Mutes und arbeiten jetzt eifrig an der Entwick-
lung ihrer Organiſation. Sie haben ſchon jetzt bedeutend mehr
Geld in ihrer Kaſſe, als zu Anfang des Streiks darin war.

Ein Teil der Arbeiter der Tabakregie hat, wie ſchon erwähnt,
am 1. Mai die Arbeit niedergelegt.

Als nun das Feſt zu Ende war, da ſetzte man ſich, mit roten
Maibändchen geſchmückt, in geſchloſſener Maſſe in Bewegung,
um ſich heimwärts zu wenden. Der Weg führte über die
Hauptſtraße von Konſtantionopel. Der Zufall, der ja manch-
mal uns Sozialdemokraten recht günſtig iſt, wollte es, daß man
auf dieſem Wege Truppen von Arbeitern begegnete, die gerade
Feierabend machten und die Fabriken der Tabakregie verließen.
Dieſe ſchloſſen ſich ſelbſtverſtändlich dem Zuge an, ſchmückten
ſich ebenfalls mit Maibändchen, und die Maſſe, die über
Tauſende Köpfe ſtark war, paſſierte feierlich die ganze lange
Straße. Da die Konſtantinopler Polizei noch nicht unter dem
Kommando des preußiſchen Herrn v. Jagow ſteht, wickelte ſich
das ganze in muſterhafter Ordnung ab. Abends fanden drei
Verſammlungen ſtatt, die ſämtlich ſtark beſucht waren.

Noch viel erhabener war die Maifeier in Salonik, dem
großen Arbeiterzentrum. Dort nahmen über 3000 Perſonen
an dem Demonſtrationszuge teil. Die Demonſtration
wurde polizeilich genehmigt, da Salonik nicht unter dem Aus-
nahmegeſetz ſteht. Der 1. Mai wurde außerdem in Uesküb
und an anderen Orten gefeiert, doch liegen mir zur Stunde
noch keine Mitteilungen vor. Jn Konſtantinopel und in Salonik
wurde folgende gleichlautende Reſolution angenommen:

Die zur Feier des 1. Mai verſammelten Arbeiter und
Arbeiterinnen erklären ihre Solidarität mit den Arbeitern
der ganzen Welt, die an dieſem Tage gegen die kapitaliſtiſche
Unterdrückung demonſtrieren. Sie fordern eine wirkſame
Arbeiterſchutzgeſetzgebung, insbeſondere den Achtſtundentag
und das Verbot der Kinderarbeit.

Sie proteſtieren gegen den Jmperialismus der kapitali-
ſtiſchen Staaten, der Zerwürfniſſe unter den Völkern erzeugt
und auf den Krieg hinarbeitet.

Sie fordern die Arbeiter des osmaniſchen Reiches ohne
Unterſchied der Nation und Religion zu gemeinſamem Werk
auf, das Vaterland gegen die wirtſchaftliche und politiſche
Unterdrückung ſeitens des internationalen Kapitals zu ver-
teidigen.

Alles in allem: Das Proletariat der Türkei erwacht,
und in ihm erwächſt jene Kraft, die den türkiſchen Parla-
mentarismus verteidigen wird. Parvus.

Arbeiter Sekretariat, Haſſe a. S.,
Harz 42/43, Hof, 2 Treppen.

j nur Wochentags von 11/21/2 Uhr und abends vonSprechſtanden zur Uhr. Sonnabend nachmittags und Sonntags

geſchloſſen. Telephon Nr. 1541.

——|mRT

Aus den Hachbarkreiſen.
Redaktion, Expedition und Druckerei

einer Zeitung ſind völlig voneinander getrennte Be-
triebe. Wer eine geſchäftliche Ankündigung (Jnſerat,
Annonce uſw. gegen Bezahlung) im Volksblatt aufgeben will, der
wende ſich an die

Expedition Telephon Nr. 1047,
an die auch alle Geldſendungen für Jnſerate, Abonnements
uſw. zu richten ſind. Beſchwerden über mangelhafte Zuſtellung
des Volksblatts haben die Poſtabonnenten jedoch beim zuſtändigen
Poſtamt anzubringen.

Wer jedoch eine Nachricht zur Aufnahme in den Textteil des
Volksblatts (Lokales oder Provinzielles) einſenden will, der tue
dies an die

Redaktion Telephon Nr. 338,
die dieſen Teil des Blattes bearbeitet.

Wer Druckſachen (Programme, Plakate, Laufzettel uſw.) an
gefertigt haben will, muß ſich an die

Halleſche Genoſſenſchaftsdruckerei Telephon 1047
wenden.

Jm Jntereſſe der raſchen Abwicklung der Geſchäfte bitten wir
unſere werten Leſer, Mitarbeiter, Jnſerenten und Geſchäftsfreunde
dieſe Teilung des Geſchäftsbetriebes unſerer Zeitung gefl. genau
zu beachten, da bei falſcher Adreſſierung leicht Zeitverſäum-
niſſe und unliebſame Verzögerungen entſtehen können.

Vom Bergarbeiterſtreik.
Die Situation im Streikgebiet hat ſich am Montag nicht

weſentlich verändert. Die von den einzelnen Streikbureaus
erſtatteten Berichte laſſen erkennen, daß ſich bis Montag mittag
nicht alle Streikenden auf den Bureaus gemeldet haben. Es
iſt deshalb auch nicht möglich, genaue Zahlen an
zugeben. Soviel kann jedoch geſagt werden: Die von dem
Unternehmerverein und der bürgerlichen Preſſe aufgeſteillte Be-
hauptung, daß zahlreiche Arbeiter nur widerwillig und dem
Zwange gehorchend, ihre Kündigung eingereicht hätten, iſt hin-
fällig geworden. Denn durch Terrorismus und Gewalt iſt den
einzelnen Perſonen in einem ſo ausgedehnten Revier gar nicht
möglich, zirka 6000 Arbeiter in einen Streik zu „treiben“. Es
ſteht übrigens den Unternehmern und deren Trabanten ſehr
ſchlecht an, von Terrorismus zu reden, denn es wird gerade
von dieſer Seite gegen die Streikenden ein Terrorismus aus-
geübt, der alles bisher dageweſene überſteigt. Ein Teil der
Streikenden hat das zweifelhafte Vergnügen, in
Werkshäuſern zu wohnen. Dieſen Arbeitern iſt im
Laufe der letzten Wochen gekündigt und mit der Räumung der
Wohnungen gedroht worden. Die Zeitzer Parafinwerke haben
zur Räumung der Wohnungen nur eine Zeit von 2 Tagen ge
laſſen die übrigen Werke ſind in ähnlicher Weiſe vorgegangen.
Auf einigen Werken iſt den Jnhabern der Wohnungen die
Miete bis zum Ablauf des Quartals, alſo bis 30. Juni, vom
letzten Schichtlohn abgezogen worden. Dieſe Arbeiter erhielten
keinen Pfennig Lohn ausgezahlt, die meiſten mußten zur Ab-
rechnung noch Geld mitbringen.

Auch ein Geiſtlicher iſt den bedrängten Werksherren bei-
geſprungen. Es wurde der Streikleitung gemeldet, daß dieſer
Prediger chriſtlicher Nächſtenliebe einen minderjäh-
rigen Streikenden für welchen er als Pfleger beſtimmt
iſt, aufgefordert habe, die Arbeit ſofort wieder
aufzunehmen, widrigenfalls er ihn in Zwangserziehung
bringen werde. Fürwahr, echt chriſtlich!

Als dritter Helfer im Bunde ſpringen auch die Knappſchafts-
kaſſen den Unternehmern bei. Aus allen Streikorten wird be
richtet, daß viele Kranke in den letzten Tagen einfach geſund
geſchrieben worden ſind. Ferner iſt den Streikenden geſagt

Wenn der Vorbang fällt.
Aus der Komödie des Lebens.

Roman von Jonas Lie,
Nachdr. verb.

Fräulein Morland ſah ihm mit einem ſaltſam ſchweren Blick
in die Augen, während ſie leiſe das Kind von ihrem Schoß
gleiten ließ.

„Ach Jon brach Frau Arna das Geſpräch ab, „wenn
wir erſt an alle verlaſſenen Kinder und dann an alle unglück-
liche Mütter denken ſollen, die es in der Welt gibt, da können
wir unſer Spiel nur gleich aufſtecken. Jetzt ziehen wir die
Eiſenbahn auf und laſſen ſie von Station zu Station fahren!“ſage ſie gleich darauf fort. „Vier Stationen errichten wir.

Sie, Fräulein Morland, eine auf Jhrer Seite ich eine auf
meiner Seite und Gunnar und Jſak jeder ſeine Station
dazwiſchen. Aber dann müſſen Sie Gunnar auch wirklich ſitzen
laſſen und nicht die ganze Station in Unordnung bringen, ſo
daß niemand da iſt, wenn der Zug kommt! Jſak pfeift jedes-
mal, wenn der Zug einfährt! Und du mußt es ebenſo
machen, Gunnar! Hier werden die Billetts verkauft!“

Einer oder der andere der Paſſagiere ſuchte im Vorüber-
gehen einen Blick von dem zu erhaſchen, was im Familien-
winkel beim Pavillon vor ſich ging.

Der Braunmantel war drüben an der Brüſtung ſtehen ge
blieben. Lange ſtand er unbeweglich und verfolgte das Spiel.
Plötzlich überraſchte er alle, indem er herantrat und mit
tiefſter Höflichkeit ſich bei dein kleinen Jſak erkundigte, ob er
ein Billett nach Kalkutta bekommen könne. Da dies verneint
wurde. zog er ſich in unerſchütterlichem Ernſt zurück und trabte
über das Verdeck zurück.

„Du Jon a Frau Arna, „mir wurde ganz bang.
Jn den Augen dieſes Mannes lag ſo etwas Verſteinertes, Un
glückliches faſt wie wenn er nicht ganz bei Sinnen wäre!

Eben kam Wangenſtein, noch mit der Röte des Siegers auf
den Wv gewiß es gilt, die Phantaſie der Kinder ſowohl
als auch ihre Jntelligenz aufs Zeitgemäße zu lenken.

Der Doktor war eifrig beſchäftigt, mit dem Stock einer Zug
abzuwehren, der ſeinen Weg quer über das Verdeck nehmen
w. komme mir hier vor, wie in einer Zukunftsſchule, gnä-
dige Frau!“ fuhr Wangenſtein aufgeräumt fort. „Anſchauungs-
unterricht! Das ganze Zeitalter, in dem man lebt, mit Tele-
graph und Telephon und Eiſenbahn dringt einem in Fleiſch und
Blut, faſt noch che man ordentlich leſen kann.
den Kindern klar, daß dies von
Leben iſt

ma

Machen Sie nur
utzen für ihr kommendes

Nein den wollen wir nicht bei unſerem
Spiel haben!“ ſprach unten Frau Arna leiſe auf Jſak und
Gunnar ein, ohne aufzublicken.

überhaupt dieſe freiwillige Arbeit der Kinder beim
Spiel iſt eine Kraft, die man ausnützen müßte fuhr
Wangenſtein von oben fort.

„Jawohl da müßte es ein ſchönes Vergnügen ſein, zu
ſpielen!“ ſchwatzte Frau Arna, indem ſie aufmerkſam auf einen
Zug acht gab.

Wangenſtein ſtand eine Weile und wartete auf Antwort.
„Da bekommen Sie Beſuch von dem langweiligen Violin-

ſpieler!“ ſagte er ſchließlich, indem er den Hut lüftete und
weiter ſpazierte.

„Darf man fragen, welchen Nutzen Sie eigentlich mit Jhrer
Violine ſtiften, Herr Havsland?“ begrüßte Frau Arna ihn
ausgelaſſen.

„Jch weiß es nicht, gnädige Frau ich wuß es wirklich
nicht! Es wäre denn vielleicht, daß ich den Menſchen die Ohren
vergrößerte, ſo daß ſie mehr Gehör für die himmliſchen Dinge
bekommen!“

„Seitdem wir uns zuletzt ſahen, ſind Sie eine Berühmtheit
geworden eine Größe ſagte Frau Arna.

„Ach ja aber man erinnert ſich immer mit einer gewiſſen
Rührung der beſcheidenen Tage, da man ſich nur auf ſich ſelbſt
und auf unſeren Herrgott verließ. Jetzt ſpannt man die
Reklame vor und kann anſtändigerweiſe daneben nicht gut
den Himmel um Beiſtand anflehen. Es kann viel Schmutz an
einer alten Geige hängen viel Schmutz! Die Berühmtheit
iſt nicht umſonſt! Aber Jhnen, gnädige Frau, die Sie mir
damals in Jhrer Stadt ſo tapfer halfen Jhnen werde ich
das nie vergeſſen! Das war mein erſter wirklicher Erfolgl“

„Sonderbare Stadt! Voll von allerhand Kunſtdilettanten
man amüſiert ſich famos. Darf ich fragen, ob es noch immer

ſo luſtig dort zugeht Bälle Konzerte Theater
„Gewiß das dürfen Sie glauben!“ verſicherte Frau Arna

warm. „Kommen Sie nur hin hätte ich faſt geſagt! Ach
ich vergeſſe noch immer, daß Jon und ich nicht mehr länger
dort ſind

„Hm danke ſchön aber wenn das Doktorhaus nicht mehr
exiſtiert! Jch kann den Eindruck eines aus der Erde
geriſſenen Kirſchbaumes nicht los werden! Jch glaubte gerade
Jhre Familie gehöre zu den am feſteſten eingewurzelten, mit
hundert Beziehungen an die Stadt geknüpſten.“ e

„Das Dach dort war für Jon und ſeine Arbeit zu niedrig.
Er mußte hinaus und ſelbſtverſtändlich Jſak und ich mit ihm.“

Der Geiger ſetzte ſich und ſann vor ſich hin:
„Ein Zugvogel wie ich, der heute in Mailand, morgen in

Petersburg und übermorgen vielleicht auf dem Wege nach
Amerika iſt, berommt eine wunderſchöne Schwärmerei für das,

werden.

worden, daß ſie keine Anſprüche an die Kaſſe hätten. Hier
dürfte zweifellos eine Korrektur eintreten, denn ſo ohne

m x e e. ewas ich eine wirkliche Heimat nennen möchte. Nein daß
das Haus des Doktors nicht mehr da iſt! Erinnern Sie ſich,
gnädige Frau in meinem Konzert trugen Sie eine große
gelbe Chryſantheme im Haar, die wie zum Teufel hieß
doch der talentvolle, muſikaliſche Menſch Jhr Hausfreund

der mit einem ganzen Korb voll Blumen zu Jhnen kam,
gerade als wir vormittags die Nummer probierten, zu der Sie
mich begleiten ſollten? Na der, der Jhnen half, die ganze
Stadt auf den Kopf zu ſtellen? Foltmar Direktor Foltmar

richtigl! Ein deſtingnierter Menſch mit etwas Reſignier-
tem an ſich voller Kunſtintereſſen. Und nun ſind Sie wirklich
von dem ganzen Jdyll weggereiſt von Freund und Popu-
larität und ſitzen wie andere Friedloſe, hier auf dem wilden

Meerl!“ rWie ich dazu kam, meine Karriere zu wechſeln und
ganz zur Wiſſenſchaft überzugehen?“ ſagte der Doktor plötzlich
rauh.

Sein Blick ſtreifte die Frau mit einem erbitterten,
vollen Ausdruck

„Jch will es Jhnen erklären, Herr Havsland. „Es paſſierte
mir, daß ich mir über etwas den Kopf zerbrach, was ich abſolut
nicht herausfinden konnte. Das quälte mich Tag und Nacht.

Sie wiſſen doch die Unruhe des Forſchers. Und ſo packte
ich auf, um möglicherweiſe die Löſung auf der anderen Seite
der Erde zu finden.“

Die Augen der Frau weilten einen Moment lang angſtvoll
auf dem Doktor, als forſchte ſie, wie tief dieſe Stimmung
ginge.

Ein gequälter, reſignierter Seufzer entſchlüpfte ihr.
Sie nahm ſich aber plötzlich zuſammen und rief heiter: „Paß

auf dein Amt auf, Jſak! Die Lokomotive läuft ja wegl Es
geht wahrhaftig nicht, ſich mit Wiſſenſchaft zu beſchäftigen,
wenn man im Dienſt iſt. Fräulein Morland ergreift natür-
lich die Gelegenheit, Gunnar wieder auf den Schoß zu

nehmenl!“ eDer Geiger war aufmerkſam geworden. Er witterte in der
Luft etwas wie Mißſtimmung unter dem raſchen Ton der
Frau. Er ſah von einem zum andern und wandte ſich dann
an Fräulein Morland:

„Und Sie gedenken ſich alſo auch eine Zukunft in Amerika zu
ſchaffen als Muſiklehrerin? Natürlich ſind Sie auf die
Schwierigkeiten im Anfang vorbereitet.“

Fräulein Morland preßte Gunnar nervös an ſich, als wollte
ie zeigen, daß ſie Kraft beſitze.Frau rn meinte nun, der Dampfer ſtampfe jetzt zu heftig.

Sie begann die Spielſachen und die gykomotive, die umge-
türzt auf dem Verdeck lag, zu ſammeln.Die Kinder mußten hinunter und drunten beſchäftigt

(Fortſetzung folgt.)
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weiteres kann man den Streikenden alte erworbene Rechte
nicht nehmen.

Bekanntlich haben die Werksherren die beſcheidenen Forde-
rungen der Arbeiter unter dem Vorwande abgelehnt, daß die
Werke ſich in ſchlechten wirtſchaftlichen Verhältniſſen be-
fänden. Daß das eine fauſtdicke Lüge iſt, werden wir
morgen eingehend beweiſen. Wenn man ſich jetzt die rieſen-
haften Anſtrengungen und tollen Verſprechungen einzelner
Werke betrachtet, dann kommt man aber ſchon heute zu dem
Schluß, daß dieſer Vorwand nichtig iſt. Denn denjenigen Ar-
beitern, welche zu Verrätern an ihren kämpfenden Klaſſen-
genoſſen werden ſollten, haben einzelne Verwaltungen ganz
bedeutende Lohnzulagen verſpröchen. Wir wollen
heute aus der Fülle des Materials nur zwei markante Fälle
herausgreifen, um die Unverfrorenheit der Werksprotzen zu
kennzeichnen. Auf der Grube Marie bei Deuben iſt den

.Maſchiniſten und Heizern, wenn ſie nicht ſtreiken würden, eine
wöchentliche Zulage von 1,36 Mk. verſprochen
worden, während auf einer Grube bei Dürrenberg jedem
ſtreikbrechenden Arbeiter eine Zulage von einer Mark pro Tag
verſprochen wurde.

Daß die Werke große Anſtrengungen machen, an s-
ländiſche Arbeiter heranzuziehen, haben wir bereits mit
geteilt. Wie dieſe Leute behandelt werden, ſei durch folgendes
'dargetan: Auf der Grube Emma bei Streckau ſind
mehrere Galizier in der Kantine untergebracht. Am letzten
Lohntage wurde dieſen Arbeitern für Koſt und Logis 10,40 Mk.,
für Vorſchuß 2,75 Mk. zurückbehalten. Die Arbeiter er-
hielten dann noch 13,552 Pf., 2 Mk. uſw. ausge
zahlt. Den alſo Behandelten wurde bedenutet, daß die Ab-
züge gemacht würden, um die verauslagten Reiſegelder zurück-
zubekommen. Wir ſehen hier, daß dieſe zu Lohndrückern be-
ſtimmten unwiſſenden Proletarier alle Urſache haben, ſich dem
Streik anzuſchließen.

Die katholiſchen Fachabteilungen ſind ihrem
alten Grundſatz (offener Arbeiterverrat) treu ge-
blieben, indem die Leitung für ihre Mitglieder im Alten-
burger Revier anordnete, daß ſie die bereits einge-
reichten Kündigungen zurück zunehmen hätten.
Die katholiſchen Bergarbeiter ſind mit dieſer Taktik ihrer

Führer jedoch nicht einverſtanden, denn ſie ſagen ſich,
daß es keine Todſünde ſein könne, wenn Arbeiter für Verbeſſe-
rung ihrer Lohn- und Arbeitsbedingungen ſtreikten. Dieſe
Arbeiter tun gatt, ſich einer Organiſation anzuſchließen, die in
tatkräftiger Weiſe nur Arbeiter- und keine Unternehmer-
intereſſen vertritt.
Die Streikenden ſind auf der ganzen Linie tätig, um ihrer
Bewegung den notwendigen Nachdruck zu verleihen. Sie werden
ſich durch keinerkei ſenſationell aufgeputzte Gerüchte in ihrem
Tun beirren laſſen. Sie werden mit Ruhe und Beſonnenheit
den Kampf führen!
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Nuternehmergewinne in der mitteldentſchen Braunkohlen
induſtrie.

Die Bergarbeiter des Zeitzer und Meunſelwitzer
Braunkohlenreviers ſind den Herren zu lebendig ge-
worden. Nachdem es nicht mehr mit brutaler Gewalt geht, die
Forderungen der Grubenproketarier unerfüllt zu laſſen, haben
ſich die Braumkohlengrubenbeſitzer auf das Ueberzeugen
gelegt. Die Arbeiter ſollen ſich davon überzeugen laſſen, daß
die armen Unternehmer mit ganz kläglichen Gewinnen zu-
frieden ſein müſſen, die nichts weiter als eine armſelige
„Rifikoprämie“ darſtellen. Die Deutſche Bergwerks-
zeit ung beſchwert ſich bitter darüber, daß die Proleten ſelbſt
nachrechnen, und zeigt die Methode, nach der man nach ihrer
Meinung allein den Unternehmergewinnpro Ar-
beiter feſtſtellen könne. Da wir nicht ſo ſind, wollen wir
einmal das Exempel, wie es die Zeitung der Grubengewaltigen
für richtig hält, machen.

Jn folgendem ſind die Geſamtergebniſſe von ſechs bedeuten-
den Braunnkohlenunternehmungen des Zeitzer und Meuſelwitzer
Reviers für das gleiche Jahr 1908 genau nach den An-
gaben der Deutſchen Bergwerkszeitung zu-
fammengeſtellt. Wir prüfen deswegen die Zahlen im einzelnen
nicht nach, die Richtigkeit dieſer von einem anerkannten
Grubementernehmerblatt angegebenen Zahlen ſei alſo voraus-
geſetzt. Die ſechs Werke ſtellten nach der im Reichsamt des
Innern ausgeführten Monatsſtatiſtik von 1908 ein Arbeiter-
heer von 8184 Peronen dar und produzierten Robkohle,

Briketts, Naßpreßſteine, Nebenprodnkte uſw.

im Geſamtwerte von 21 918 643 Mk.davon ſind abzuziehen immer nach den An-
gaben der D. B.3.)
Löhne 10 080 260 Mk.Sogiallaſton 1 117 062Staats urd Komm.- Abgaben 236 126

Generalia 2 357 058Obligationsverzinſung und 4
Prozent Verzinſung vom
tienkapital Verdienſt der Geld

geber!) 1 430 015
Es bleibt alſo außer der normalen Ver-

zinſung des Kapitals 3 471 921 Mk.
Zu dieſer Berechnung bleibt zu bemerken, daß ein Teil der

unteren Beamten, deren Gehalt mit durch die Lohnbücher geht,

73 446 722

in der obigen Lohnſumme mit inbegriffen iſt und daß ferner
auch die Verzinſung der Rücklagen nicht in Anſatz gebracht iſt.
Zwei Momente, welche die Rechnung zugunſten der Unter-
nehmer noch um etliches verſchieben. Bei dieſer Berechnung
erſcheint pro Kopf und Jahr an Arbeiterlohn 1232 Mk.! Alſo
wöchentlich rund 25 ganze deutſche Reichsmark. Die
Deutſche Bergwerkszeitung möchte nun die Ausgaben für
Soziallaſten auch noch zu dem Arbeiterlohn gerechnet
wiſſen. Ein ganz falſcher Grundſatz, denn die Soziallaſten
ſind ja etwas, was dem Arbeiter von ſeinem Verdienſt vor-
enthalten wird, nicht eine Einnahme! Aber bleiben wir ein-
mal auch hier bei der eigentümlichen Unternehmermeinung, ſo
ergibt ſich trotzdem noch ein Unternehmerreingewinn von 424
Mark pro Kopf, Arbeiter und Jahr!!! Wohlgemerkt, da ſind
zu ungunſten der Arbeiter pro Kopf 138 Mk. Soziallaſten in
Anſatz gebracht, und außerdem nicht beachtet, daß der Kohlen-
grubenbeſitzer ſein Kapital mit 4 Prozent verzinſt ſchon be-
rechnet bekommen hat.

Alſo nach der eigenen Berechnung der Unternehmerzeitung
gehen die Arbeiter wöchentlich mit einem Durchſchnittslohn
von 25 Mk. nach Hauſe, während der Kohlengrubenherr an
jedem von ihnen pro Jahr 424 Mk. Supergewinn
hat. Brauchen da Lohnforderungen noch extra
begründet zu werden?

Die notleidenden Werkosbeſitzer ſollen alſo nicht in der Lage
ſein, die vom Bergarbeiterverband geforderten beſcheidenen
Lohnerhöhungen bewilligen zu können. Wie es mit dieſem
„Notſtand“ ausſieht, beweiſen folgende Werksberichte: Für das
Jahr 1909 zahlt die Braunkohlen- Aktiengeſellſchaft Ernſt in
Meuſelwitz 33 Prozent Dividende, der Braunkohlen-
abbauverein Zum Fortſchritt, Meuſelwitz, 12 Proz., die Geſell
ſchaft Friedensgrube daſelbſt 1314 Prozent und die Prehlitzer
Braunkohlen- Aktiengeſellſchaft 15 Prozent. Glänzende Ge-
ſchäfte machten die Aktionäre der Geſellſchaft Vereinsglück in
Meuſelwitz, denn fie konnten für die 1909 und 1910 37 und
42 Prozent einſtreichen. Die Riebeckſchen Montanwerke
konnten von einem 2076 197 Mark betragenden Gewinn
1 201 397 Mark Abſchreibungen verwenden und noch 12 Prozent
Dividende verteilen. Die Aktionäre der Greppiner Werke dürf-
ten mit ihren 10 Prozent auch nicht des Hungers ſterben. Aus
dieſen und noch anderen nicht minder intereſſanten Berichten
iſt zu erſehen, daß die Grubenherren ſehr wohl in der Lage
ſind, die Forderungen der Bergarbeiter anzuerkennen, wenn
ſie nur wollten. Da ſie das aber nicht wollen, verſuchen ſie mit
allerhand Mätzchen die Oeffentlichkeit zu täuſchen.

Helbra. Schulkinder als Ausbeutungsobjekte. Einige
hieſige Genoſſen wurden mit Strafmandaten bedacht, weil ſie ihre
Kinder mit nach der Maifeier nahmen und nicht zur Schule
ſchickten. Bemerkt muß aber werden, daß die Eltern ihre Kinder
in der üblichen Form entſchuldigt hatten. Wie bekannt, werden
hier ſonſt Strafmandate äußerſt ſelten oder gar nicht verhängt,
aber hier gilt es dem roten Geſpenſt entgegenzuarbeiten, da fallen
den Ordnungsleuten ſchnell alle Verordnungen ein. Auf Befragen
erklärte der Rektor Leſſing, daß eine bloße Entſchuldigung nicht
genüge, für ſolche Gelegenheiten gäbe es keinen Urlaub. Nur
zum Rübenverziehen, Steineaufleſen, Kartoffel-
ſtecken und ähnliche Arbeiten würde den Schul-
kindern freigegeben; das heißt, um von den Großagrariern
ſchon in früheſter Jugend ausgebeutet zu werden.

Für lumpiges Geld müſſen ſie den Gutsbeſitzern bei Sonnen-
rand und Regen die Arbeit leiſten. Täglich kann man jetzt

wieder ſehen, wie die armen Proletarierkinder ſtundenweit nach
der Arbeitsſtelle laufen müſſen. Dort werden die ſtärkſten aus
geſucht, die ſchwachen, ausgemergelten Geſchöpfe können ſich wieder
von dannen trollen. Für die neun Stunden lange Arbeitszeit
giht es dann 40 bis höchſtens 50 Pfennige. Eine derartige Aus-
nutzung der Kinderarbeit iſt eine Verſündigung an den Kindern
nicht nur, ſondern am ganzen Volk, das ein Anrecht darauf hat,
daß ſein Nachwuchs nicht ſchon in der Jugend durch Ueberan-
ſtrengung geknickt wird, zugunſten der Groß Agrarier. Die
herrſchenden Klaſſen, die da glauben, ein Anrecht auf das billige
Kinderfleiſch zu haben, machen doch letzten Endes nicht umſonſt
jetzt in Jugendpflege und Sänglingsſchutz. Das geſchilderte
traurige Kapitel der Kinderarbeit wird keineswegs durch das
Pfläſterchen der Kinderſchutzgeſetzgebung gemildert, weil der ſog.
Kinderſchutz nicht auch auf die Landwirtſchaft ausgehnt worden iſt.
Man verbeſſere vor allem die wirtſchaftlichen Verhältniſſe der
Arbeiter, man laſſe ihnen den vollen Ertrag ihrer Arbeitskraft
zukommen: man beſeitige die Herrſchaft des Kapitals und alle
Kinderausbeutung wird ein Ende haben. Nicht nur den mit
Strafmandaten bedachten Genoſſen, ſondern allen, deren heißeſter
Wunſch es iſt, die Geſellſchaftsordnung zu ſtürzen, in der die
Menſchen durch Menſchen ausgebeutet werden, muß die zweierlei
Behandlung der Proletarierkinder anſpornen zu eifrigſter Mit-
arbeit an der Erziehung der Jugend zu freien Menſchen.

Gerbſtedt. Unter freiem Himmel fand hier nach
längerer Pauſe wieder eine öffentliche Volksverſammlung
ſtatt. Das Heim der Arbeiterſchaft, der Gaſthof zur Jnſel
Helgoland hatte eine Vergrößerung durch Ankauf eines benach-
barten Gartens erfahren und wurde dieſes für unſere Partei-
bewegung immerhin recht erfreuliche Begebnis durch Ver-
anſtaltung einer öffentlichen Verſammlung gebührend gewür-
digt. Von nah und fern waren die Genoſſen und Genoſſinnen
herbeigeeilt, um an der Veranſtaltung teilzunehmen. Nachdem
der Sozialiſtenmarſch verklungen war und der Kreisvorſitzende
einige einleitende Worte geſprochen hatte, beſtieg der Referent
Dr. Alfred Bernſtein aus Berlin die Tribüne, um über die
politiſche Lage zu referieren. Jn ausgezeichneter Weiſe ent-
ledigte ſich der Redner ſeiner Aufgabe. Er berührte die Gaufkel-
politik des Zentrums dem leider noch Hunderttauſende von
Arbeitern nachlauſen. Die Reichsverſicherungsordnung wurde

einer ſcharfen Kritik unkergogen ebenſo die Gefahren des iſt
tarismus mit ſeinen Folgeerſcheinungen für die Volkswohl
fahrt. Während England und Amerika Friedensvereinbarun-
gen vorgeſchlagen haben, ſpielt man in Deutſchland fortgeſetzt
mit der Kriegsfackel wegen eines Landes in Marokko. Dieſe
er ehe wird unterſtützt beſonders auch von dem,jetzigen nhaber des Mansfelder Reichstagsmandats, Dr.
Arendt, deſſen volksfeindliche Politik der Redner noch im be
Wien kennzeichnete. Unter lebhaftem Beifall ſchloß er ſeine

usführungen, nachdem er noch eingehend den Segen einer
wirklichen Kommunalpolitik behandelt hatte

Jn der Diskuſſion geißelte Genoſſe Karthäuſer das Verhal-
ten Dr. Arendts, der am ſelben Tage auch in Gerbſtedt ſeine
reichstreuen Schäflein zuſammengetrommelt hatte, um ihnen

natürlich unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit blauen
Dunſt vorzumachen. Wenn dieſer Allerweltspolitiker, ſo meinte
der Redner, es nur ein einziges Mal wagen würde, in ſeinen
Verſammlungen öffentliche Diskuſſion zuzulaſſen, würde ihm
ſchon gezeigt werden, wie verhaßt ſeine regktionäre Politik im
Volke iſt. Nachdem Genoſſe Chriſtange auf die am 21. Mai in
Oeſte ſtattfindende Verſammlung, in der Genoſſe Adolf
Hoffmann ſprechen wird, aufmerkſam gemacht und der Ar-
beitergeſangverein die Marſeillaiſe zu Gehör gebracht hatte,
wurde die impoſant verlaufene Verſammlung mit einem
brauſenden Hoch auf die vorwärtsſtrebende Mansfelder Ar-
beiterbewegung geſchloſſen.

Brücken. Die alte Geſchichte. Der Sangerhäuſer Zei-
tung entnehmen wir folgende Notiz:Mit Rückſicht auf die in jüngſter Zeit vielfach vorgekomme-

nen Schwindeleien von Geldinſtituten, denen meiſtenteils
die kleineren Handwerker und Arbeiter als Opfer dienen, ſei
nachſtehender Fall mitgeteilt: Ein dar in Not geratener Ein
wohner wandte ſich unter Bezugnahme auf eine Annonce in
einer Tageszeitung an ein auswärtiges Geldinſtitut und erbat
von demſelben ein kleineres Darlehen. Wie gewöhnlich war
auch dasſelbe ſchleunigſt mit dem Bittfteller in Verhandlung
getreten. Jn erfter Linie verlangte man eine genügende Sicher-
beit und die Zahlung einer nicht unbeträchtlichen Abſchlußpro-
viſion. Die hohen Zinſen und ſonſtigen Unkoſten erſchienen ja
anfangs dem Geldſuchenden ſelbſtverſtändlich zu hoch. Doch
willigte er ſchließlich, nachdem er von dem tüchtigen Geſchäfts-
führer überredet war, zu einem Vertragsſchluß ein. Jn dem
Vertrage waren die nötigen Beſtimmungen getroffen, was der
Suchende alles mögliche zu tun habhe: Verpfändung der Möbel,
Polizen uſw. und die Weiſe der Rückzahlnungen. Der biedere
Mann zahlte nun auch dem Geſchäftsvertreter die verabredete
Proviſion aus und wartete ſehnfüchtig auf das einzugehende
Geld aber bis heute iſt er nicht in den Beſitz desfelben gekom-
men. Nach langer Zeit bekam er eine Vorladung zu einem
Termin und mußte die trübe Eriahrung machen, daß gegen den
Jeder des Jnſtituts das Strafverfahren wegen Betrugs ein-
geleitet ſei.“Die Warnung, die das Blatt an die Notiz knüpft, iſt ja mehr
als berechtigt; ſchon oft haben wir der Oeffentlichkeit gezeigt,
wie die blutſaugeriſchen Vampire die Not des armen Mannes
ausnutzen, um ſich zu bereichern. Das Blatt unterſchlägt aber
mit Abſicht die Tatſache, daß die Schuld in erſter Linie den Jn
ſeratenpapieren vom Schlage der Sangerhäuſer Zeitung zugznu-
ſchreiben iſt. Würden die Kapitaliſtenblätter die Schwindel-
anzeigen zurückweiſen, ſo mancher Gutgläubige behielte ſeine
letzten Groſchen.

Aufklärung gefunden. Das bakteriologiſche Jnſtitut der Univerſität
in Halle hat in Proben, die bei Erkrankten entnommen wurden,
feſtgeſtellt, daß Fleiſchvergiftung vorliegt. Nunmehr wird der
Staatsanwalt einſchreiten.

(Fortſetzung des provinziellen Teiles in der 1 Beilage.)
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Spezialmarke: Sanem Alle
Erhältlich in den Cigarrengeschäften wo dieses Plakat sichtbar ist!

0 Pflanzen
Bofter

Margarine ist aus garantiert reinen und feinsten Pflanzenfetten
hergestellt, vorzüglich heitbar, leicht verdaulich, nahrhaft und

bekömmlich. in Geschmack, Aroma und Aussehen bester

S

r

15 t

Naturbutter
gleich Nur echt in Packungen mit dem Elefanten. Um Ver-
wechselungen zu vermeiden achte man genau auf Packung, Marke

und nachſtehende Firma:

Aöheeenfenaeanrenfelg.,
Mittwoch: Jeden Mittwoch:Schlachtefes t. Scohlacohtefest.Marie Böttcher, Viktnaliengeſchäft

Triftſtraße 2. Lndwigſtraße Nr. 2.

Jeden Mittwoch
Sehlachte Fest,
F. Aluge, Beeenrr. l.

2--0----„--

Morgen, Mittwoch,
Sohlachtefest.
b 8 Uhr: Wellfleiſch.

Becker, Kröllwitz.
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Wichtig für Mausfrauern
Um die Rasenbleiche zu

ersetzen, kaufen Sie sich
für 15 Pfg. ein Paket „SEIFIX.“
Die Wäsche wird schneeweiß
u. leidet nicht im Geringsten.

D Ein Versuch überzeugt.

D. o 5*“Ö-hFar die Jnferate verantwortſich: Rob. Jlgner. Drug der Halleſch. GenoſſenſchVBuchdrud. (E. G. m. b. H.) Verleger: vorm. Aug. Gro b jett A. Jähnig. San j. Halle a. S.
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